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Monarchie wird akzeptiert, solange sie diskret ist und nicht von ihren Vorrechten Gebrauch macht

Trotz mehrfacher Überarbeitung
ist die Verfassung Luxemburgs
mehr als 150 Jahre alt. In der The-
orie schreibt das Grundgesetz dem
Großherzog ziemlich weitrei-
chende Befugnisse zu. In der Pra-
xis gibt es eine Vielzahl von
Checks and Balances, die diese
Vorrechte des Monarchen ein-
schränken. Diese Vereinbarung
zwischen der Staatsgewalt, die
vom Volke ausgeht und dem
Großherzog, der diese ausübt, geht
solange gut, bis dieser seine Prä-
rogativen voll ausschöpft. Dies hat
in der Geschichte mehrmals zu
Verfassungskrisen geführt.

Marie - Adelheld
Eine dieser Staatskrisen mündete
in das erste Referendum der Ge-
schichte Luxemburgs. Bereits vor
dem Ersten Weltkrieg hatte die
damalige Großherzogin Marie -
Adelheld aktiv in die Regierungs-
geschäfte eingegriffen. Erst nach
wochenlangem Zögern unter-
zeichnete sie das kontroverse
Schulgesetz von 1912. Erschwe-
rend kam hinzu, dass sie 1915 von
ihrem verfassungsmäßigen Vor-
recht gebraucht gemacht hatte und
die Chamber, in der die Linke da-
mals die Mehrheit besaß, aufge-
löst hatte. Durch die vorgezoge-

nen Wahlen kam dies der Rechts-
partei zugute. Vor allem von den
Sozialisten wurde sie deswegen
kritisiert.

Der Erste Weltkrieg

Wie für viele andere Staaten in Eu-
ropa war der Erste Weltkrieg auch
für Luxemburg eine Zeitenwende.
Die vorgebliche „deutschfreund-
liche" Haltung der Großherzogin
während des Krieges wurde zum
Aufhänger der ganzen Strapazen,
die die Bevölkerung während des
Krieges erlitt. Obwohl Luxemburg
von deutschen Truppen besetzt
war, funktionierten die politi-
schen Institutionen weiter. Auch
im Großherzogtum erschwerten
Lebensmittelknappheit und Preis-
steigerungen im Laufe des Krieges
der Bevölkerung das Leben. Der
Unmut der Bürger richtete sich
immer mehr gegen Großherzogin
Marie -Adelheld.

Das größte Vergehen, dass ihr
später angelastet wurde, war, dass
sie kurz nach Kriegsausbruch im
August 1914 Kaiser Wilhelm 11.
empfangen hatte, obwohl das
neutrale Luxemburg gerade offi-
ziell gegen den Einmarsch der
deutschen Truppen protestiert
hatte.

Beachten sollte man jedoch,

dass die eher wohlwollende Hal-
tung gegenüber der Okkupations-
macht von den in der Abgeord-
netenkammer vertretenen Partei-
en mitgetragen wurde. Auch die
Luxemburger Stahl- und Eisenin-
dustrie profitierte von den Kriegs-
handlungen Krieg, indem sie die
deutsche Armee versorgte.

Nach dem Abzug der Besat-
zungstruppen brachen deshalb in-
nenpolitische Unruhen aus. Die
Großherzogin hatte sich wegen
der ihr vorgeworfenen germano-
philen Politik während des Krie-
ges nicht nur in Luxemburg iso-
liert, sondern auch bei der fran-
zösischen und der belgischen Re-
gierung.

Dies beeinflusste auch ganz klar
das doppelte Referendum vom 28.
September 1919, da an der Person
Marie -Adelheld nicht nur das
Fortbestehen der Monarchie ge-
messen wurde, sondern auch die
Frage nach der Unabhängigkeit des
Landes.

Eine Folge der Krise war die
erste Verfassungsänderung seit
1868. Festgehalten wurde nun
erstmals, dass die Staatsgewalt
ausschließlich vom Volk ausgeht.

Euthanasiegesetz

Bei der Legalisierung der Sterbe-

hilfe hatte Großherzog Henri es
aus moralischen Gründen abge-
lehnt, das Gesetz zu unterschrei-
ben. Es drohte eine institutionelle
Krise. Der Monarch war nicht
mehr in Übereinstimmung mit den
gesellschaftlichen Verhältnissen
und sah sich gezwungen, sein
konstitutionelles Recht voll aus-
zunutzen. Großherzog Henri hat-
te, so wie es 1912 Großherzogin
Marie -Adelheld getan hatte, den
ursprünglichen Geist des Artikels
34 angewandt. Laut der damaligen
Version des Artikels „billigt" der
Großherzog die Gesetze und „ver-.
kündet" sie: „Le Grand -Duc sanc-
tionne et promulgue les lois dans
les trois mois du vote de la Chamb-
re." Der Begriff „sanctionne" wur-
de 2009 gestrichen, erhalten blieb
nur noch „promulgue". M.K.

• In der Praxis gibt• es eine Vielzahl
von. Checks and
Balances, die diese
Vorrechte des
Monarchen.
einschränken.



Waringo-Bericht macht Defizite beim Personal- und beim Finanzmanagement aus
Luxemburg. Kurz vor 12 Uhr war
es so weit: Der Bericht des Son-
derbeauftragten Jeannot Waringo
zur Funktionsweise des großher-
zoglichen Hofes wurde auf dem
Internetportal der Regierung in-
tegral veröffentlicht. Premier Xa-
vier Bettel (DP) reagierte gestern
nicht auf die Untersuchung, die er
im Sommer selbst in Auftrag ge-
geben hatte. Vom Hochmarschall-
amt kam die Mitteilung, man neh-
me den Bericht zur Kenntnis und
beteilige sich „auf konstruktive Art
und Weise an der Umsetzung" der
Verbesserungsvorschläge.

Die ersten politischen Reaktio-

nen fielen eher zurückhaltend aus.
Der Bericht wurde parteiübergrei-
fend begrüßt, mit konkreten Aus-
sagen hielten sich die Politiker al-
lerdings kurz nach der Veröffent-
lichung noch zurück. Man werde
das Dokument in den nächsten Ta-
gen genaustens studieren, hieß es.
Vor allem aber wollen die Abge-
ordneten erst einmal die offizielle
Vorstellung des Dokuments durch
Waringo und Bettel vor dem Ver-
fassungsausschuss am kommen-
den Mittwoch abwarten. Erst da-
nach wollen sie prüfen, wie die
Vorschläge des Sonderbeauftrag-
ten in den kommenden Monaten

in die Praxis umgesetzt werden
können.

Die Vorwürfe in dem 43-
-seitigen Bericht wiegen zum Teil
schwer: Vermischung zwischen
öffentlichem und privatem Auf-
trag beim Umgang mit den staat-
lichen Geldern, kein Organ-
gramm bei der Verwaltung und
tiefgreifende Probleme bei der
Personalpolitik. Für die Per-
sonalprobleme macht Jeannot
Waringo zumindest teilweise
Großherzogin Maria Teresa ver-
antwortlich. DS















Leitartikel

Von Dani Schumacher

Der Waringo-Bericht legt die Missstände am
großherzoglichen Hof schonungslos offen. Das
Dokument ist sachlich, unpolemisch und un-
politisch und es enthält konkrete Lösungsvor-

schläge. Aus dem Bericht geht aber auch klar hervor, dass
die Institution der Monarchie (noch) nicht in Gefahr ist,
dass es sich vielmehr um Managementfehler beim „Unter-
nehmen" Cour grand-ducale handelt. Die Untersuchung
war längst überfällig.

Premier Bettel lag daher vollkommen richtig, als er den
Bericht im Sommer in Auftrag gegeben hat. Es war dazu ein
kluger Schachzug, den langjährigen Chef der Inspection
générale des finances, Jeannot Waringo, mit dieser heiklen
Mission zu betrauen. Bettel wäre allerdings gut beraten ge-
wesen, wenn er die Analyse nicht unkommentiert in die
Öffentlichkeit gegeben hätte, sondern - wie bei wichtigen

Gesetzentwürfen üblich - erst
im zuständigen Ausschuss und
anschließend vor der Presse
präsentiert hätte. So aber hat er
die Deutungshoheit freiwillig
und ohne Not abgegeben. Er hat
bewusst in Kauf genommen,
dass die Gerüchte übers Wo-
chenende einmal mehr ins
Kraut geschossen sind, weil er
sich Zeit verschaffen wollte, um
die Stimmung in der Bevölke-

rung auszuloten, um sich danach erst zu positionieren. Weil
er nicht Stellung bezogen hat, wissen bis heute weder die

Politik noch die Bevölkerung, wie es weitergeht. Bislang ist
nicht einmal klar, ob die Regierung oder das Parlament am
Zuge ist, oder vielleicht auch beide.

Erwartungsgemäß konzentriert sich das Interesse auf die
zwei Seiten des Berichts, in denen es um die Rolle der
Großherzogin geht. Sicher, sie ist Teil des Problems. Sie
trägt in nicht unerheblichem Maße die Verantwortung für
die Personalprobleme am Hof. Sie hat ihre Kompetenzen
überschritten, doch sie wurde offensichtlich nicht in ihre
Schranken verwiesen.

Doch wo liegen überhaupt die Grenzen für die Ehefrau
eines luxemburgischen Staatsoberhaupts? Die Funktion ist
nirgendwo definiert, weder die Verfassung noch die Geset-
ze kennen diese Rolle. Folglich sind auch die Rechte und
Pflichten nicht verbindlich festgehalten. Die Verfehlungen
der Großherzogin sind daher auch - aber nicht nur - eine
Konsequenz der strukturellen Schieflage bei der Cour
grand-ducale. Auch das zeigt der Waringo-Bericht unmiss-
verständlich auf.

Das äußere Erscheinungsbild des Hofes wurde im Ver-
lauf der Jahre immer wieder überarbeitet, doch das Funda-
ment wurde - im Gegensatz zu anderen europäischen Kö-
nigshäusern - nie an die Bedingungen des 21. Jahrhundert
angepasst. Und genau hier liegt das zentrale Problem. Der
großherzogliche Hof agiert auch heute noch nach den
Spielregeln des vorigen Jahrhunderts. In dem Punkt hat al-
lerdings auch die Politik in all den Jahren versagt.

Wenn 2020 nicht zum Annus horribilis für die luxem-
burgische Monarchie werden soll, dann muss der Großher-
zog die Vorschläge von jeannot Waringo beherzigen, er
muss sich aktiv in die strukturelle Modernisierung des
großherzoglichen Hofes einbringen, er muss mehr Trans-
parenz zulassen, allen internen Widerständen zum Trotz.



EDITO

Stefan Kunzmann

Chefredakteur

Eine Monarchie ist bekanntlich kein Pri-
vatunternehmen, sondern eine Staats-
form. Dass sie in vielen Ländern bis ins
21. Jahrhundert überlebt hat, ist der Tat-
sache zu verdanken, dass die monarchi-
schen Staatsoberhäupter im Gegensatz zu
dem — im besten wie auch im schlechtes-
ten Falle — von politischen Machtwech-
seln geprägten Parlamentarismus für
Kontinuität stehen. „Man kann über die
Monarchie urteilen, wie man möchte, sie
als nicht mehr zeitgemäß oder undemo-
kratisch bezeichnen", schrieb revue aus
Anlass des Todes von Großherzog Jean.
„Die europäischen Monarchen unserer
Zeit sehen sich als Hüter der Stabilität
und der Demokratie." Auch wenn sie nur
noch eine repräsentative Funktion inne-
haben und von der politischen Macht
abgekoppelt sind, besitzen sie zumin-
dest einen symbolischen Einfluss. Nicht
wenige Menschen träumen vom Adel
und lamentieren über den Staat.

„Abgekoppelt” bedeutet jedoch nicht
„losgelöst", was die wörtliche Übersetzung
des Begriffes „absolut" ist. Die Personal -
und Finanzpolitik am großherzoglichen
Hof, einer Institution des Staates, darf
auch nicht von der staatlichen Personal -

und Finanzpolitik „losgelöst" betrachtet
werden. Dass der Bericht des Sonderbe-
auftragten Jeannot Waringo eine Woche
lang unter Verschluss gehalten wurde,
hat die Gerüchteküche erhitzt. Sie hatte
bereits gebrodelt, als der frühere Chef der
Inspection générale des finances im Juni
2019 beauftragt worden war. Manch einer

glaubte schon, die Monarchie stecke in

einer Krise.: Zumindest befindet sie sich
in einer Art von Krisenmodus. Dazu hat
unter anderem der Großherzog selbst
beigetragen, als er sich in einem offenen,
nach Ansicht des Journalistenverbandes
befremdlichen Brief schützend vor seine
Frau stellte. Letzteres ehrt ihn — wenn er
es als Privatmann getan hat. Wenn er aber
„die Botschaft in seiner Rolle als Staats-
mann verfasst hat", schreibt das Luxem-
burger Wort, „bewegt er sich außerhalb

der Verfassung".

„Zur Debatte über die Modernisie-
rung und die Funktionsweise unserer
Monarchie" dürften die Analysen und
Vorschläge von Jeannot Waringo beitra-
gen. Schließlich ist der Großherzog nicht
„untouchable", oder anders formuliert:
nicht „losgelöst". Der Hof zeigt sich
zur „konstruktiven Zusammenarbeit"
bereit. Jedenfalls muss die Rolle bzw
der Posten der Großherzogin, die laut
Waringo-Bericht die wichtigsten Perso-
nalentscheidungen am Hof trifft, unge-
achtet ihres respektablen Engagements,
erst genau definiert werden. Darüber
hinaus schlägt der Sonderberichterstat-
ter ein Organigramm vor. Dies fehlte bis-
her. Die „offenbar nicht gerade positive"
Stimmung unter den Angestellten des
Hofes kann zwar nicht ,verfassungsmä-
ßig" verbessert werden, aber einige ,job
descriptions" und das Personalmanage-
ment sollten doch, folgt man Waringos
insgesamt 43 Seiten langen Ausführun-
gen, dringend professionalisiert werden.
Sonst bleibt es bei „Puzzlestücken ohne
Puzzle" und bei einer derart hohen Per-
sonalfluktuation wie in den vergange-
nen fünf Jahren. Ebenso wird in dem
Bericht eine größere Transparenz über
die Verwendung der finanziellen Mittel
und die „Gründung einer Rechtsperson",
der „Maison du Grand -Duc", empfohlen

— all das im Dienste des Steuerzahlers,
zum Nutzen des Staates und schließlich
der Monarchie. ':





Waringo-Bericht: Premier Xavier Bettel bezieht Stellung vor dem Institutionenausschuss und der Presse
Von Michèle Gantenbein
Premierminister Xavier Bettel
(DP) stellte gestern zusammen mit
Sonderberichterstatter Jeannot
Waringo der Institutionenkom-
mission den am Freitag veröffent-
lichten Bericht über das Finanz -

und Personalmanagement des
großherzoglichen Hofes vor. Da-
nach wurden die Medien gebrieft.

„Ich stehe persönlich zur Mo-
narchie und bin überzeugt, dass es
die richtige Staatsform für unser
Land ist", machte Xavier Bettel
gleich zu Beginn der Pressekon-
ferenz klar. Sein Ziel sei es, die
Monarchie zu stärken, „indem wir
die Cour grand-ducale verbessern
und an das 21. Jahrhundert anpas-
sen". Das sei auch im Sinne des
Staatschefs, „der mir das gestern
erneut bestätigt hat".

Bettel räumte ein, dass das
Image des großherzoglichen Ho-
fes unter den aufgedeckten Miss-
ständen gelitten habe. Da es seine
Aufgabe als Premier sei, die Ins-
titutionen zu schützen, sei ihm
wichtig gewesen, „dass neben der
Analyse auch Verbesserungsvor-
schläge aufgezeigt werden".

Großherzog Henri habe sich in
allen Punkten mit dem Bericht und
den darin formulierten Vorschlä-
gen einverstanden erklärt. Man-
che Punkte bedürften einer wei-
teren Ausarbeitung, „aber es gibt
keinen Punkt, bei dem der Groß-
herzog gesagt hätte: Das kommt
nicht in Frage".

Personidifflk
Die Vorschläge betreffen in erster
Linie die Personalpolitik, „die ja
auch der Auslöser für den Bericht
war", und damit verbunden die
Rolle der Großherzogin, die in
diesem Bereich dem Bericht zu-
folge die Fäden zog, obwohl es ihr
laut Verfassung nicht zustand. Im
künftigen Organigramm, der aus-
schließlich die offiziellen Posten
beschreibt, „ist keine Rolle für die
Großherzogin vorgesehen", so
Bettel. Der Sekretär des Großher-
zogs wird in seiner aktuellen Form
abgeschafft, genau so wie der Ge-

neralmanager. Der Premier ist der
Ansicht, dass alle wichtigen Pos-
ten, also auch der Hofmarschall,
dem Staatsdienst angehören und
als Staatsbedienstete vereidigt
werden und die Luxemburger Na-
tionalität haben sollten. Zurück-
behalten wolle man auch den Vor-
schlag eines Commissaire oder
Conseiller à la Cour, der dem Hof-
marschall assistiert.

Unter welchem Statut die pri-
vaten Mitarbeiter eingestellt wer-
den, müsse noch geklärt werden.
„Es ist nicht notwendig, dass alle
Mitarbeiter unter dem Statut des
öffentlichen Dienstes eingestellt
werden." Die geplante neue Ver-
fassung biete die richtige Basis, um
die im Bericht formulierten Re-
formen umzusetzen. Doch auch
unabhängig von der neuen Ver-
fassung sei es möglich, das Ge-
hältergesetz des öffentlichen
Dienstes entsprechend anzupas-
sen, was denn auch in naher Zu-
kunft geschehen soll. In Bezug auf
den Internetauftritt des Hofes sag-
te Bettel, dass die Internetseite der
Großherzogin in die Internetseite
www.monarchie.lu integriert wer-
de und es zu einer klaren Tren-
nung zwischen diesen und ande-
ren, privaten Internetaktivitäten
komme. „Das darf nicht vermischt
werden", so der Premier. Die
Kommunikationsstelle der Cour
grand-ducale soll enger mit dem
Pressedienst der Regierung zu-
sammenarbeiten und die institu-
tionelle Kommunikation des Ho-
fes muss vorab vom Staatsminis-
ter genehmigt werden.

Offizielle und private Aktivitä-
ten und die damit verbundenen
Ausgaben werden strikt getrennt.
Die privaten Ausgaben unterlie-
gen keiner Kontrolle und werden
auch nicht aus dem Staatshaushalt
finanziert. Was die offiziellen
Ausgaben des Hofes betrifft, wer-
den die einzelnen Budgetposten an
einer Stelle im Staatshaushalt ge-
bündelt und detailliert aufgelistet,
um volle Transparenz zu garan-
tieren. Der Hof stellt einen inter-
nen Finanzkontrolleur ein. Ge-

prüft werden die Finanzen auch
von einem externen Kontrolleur.

Auch, was die Dotation des
Staates an den Hof betrifft, sei die
neue Verfassung die geeignete Ba-
sis, um die Vorschläge des Son-
dergesandten zügig umzusetzen.
Vieles lasse sich unabhängig von
der neuen Verfassung schnell an-
passen, so noch der Premier.

W "aiitmes webmm IkSssk)' a

Die Mission des Sondergesandten
ist erfüllt, allerdings bleibt er noch
als Berater vor Ort, um bei der
Umsetzung der Reformen zu hel-
fen. In Bezug auf die Kritik, dass
der Bericht fünf Tage lang un -
kommentiert in der Öffentlichkeit
zirkulierte, war es die Aussage des
Premier, er habe transparent sein
und mit der Veröffentlichung ver-
hindern wollen, dass Gerüchte
und Spekulationen die Runde ma-
chen. „So konnte jeder sich seine
Meinung bilden." Das Prozedere
sei richtig gewesen „und es hat mir
erlaubt, vorab einen Austausch
mit dem Großherzog zu haben, so
dass ich heute mitteilen kann, dass
fast 90 Prozent der Vorschläge im
Einvernehmen mit dem Großher-
zog zügig umgesetzt werden kön-
nen".

Zu den Voruntersuchungen der
Staatsanwaltschaft in Zusammen-
hang mit den Vorwürfen, es sei am
Hofe zu physischer Gewalt gegen
Mitarbeiter gekommen, wollte der
Premier sich nicht äußern. „Ich
werde dazu nichts sagen, solange
keine Schlussfolgerungen der
Staatsanwaltschaft vorliegen."

0 Ich stehe
6 persönlich zur

IVlonarchie urtd
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es die richtige
Staatsform.für
unser Land ist.



Die Mitglieder des Verfassungsausschusses geben sich versöhnlich
Gut anderthalb Stunden standen
Premier Bettel (DP) und Jeannot
Waringo den Mitgliedern der
Verfassungskommission gestern
Rede und Antwort. Nach der Sit-
zung fielen die Reaktionen recht
versöhnlich aus. Die Abgeord-
neten hielten den Ball partei-
übergreifend flach. Die Monar-
chie sehen sie nicht in Gefahr. Sie
bewerten den Bericht vielmehr
als Chance, da die Monarchie
durch die anstehenden Refor-
men moderner und transparen-
ter werde. Sie zeigten sich zu-
frieden, dass der Großherzog be-
reit ist, sich an dem Moderni-
sierungsprozess zu beteiligen.

VerantwortungVerant»rtung beim Pffliier
Für Léon Gloden (CSV) steht
fest, dass die Verantwortung nun
beim Premierminister liegt, er
müsse die richtigen Schlüsse aus
dem Bericht ziehen und die er-
forderlichen Änderungen in die
Wege leiten. Zu möglichen Ver-
fassungsänderungen befragt, für
die das Parlament zuständig ist,

verwies er auf die Artikel 52 und
53 aus dem Reformtext. Hier soll
noch einmal nachgebessert wer-
den. In dem Text geht es unter
anderem um die Verwaltung der
Cour grand-ducale. Allerdings
wollte er nicht ausschließen, dass
auch andere Passagen noch ein-
mal überarbeitet werden, falls
nötig.

Der Ausschussvorsitzende
Mars Di Bartolomeo (LSAP) hofft,
dass die Vorschläge aus dem Be-
richt möglichst zügig umgesetzt
werden. Auf die Frage, ob bei der
anstehenden Verfassungsreform
den Passagen zum Staatschef nun
Priorität eingeräumt wird, blieb
er eher vage. Er rechnet damit,
dass der Text die Justiz betref-
fend bis Ende Februar vorliegen
wird. Die Arbeiten an den ande-
ren Artikeln würden parallel da-
zu weitergeführt.

Josée Lorsché, Fraktionsche-
fin der Grünen, fordert, dass die
bestehenden Gesetze vom Hof
endlich angewandt werden. Als
Beispiele nannte sie die Buch-

führung nach den Regeln der
Staatsfinanzen oder das Arbeits-
recht. In den vergangenen Ta-
gen war kritisiert worden, dass
Premier Bettel sich fünf Tage Zeit
gelassen hatte, bevor er den Be-
richt kommentierte. Lorsché
verteidigte diese Vorgehenswei-
se. Der Bericht sei komplex: „Man
braucht eine gewisse Reflexions-
zeit, um zu prüfen, welche Vor-
schläge man wie umsetzen will."

Gast Gibéryen (ADR) hätte
sich hingegen gewünscht, dass
der Premier in einem ersten
Schritt das Parlament über den
Bericht, aber auch über die Re-
aktion des Großherzogs, infor-
miert und dann erst den Bericht
ins Netz gestellt hätte: „Es wäre
weniger Porzellan zerschlagen
worden, wenn die Reihenfolge
anders gewesen wäre", betonte
der ADR-Politiker.

Are Frage der Vhraatwedrwwq

Für Marc Baum (Déi Lénk) stellt
sich in erster Linie die Frage der
Verantwortung. „Wer muss die

Verantwortung übernehmen,
wenn es in einer so wichtigen
Verwaltung wie der des groß-
herzoglichen Hofes so gravie-
rende Missstände gibt?" Bei je-
der anderen Verwaltung müsse
der Direktor oder gar der zu-
ständige Minister bei derartigen
Verfehlungen seinen Hut neh-
men. Im Ausschuss sei aber klar
gewesen, dass niemand zur Ver-
antwortung gezogen werden soll.

In Bezug auf den großherzog-
lichen Hof liege die Verantwor-
tung sowohl beim Regierungs-
chef als auch beim Großherzog
selbst. Indem er den Bericht in
Auftrag gegeben habe, sei der
Premier seiner Verantwortung
nachgekommen, so Baum. Er for-
derte, dass personelle Konse-
quenzen gezogen werden. Wie
diese aussehen sollen, ließ er al-
lerdings offen.

Für den neuen DP-Fraktions-
vorsitzenden Gilles Baum ist es
wichtig, dass die Vorschläge des
Sonderbeauftragten nicht nur die
Zustimmung von Premier Bettel
gefunden haben, sondern auch
die des Großherzogs. Die Mo-
narchie werde dadurch nachhal-
tig gestärkt. DS



Wie der Premierminister den Staatschef in die
Schranken verwies

Pol Schock Der Premier hat sich
gegen Widerstände am
großherzoglichen Hof
durchgesetzt, hat die
Schlacht in der
Öffentlichkeit für sich
entschieden und kann
gar die Opposition im
Parlament au f seiner
Seite zählen

Drachenbezwinger Er steht alleine vor einer

Bestie. Ein weißer. Löwe mit einer Krone auf dem
Haupt. Der Löwe faucht mit Zunge, bäumt sich
auf und zeigt seine Krallen, seine ganze Kraft.
Aber der Mann muss sich nicht fürchten. Die
Bestie hat sich von ihm abgewandt. Ihr Schwanz
ist geknotet um die Wörter „Gouvernement du
Grand -Duché de Luxembourg". Premierminister
Xavier Bettel kann in Ruhe seine Rede halten, er

muss dem fauchenden Löwen hinter seinem Rü-
cken keine Beachtung schenken.

Als der Staatsminister am Mittwoch vor die Pres-
se tritt, ist klar, dass er einen Sieg errungen hat.
Er hat sich gegen Widerstände am großherzog-
lichen Hof durchgesetzt, hat die Schlacht in der
Öffentlichkeit für sich entschieden und kann
gar die Opposition im Parlament auf seiner Sei-
te zählen. Bettel hat das Kräftemessen mit der
Monarchie gesucht und das Staatsoberhaupt des
Großherzogtums Luxemburg in seine Schranken
verwiesen. Nun liegt vor ihm ein roter Teppich,

um als Reformer der Luxemburger Monarchie in

die Geschichte einzugehen.

Frisch rasiert, maßgeschneiderter Anzug, aufge-
weckter Blick: Bettel muss sich dieses Triumphs
bewusst sein. Kühl und sachlich trägt er die

Empfehlung des Berichts von Jeannot Waringo

vor und vergisst dabei nie zu betonen, dass der
Großherzog sämtliche Entscheidungen mitträgt.
Mit ungewohnter Souveränität beantwortet er
anschließend die Fragen der Journalisten, nutzt

sie gar als Steilvorlage, um seine Argumentation
für eine Modernisierung der Luxemburger Mon-

archie zu bekräftigen. Als hätte er nur darauf ge-
wartet. Und so steht an diesem Tag auch weder
der Großherzog, noch Jeannot Waringo, noch
der Hofmarschall oder einer der beiden Vize -

Premiers der Koalition mit am Rednerpult. Nur

der Premier alleine.

Krise mit Anlauf Das Kräftemessen mit der
Monarchie hat sich lange angedeutet. Bettel
selbst nennt die Affäre Selva als Auslöser. Mitte
2015 tauchte die französische Beraterin aus Pa-
ris Chantal Selva im Palais auf. Ihre Mission: den
Hof zu modernisieren. Das großherzogliche Paar
wollte in Eigenregie und mit neuen Management -
Strategien den Hof führen wie ein Unternehmen.
Nur eben ohne Offenlegung vpn Bilanzen, ohne
Kontrolle durch Aktionäre oder eines Verwal-
tungsrats und ohne klare Regeln. Das Projekt

war eigentlich von Beginn an zum Scheitern ver-
urteilt. Denn eine konstitutionelle Monarchie ist

eine Staatsform, beruhend auf einer Verfassung ,





]eannot Waringo spricht Misstände an und sucht Wegeaus der Krise
Pot Schock Die Trennung zwischen

öffentlichen und
privaten
Angelegenheiten blieb
bisher im Ungefähren,
so dass der Hof nach
Gusto darüber
entscheiden
konnte - so wie es
gerade passend war

Best practices Als die Regierung am vergan-
genen Freitag kurz vor 12 Uhr den Bericht von
Jeannot Waringo öffentlich für alle Bürger zu-
gänglich machte, war die Überraschung in vielen
Kreisen groß. In einer erstaunlich klaren, aber

auch persönlichen Sprache schilderte der Son-
derbeauftrage die Missstände am Hof: unklare
Hierarchien, Klima der Angst, fehlende interne

Kommunikation, falsche Personalpolitik, intrans-

parente Finanzen, Vermischung von öffentlichen
und privaten Angelegenheiten, problematische
Rolle der Großherzogin Maria Teresa.

Doch Waringos Mission begrenzte sich nicht
darauf, lediglich Missstände aufzuzeigen, son-
dern auch konstruktive Reformvorschläge zu

machen. Dabei hat er sich an den Monarchien in

Schweden, Belgien und den Niederlanden ori-
entiert. Er lässt keinen Zweifel aufkommen, dass
diese Monarchien deutlich besser aufgestellt
sind als der großherzogliche Hof in Luxemburg.
Insbesondre in Belgien und in Schweden konnte
er einen „klaren Willen zur Transparenz" fest-
stellen, sowohl was die Finanzen anbelangt als
auch die Trennung zwischen öffentlichen und
privaten Angelegenheiten. Und Waringo nutzt

diese best practices, um Reformvorschläge für
Luxemburg zu machen.

Klare Trennung Er schlägt mit Hinblick auf die
Verfassung vor, den Hof wieder näher an den

Staat zu führen - ähnlich wie andere öffentliche
Einrichtungen, die durch Steuergelder finanziert
werden. Dazu gehört es, eine Trennung zwischen
privatem Leben und öffentlichen Aufgaben des
großherzoglichen Hauses herzustellen. Bisher
blieb dieser Umstand im Ungefähren, so dass der
Hof nach Gusto darüber entscheiden konnte — so
wie es gerade passend war. Vereinfacht ausge-
drückt: ein offener Brief mit Kritik an der Pres-

se ist eine Privatangelegenheit, die Finanzierung

einer persönlichen Homepage der Großherzogin
ist eine öffentliche Angelegenheit.
Waringo legt dem Premier nahe, diesen unkla-
ren Zustand zu klären, weil er darin die Quelle
für viele Missstände sieht. Sein Vorschlag: Die
Schaffung einer • „Maison du Grand -Duc" als

neue juristische Entität. Diese Verwaltung soll

sämtliche öffentlichen Geschäfte und Angele-
genheiten transparent koordinieren und organi-
sieren. Sie untersteht einer Rechenschaftspflicht
und soll regelmäßig Bericht führen über die of-
fiziellen Auftritte und Missionen der Luxembur-

ger Monarchie. Waringo sieht hier eine dringen-
de Notwendigkeit, damit in Zukunft das Budget
des Großherzogs, das durch das Staatsministeri-
um gespeist wird, nach internationalen Normen
kontrolliert werden kann. Davon abgekoppelt ist

das private Leben des Großherzogs sowie das Fi-

deikommiss (eine Art Stiftung, die den privaten
Besitz der Familie verwaltet). Der Großherzog
soll in Zukunft ein Gehalt erhalten, über das er



frei verfügen kann. Wie jeder Bürger muss er da-
rauf Steuern zahlen.
Organigramm Damit diese Trennung auch
hierarchisch durchsetzbar ist, hat Waringo ein

neues Organigramm erstellt: An der Spitze steht
der Großherzog, wie es die Verfassung vorsieht.
Die angetraute Großherzogin spielt in den öf-
fentlichen Angelegenheiten keine Rolle mehr,

auch nicht bei Personalentscheidungen. Gleich
unter dem Großherzog steht der Hofmarschall,

dessen Posten eine deutliche Aufwertung und
neue Zuständigkeiten erhält. Er soll sämtliche
öffentlichen Aufgaben des Großherzogs und des
Hauses koordinieren. Anders als bisher soll es
sich erneut um einen Staatsbeamten des höchsten
Grades handeln, der in Vollzeit arbeitet. Ob das
in Zukunft weiterhin Lucien Weiler sein wird, soll
laut Land -Quellen unwahrscheinlich sein. Der

Posten des General Manager soll hingegen auf-
gelöst werden. Zudem will Waringo den Posten

des Hofkommissars wieder einführen - Premier

Xavier Bettel hat den Posten allerdings bereits in

„Hofberater" umgetauft. Waringo empfiehlt, dass
es bei der Maison du Grand -Duc in Zukunft um

staatliche Angestellte handelt - sämtliche Ange-
stellte, die im privaten Dienst der großherzogli-
chen Familie sind, sollen hingegen den Status des
Privatangestellten haben.

Ähnlich wie bisher soll das Budget des Großher-
zogs im jährlichen Haushaltsentwurf aufgestellt
werden. Langfristig plädiert Waringo dafür, den
Begriff Liste civile in der Verfassung durch doub-
le Dotations zu ersetzen, die sich ebenfalls in pri-

vate und öffentliche Dotation unterteilt. Um das
Staatsministerium näher an den großherzoglichen
Hof zu führen, schlägt Waringo außerdem vor, ein

Comité de concertation zu schaffen - eine Art Ver-

waltungsrat, der sich alle zwei Monate berät.

Kommunikation Einen entscheidenden Punkt
sieht Waringo in der Kommunikation des Hofs: Er

stellt in Frage, ob der freie Zugang zu den Diens-

ten der Post, dessen Ursprung auf Gesetze des 19.

Jahrhunderts zurückgeht, noch zeitgemäß ist. Im-

merhin verschickt der großherzogliche Hof jähr-
lich Briefe in Höhe von '15 000 Euro und nutzt das
Mobil-, Fest- und Internetnetz in Höhe von 600 000
Euro, ohne dass, die Post dies in Rechnung stellt.

Generell steht Waringo der Kommunikationsstra-

tegie des Hauses kritisch gegenüber. Er schlägt

eine Anbindung an das SIP vor, dem staatlichen
Informationsdienst. Es sei geradezu absurd, dass
bisher nahezu alle Ressourcen in die Pflege der
Internetseite grande-duchesse.lu gingen, während
die offizielle Seite monarchie.lu ein kümmerliches
Dasein fristet und technisch noch nicht auf dem
Stand des 21. Jahrhunderts ist. Deutliche Kritik
findet er gegenüber der Finanzierung der Stiftung
des Großherzogs sowie der Initiative Stand Speak
Rise Up. Es sei ihm etwa nicht möglich gewesen,
herauszufinden, ob öffentliche Gelder in die pri-
vate Veranstaltung Stand Speak Rise up! der Groß-
herzogin flossen. Zur Erinnerung: Es handelt sich
dabei um ein Forum für Menschenrechte, bei
dem unter anderem Stephane Bern als General-
sekretär tätig ist.

Laut Premier Bettel laufen die Arbeitsgruppen zur

Umsetzung der Reformen bereits. Der Großher-
zog habe dem Premier mitgeteilt, mit nahezu allen
Änderungen einverstanden zu sein, nur etwa bei
den Kommunikationsreformen gäbe es lediglich

ein „Accord de principe`. Dabei sind rund 90 Pro-

zent aller Maßnahmen ohne Verfassungsänderung
möglich. Das Parlament, das sich geschlossen hin-
ter den Waringo-Bericht stellt, zeigt sich allerdings
auch für Verfassungsänderungen offen.



Leitartikel

Von Roland Arens

Der 14. Februar 1981, als der damalige Erbgroß-
herzog Henri seine Verlobte Maria Teresa
heiratete, war ein frostiger, aber sonniger Va-
lentinstag. Dieser Tage dagegen ist das Wet-

ter eher trüb, ein Sturm ist über das Land gezogen. Und
über dem großherzoglichen Palast entlud sich ein Gewit-
ter, von dem man erwarten darf, dass es seine reinigende
Wirkung noch entfalten wird. Der Waringo-Bericht zur
Personalführung und Finanzverwaltung am großherzogli-
chen Hof und die seit Jahren vorbereitete Verfassungsre-
form, die die Rolle des Staatschefs an die Praxis anpassen
soll, bieten für unsere Monarchie die Chance auf einen
Neustart, eine Monarchie 4.0 sozusagen.

Den Rahmen für die erste Phase der Monarchie in Lu-
xemburg, bis zur Abdankung von Großherzogin Marie -
Adelheld im Jahr 1919, bildete der Verfassungstext von
1868, der dem Buchstaben nach heute noch Bestand hat.
Marie -Adelhelds Schwester und Nachfolgerin Charlotte
läutete eine zweite, Jahrzehnte lange Ära der Stabilität und
des nationalen Selbstbewusstseins ein, die von ihrem Sohn
Jean nahtlos weitergeführt wurde.

Henri und seine temperamentvolle Ehefrau Maria Te-
resa traten zur Jahrtausendwende an, um die als angestaubt

geltenden Traditionen und Ge-
pflogenheiten des Hofes in die
Moderne zu überführen. Ihnen
flogen die Sympathien zu, sie
gaben sich offen und weltge-
wandt. Doch manche Neue-
rungen dieser dritten Phase

lösten Befremden aus, etwa als
die Großherzogin an der Seite
ihres Mannes an Parlamentser-
öffnungen teilnahm oder die
Weihnachtsansprache aktiv

mitgestaltete. Die Problematik, die sich daraus ergibt, dass
unsere Verfassung eine staatstragende Rolle der Großher-
zogin nicht vorsieht, war sicher schon damals bekannt,
Bedenken wurden jedoch offensichtlich zurückgestellt.

Eine Fehleinschätzung, wie sich später zeigte. Ebenso
stand die nach außen dargestellte Modernität nicht im
Einklang mit der internen Praxis am Hof. Häufige Perso-

nalwechsel, undurchsichtige Finanzen und Vermischungen
bei der Öffentlichkeitsarbeit passen nicht zum wohlge-
meinten Engagement des großherzoglichen Paares. Erst
der Waringo-Bericht sorgt jetzt für Klarheit bei der Funk-
tionsweise des Hofes und der Rolle der Großherzogin.
Demnach muss die Frau des Großherzogs in den 'offiziellen
Entscheidungsprozessen des Hofes außen vor bleiben.

Mit der Umsetzung dieser Reformen, die von Großher-
zog Henri ausdrücklich mitgetragen werden, wird eine
neue - die vierte -Phase der Luxemburger Monarchie
eingeleitet. Rechte und Pflichten des Staatschefs werden
von der künftigen Verfassung an die jahrelange Praxis an-
gepasst. Es wird Transparenz bei den Finanzen geben, ein
zeitgemäßes Personalmanagement und eine klarere Tren-
nung zwischen privaten und öffentlichen Handlungen des
großherzoglichen Paares. Der Blick auf andere Königshäu-

ser zeigt zudem, dass die Ehefrauen und Ehemänner von
Monarchen durchaus wichtige Funktionen im Dienst des
Staates und zum Wohl der Gesellschaft ausüben können,
auch wenn sie diskret im Hintergrund arbeiten und nicht
so sehr im Rampenlicht stehen wie der Staatschef.



WO STEHEN WIR?

Der Abgang Etienne Schneiders sorgt für Bewegung
Als wir Wirtschafts- und Gesundheitsminister Etienne
Schneider vor etwas weniger als einem Jahr im Wirt-
schaftsministerium aufsuchten, da zeigte er uns voller
Stolz seine Raketensammlung, was natürlich deutlich
machen sollte, dass ihn das Thema „Space Mining" im-
mer noch begeisterte. Auf die Frage, wie lange er, der die
Dauer, in der ein Minister kontinuierlich Mitglied der
Regierung sein darf, im Referendum vom Juni 2015 ja
auf zehn Jahre begrenzen wollte, denn noch sein Regie-

rungsamt ausüben wolle, gab Schneider seinerzeit an,
dass im Leben etwas passieren könne, das einen dazu
bringe, etwas anderes zu machen - im Moment habe er

aber noch große Lust und sei in seinen beiden Ressorts
voll motiviert, demnach er also bis auf Weiteres auf sei-
nem Posten bleiben würde.

Dabei wusste der LSAP-Vizepremier schon damals,
dass er nicht weitermachen würde, zumal er seiner Par-
tei sowie den anderen Regierungsmitgliedern direkt
nach den Wahlen seinen Rücktritt angeboten hatte, wie
er auf der Pressekonferenz zur Ankündigung seines
Rücktritts im vergangenen Dezember selbst verriet,.
aber er sei gebeten worden, weiterzumachen. Dass der
ehemals so dynamisch und vor Arbeitseifer platzende.
Vorzeigeminister schon seit längerem keine richtige
Lust mehr hatte, war indes nicht zu übersehen, so dass
sein Entschluss, nun, also ziemlich am Anfang der Legis-
latur, auf eigenen Wunsch aus der Regierung auszu-
scheiden; durchaus zu verstehen ist, reiße sein Abgang
doch zum jetzigen Zeitpunkt kein Loch in die Regierung,
und bliebe seinem Nachfolger genug Zeit, sich in die Re-
gierungsarbeit einzuarbeiten, wie Schneider sich auf der
bereits erwähnten Pressekonferenz ausdrückte.

Was der gestern ehrenvoll vom Großherzog aus sei-
nen Pflichten entlassene Etienne Schneider in Zukunft
beruflich machen will, steht angeblich noch in den Ster-
nen, aber als „Space Mining"-Pionier werden dem schei-

denden Spitzenpolitiker gute Chancen nachgesagt, zum
neuen Direktor der Europäischen Weltraumorganisati-

on Esa ernannt zu werden.
Mit Etienne Schneider verlässt jedenfalls einer, wenn

nicht sogar der Hauptarchitekt der Dreierkoalition die
Regierung, wobei Schneider - und das dürfte der wich-
tigste Grund für seinen Rückzug aus der Politik sein - je-
doch immer nur auf dem zweiten Platz landete und es zu

seinem Verdruss nicht schaffte, den Premiernosten zu

übernehmen. Und Xavier Bettel verliert nach Félix Braz
mit Etienne Schneider seinerseits nun schon den zweiten
Mann des einstigen Führungstrios von Blau -Rot -Grün.

Der Abgang Schneiders führte dann auch zu einer
ganzen Reihe von Änderungen innerhalb der Regierung.
So wurde Franz Fayot gestern in die Regierung aufge-
nommen und als neuer Wirtschafts- und Kooperati-
onsminister vereidigt, das er von Paulette Lenert über-
nimmt, die ihrerseits das Gesundheitsministerium
von Etienne Schneider übernimmt und auch noch de-
legierte Sozialministerin wird, derweil Arbeits- und
Sportminister Dan Kersch, der ja spätestens seit den
letzten Wahlen als Strippenzieher und neuer starker
Mann der LSAP gilt, seit gestern den prestigeträchti-

gen - und auch finanziell einträglicheren - Titel des
LSAP-Vizepremier innehat.

Der Rückzug Schneiders aus der Politik hat aber auch
Auswirkungen auf die Abgeordnetenkammer, wo ges-
tern die frühere Abgeordnete Cécile Hemmen für Franz
Fayot nachrückte. Auf seinem Posten als LSAP-Präsi-
dent - das Amt ist nicht mit einem Regierungsposten

vereinbar - dürfte Fayot indes von der früheren Staats-
sekretärin Francine Closener ersetzt werden, die ihrer-
seits erst vor kurzem als Nachfolgerin von Marc Angel in
der „Chamber" vereidigt wurde, der wiederum ins Euro-

paparlament gewechselt ist. Weitere Änderungen sind
nicht ausgeschlossen... PASCAL STEINWACHS





ETIENNE SCHNEIDER Rückblick auf eine Karriere als Wirtschaftsminister
Christian Ms.i6er
Am heutigen Dienstag gibt
Etienne Schneider seine
Ämter als Minister ab. Er
würde dazu nicht gezwungen,
er wollte es so. Er war ein
überaus aktiver Minister. Und
er hat Spuren hinterlassen.
Noch letzte Woche war er,
gemeinsam mit Erbgroßher-
zog Guillaume und Finanzmi-
nister Pierre Gramegna, für die
Luxemburger Wirtschaft auf
Mission.
Im Februar 2012 wurde Etienne
Schneider Nachfolger von Jeannot
Krecké als Minister für Wirtschaft
und Außenhandel in der damali-
gen CSV-LSAP-Regierung. Zuvor
war er leitender Regierungsberater
im Wirtschaftsministerium.

Einen großen Überraschungs-
coup lieferte er gleich nach den
Wahlen von Oktober 2013. Sein
Verzicht auf den Posten des Pre-
mierministers führte damals dazu,
dass sich die — sechs Jahre später
immer noch stehende — Dreierko-
alition fand. Die Partei, die am
meisten Stimmen eingesammelt
hatte, war damit nicht glücklich..
Doch die Zahlen gingen auf. Ein
historischer Schritt: Erstmals seit
Jahrzehnten hatte das Großher-
zogtum wieder eine Regierung
ohne CSV. •

Etienne Schneider wurde stell-
vertretender Premierminister. An
seinem Posten als Wirtschaftsmi-
nister hielt er fest, auch als er nach
den Wahlen von 2018 das Vertei-
digungsministerium durch das Ge-
sundheitsministerium ersetzte.

Es war eine gute Zeit für die
Wirtschaft. Nach der großen Fi-
nanzkrise von 2008 war die Kon-
junktur wieder weltweit auf
Wachstumskurs. Unter Schneider
wuchs die Luxemburger Wirt-
schaft weiterhin schneller als in
den Nachbarländern. In vielen Be-
reichen hat er das Land auf die
Weltkarte gesetzt. Etwa indem er
Luxemburg für Google interessant
machte oder indem er die welt-
größte Fabrik zur Herstellung von
Nanokarbonfasern ankündigte. In
der Energiewirtschaft hat er ein

Gesetz hinterlassen, das es Ver-
brauchern erlaubt, selber Produ-
zent zu werden. Die
Arbeitslosigkeit ist in seiner Amts-
zeit leicht, auf 5,4 Prozent, ge-
schrumpft. Im Februar 2012 lag
sie bei 6 Prozent.

Die Welt der Unternehmen ist
überaus zufrieden mit seiner Leis-
tung. Carlo Thelen von der Lu-
xemburger Handelskammer
„bedauert", dass der Minister nun
das Amt abgibt. „Er verstand die
Betriebe. Er hat zugehört." Zudem
habe er seine Teams gut organi-
siert und dem Ministerium eine
klare Strategie gegeben. Er habe
viel getan, um Volkswirtschaft und
Betriebe voranzubringen.
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Als besondere Initiative hob The-
len den vom Minister initiierten
Rifkin-Prozess hervor. „Als er frag-
te, war ich sofort überzeugt." Nun
müsse man hoffen, dass es weiter-
geht mit dem Weg in Richtung
qualitatives Wachstum und Kreis-
laufwirtschaft. Nach wie vor steigt
die Zahl der Arbeitsplätze jedoch
stark an. Unter Minister Schnei-
der wurden fast 100.000 neue Jobs
geschaffen.

Seine pragmatische, organisier-
te und strukturierte Herangehens-
weise wurden auch von
Finanzminister Gramegna ge-
schätzt, wie er gegenüber dem Ta-
geblatt sagte. Zudem sei der
Wirtschaftsminister offen für
Kompromisse gewesen und das
Abgemachte sei umgesetzt wor-
den. „Es war eine gute Zusam-
menarbeit", so der Finanzminister.
Auch persönlich habe er Schnei-
der schätzen gelernt: Beide teilen
eine Leidenschaft für guten Wein
- und Schneider habe ihm bei sei-
ner Auswahl vertraut. Insgesamt
sechs Jahre waren sie zusammen
in der Regierung.
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Seine letzte Reise als Luxembur-
ger Minister brachte Etienne
Schneider nach Kuwait und in die
Vereinigten Arabischen Emirate
(VAE). Unternehmer, Journalisten,
alles war dabei. Eine Abschieds-
reise war es trotzdem nicht. Alles
verlief wie immer. Wie geplant. Je-
der kannte seine Rolle. Die drei
Vertreter des Staates sind ein ein-

gespieltes Team. Nur Gramegna
erinnerte daran. Gleich mehrmals.
Nachdem Schneider in der Han-
delskammer in Dubai vor Unter-
nehmensvertretern von den
Vorzügen Luxemburgs erzählt hat-
te, fügte der Finanzminister hinzu:
„Und das war seine letzte Rede."

Ein Tag später, in einer gemein-
samen Pressekonferenz mit
Schneider und Maggy Nagel, sagte
er, dass dies Etienne Schneiders
letzte Pressekonferenz als Minis-
ter sei. Er hob hervor, dass nicht
nur mit den VAE, sondern auch
mit Schneider aus Kooperation
eine Freundschaft entstanden war.

Er hätte zwar gehofft, dass die Zu-
sammenarbeit noch länger dauern
würde. „Ich danke ihm für die Zu-
sammenarbeit und die Freund-
schaft."

Traurig waren eigentlich nur an-
dere. Schneider selber lachte und
sah eher erholt aus. „Es macht
mich nicht traurig", erklärt er.
„Ich werde nun viel Zeit haben."
Seinen 49. Geburtstag, den er in
den Emiraten feierte, schien ihn
fast mehr zu beschäftigen als das
nahende Ende seiner Amtszeit.

Seinen Job hat er immer gerne
gemacht. Den Elan spürten auch
die Mitarbeiter. „Wenn es mal kei-
ne Aktualität gab, dann hat er nur
zwei Sätze gesagt ... und schon
gab es wieder Aktualität", sagte
Paul Zenners aus der Presseabtei-
lung des Wirtschaftsministeriums.
„Wir haben uns gut amüsiert."

—
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Er ist ein Wirtschaftsminister, der
Spuren hinterlässt. Vor allem mit
der Initiative Space Resources hat
er weltweit für Aufmerksamkeit
gesorgt. Gemeinsam mit interna-
tionalen Partnern erstellte er eine
Vision und inspirierte die Welt. So
wie es im Silicon Valley vorgelebt
wird.

Während hierzulande manche
Politiker meinten, wer Visionen
hat, solle zum Arzt gehen, arbeite-
te Schneider an der Umsetzung
seiner Vision. Nach und nach hol-
te er weitere Partner hinzu. Als
erstes Land unterzeichneten die
VAE ein Abkommen mit Luxem-
burg. Viele andere, von Belgien

über Japan bis Polen, folgten.
Selbst die US-Regierung entsandte
einen Vertreter nach Luxemburg,
um im Namen der NASA mit der
neuen Weltraummacht Luxem-
burg ein Kooperationsabkommen
zu unterzeichnen. Normalerweise
hat ein kleines Land wie Luxem-
burg zu solchen Zwecken selber
nach Washington zu kommen.

Während es vor der aktuellen
Regierungskoalition kaum positi-
ve Berichte über die Luxemburger
Wirtschaft (oder den Finanzplatz)
in der internationalen Presse gab,
so ist das heute anders. Über Lu-
xemburg gibt es nun auch positive
Berichte: vom kostenlosen öffent-
lichen Verkehr über die grünen Fi-
nanzen bis hin zur Legalisierung
von Cannabis. Das Space Mining

hatte den Anfang gemacht.
Schneider selber erhielt mehre-

re internationale Auszeichnungen
für seine Leistungen. Ein schönes
Lob gab es zuletzt von US-Bot-
schafter Randy Evans. Er bezeich-
nete den Minister als „Visionär,
der Punkte verknüpfen kann, wo
andere mal keine Punkte erken-
nen können".

Keims

Zudem wird die Weltrauminitiati-
ve nicht zur Seifenblase der Ge-
schichte verkommen. Schneider
hat nachhaltig gearbeitet, ein Be-
ratungsgremium und feste Struk-
turen geschaffen. Die
Luxemburger Weltraumagentur
steht. Ein millionenschwerer In-
vestitionsfonds ebenfalls. Auch
wenn eine vom Staat getätigte In-
vestition schieflief, so zieht es seit
der Ankündigung weiterhin spezi-
alisierte Weltraumunternehmen
ins Großherzogtum.

Er sei nun natürlich, wie wohl
jeder in der Regierung, traurig
über den Abschied von Etienne
Schneider, sagt Gramegna. Doch
dies seien immer persönliche Ent-
scheidungen. „Er schien den
Stress gut zu meistern", doch im
Endeffekt könne niemand besser
als er selber wissen, was am bes-
ten für seine Work-Life-Balance
und seine Gesundheit ist. Auch
Paul Zenners meint: „Nach acht

Jahren Vollgas ... da kann ich ver-
stehen, wenn man eine Pause ein-
legen will."

Dem Mond, auf den viele Op-
positionspolitiker den ideenrei-
chen Politiker am liebsten
geschickt hätten, wird Etienne
Schneider in nächster Zeit wohl
keinen Besuch abstatten. Der
Weltraum wird ihn aber wohl wei-
ter beschäftigen. Die Chancen ste-
hen gut, dass er kommendes Jahr
zum neuen Direktor von Europas
Weltraumagentur ESA ernannt
werden könnte. Das Mandat vom
aktuellen Generaldirektor Jan Wo-
erner wird auslaufen. Berichten
zufolge stehen eine Reihe Mit-
gliedstaaten hinter Etienne
Schneider.

Es ist ein schwieriger Posten, da
es gilt, die Interessen von Mit-
gliedstaaten mit den Zielen der In-
stitution selber unter einen Hut zu
bringen. Der ideale Kandidat wäre
sowohl im Sektor des Weltraums
als auch in der Politik ein aner-
kannter Player. Jemand, der die
Technik versteht und die Funkti-
onsweise der schwerfälligen inter-
nationalen Organisation
verbessern kann. Somit stellt
Schneider bereits jetzt die richti-
gen Bedingungen, um später mög-
lichst viel Handlungsspielraum
haben zu können. Er wäre der ers-
te Luxemburger auf diesem Pos-
ten.



Franz Fayot: ein Kapitalismuskritiker wird Wirtschaftsminister - Unternehmen geben sich gelassen
Von Marco Meng

„Wir müssen Ministerien finden,
die Teil der sozialistischen DNA
sind, wie Kultur und Bildung”,
meinte Franz Fayot vor einiger
Zeit, als er eine Schärfung des par-
teipolitischen Profils der LSAP
forderte. Er warnte, seine Partei
gebe ein „liberales Bild" ab wegen
der „Reihe von sozialistischen
Wirtschaftsministern", die die
LSAP zuletzt gestellt hat. Das
müsse in Frage gestellt werden.
Etwas mehr als ein Jahr, nachdem
er nun zum Parteipräsidenten der
LSAP gewählt wurde, wird Franz
Fayot selbst Minister - für Wirt-
schaft.

Der studierte Jurist mit Schwer-
punkt Finanz-, Wirtschafts- und
Insolvenzrecht, der 2002 bei der
Kanzlei Elvinger, Hoss & Prussen
seine Berufslaufbahn startete und
von sich selbst sagt, er sei „nicht
besonders wirtschaftsliberal",
meinte einmal, man könne „nicht
ewig eine Politik machen, bei der
es nur Gewinner gibt". Die Frage,
welche Verlierer es nun bei seiner
Politik geben wird, liegt auf der
Hand. Erben? Vermögende? SUV-
Besitzer?

Fayot ist in der Vergangenheit
„nicht immer durch extrem
wirtschaftsfreundliche Aussagen
aufgefallen", meint der Handels-
kammerpräsident Luc Frieden.
Über den ehemaligen luxembur-
gischen Finanzminister hatte sich
Fayot vor Jahren auf seinem In-
ternetblog - der inzwischen vom
Netz genommen wurde - nicht ge-
rade freundlich geäußert, steht
Frieden doch für vieles von dem,
was Fayot an der „alten Wirt-
schaft" des Landes als negativ
empfindet.

„Von der neoliberalen Wirt-
schaftspolitik, die seit den 1980ern
herrscht, müssen wir wegkom-
men", so Fayot, der von der Kapi-
talismuskritik Thomas Pikettys
beeindruckt ist. „Die Annahme,
dass der Reichtum, der oben ge-
schaffen wird, nach unten herun-
tertropft, ist eine neoliberale
Doktrin, die versagt hat", meint
Fayot. „Entweder kriegen wir die
Kurve und bewegen uns in Rich-
tung mehr Allgemeinwohl, oder
aber die Digitalisierung mit ei-
nem noch stärkeren Kapitalismus
macht alles noch schlimmer." Fay-
ot steht für ein „soziales Korrektiv
zum kapitalistischen System".

„Wie kann ein ,Plan de dévelop-
pement durable' in einem Umfeld
gedeihen, in dem es in der Haupt-
sache um Business und Profit
geht?”, so Fayot in einem Mei-
nungsbeitrag für die LSAP.

Dem neuen Wirtschaftsminis-
ter zufolge ist Luxemburg als li-
berales und wirtschaftsorientier-
tes Land in seinen Konsumexzes-
sen gefangen und könne „unmög-
lich seine Probleme aus eigener
Kraft lösen." Zu stark sei „mitt-
lerweile der Druck des Geldes und
der regierenden Businessmilieus."
Solche Sätze regen natürlich in
diesem „herrschenden Business-
milieu" eine gewisse Skepsis, so
dass man nun gespannt sein darf
darauf, ob Fayot mit oder gegen
dieses „herrschende Businessmi-
lieu" Politik betreiben wird.

Die Unternehmen in Luxem-
burg, so. erklärte Handelskammer-
präsident Frieden jüngst gegen-
über RTL, würden von einem
Wirtschaftsminister erwarten,
dass er sich vor die Betriebe stellt
und sich darum bemüht,
dass diese Arbeitsplätze schaffen
könnten. Nur, wenn es den Un-
ternehmen gut ginge, könnten Be-
triebe investieren. Frieden äußer-
te die Hoffnung, dass Fayot alle
positiv überrasche. Und so ist
weitgehend auch der Tenor aus
den Unternehmen. Auch wenn
Fayot Schlagzeilen- machte, als er
die Einführung einer Erbschafts-
steuer in direkter Linie forderte,
höhere Steuern für sogenannte
SUVs und die Einführung einer
Vermögenssteuer - sein Hand-
lungsspielraum als Minister ist ein
anderer.

Lackmustest Realpolitik

Mit sozialistischen Wirtschafts-
ministern hat das Großherzogtum
fast schon eine kleine Tradition,
angefangen mit Robert Goebbels
über Jeannot Krecké zu
Etienne Schneider. Und ist über-
wiegend gut gefahren damit -
manch einer würde sagen, gerade,
weil im Grunde wenig Sozialis-
mus in deren Wirtschaftspolitik zu
spüren war. Könnte sich das nun
mit Franz Fayot ändern? Zwar zählt
der Mitvierziger nicht zum linken
Flügel seiner Partei, stammt aber
auch nicht aus dem „wirtschafts-
freundlichen" Dunstkreis um Eti-
enne Schneider. Während Letzte-
rer lange Erfahrung im Wirt-

schaftsministerium unter Minister
Krecké mit sich brachte, ist Fayot
gewissermaßen ein Seiteneinstei-
ger. Das kann schlecht sein, aber
auch gut, sofern er neue Gedan-
ken und frische Ideen mitbringt.

So sehen es auch die Unter-
nehmen. Vonseiten der Verbände
Fedil, UEL und Handelskammer
heißt es zur neuen Personalie im
Wirtschaftsministerium: „Wir sind
unvoreingenommen". Man müsse
dem neuen Minister eine Chance
geben und sehen, welche Priori-
täten er nach einer gewissen Ein-
arbeitungsphase setze. Als Minis-
ter werde Fayot zudem eine an-
dere Rolle haben denn als Partei-
vorsitzender der LSAP und werde
einen eigenen Stil ins Wirtschafts-
ministerium bringen. Dennoch sei
ein Ministerium kein Ein -Mann -
Betrieb: Fayot werde bei seiner
Politik an Koalitionsvertrag und
Mitspieler gebunden sein - das
sind andere Ministerien und eben
auch Unternehmen und deren
Chefs. Gelassen eingestellt und
unabhängig von vorherigen Aus-
sagen strebe man eine exzellente
Kooperation an, so wie es auch
bisher war.

Aus seiner Parlamentsarbeit
weiß Fayot, dass die „Zukunft von
Luxemburgs Wirtschaft nicht in
Steuervorteilen" liegt, wie er ein-
mal sagte. Bei der künftigen Aus-
richtung der Wirtschaft, so Fayot,
müsse Luxemburg sich darauf ein-
richten, dass Multinationale künf-
tig ihre Steuern da zahlen, wo sie
ihre wirtschaftlichen Aktivitäten
haben, nicht da, wo ihr Sitz ist.

Was die Themen Weltraum-
rohstoffe und Diversifizierung der
Wirtschaft betrifft, hat sich der
neue Minister schon so geäußert,
dass man hier eine Fortführung der
Politik Schneiders erwarten darf.
Wichtig für die Wettbewerbsfä-
higkeit des Landes, so Fayot 2016,
seien höhere Investitionen in For-
schung, Innovation und Entwick-
lung. Luxemburg liegt bezüglich
seiner Investitionsausgaben unter
dem EU -Durchschnitt.

Als sicher kann gelten, dass das
Thema „Ökologie" in der Wirt-
schaftspolitik der nächsten Jahre
eine zentralere Rolle einnehmen
wird. Kurz nach der Designie-
rung als Nachfolger von Schnei-
der im Wirtschaftsministerium
sagte Fayot: „Bei der Entwicklung
der Wirtschaft muss man auch

über Klimaschutz nachdenken."
Exzessives Wirtschaftswachstum
generiere mehr Verkehr und trei-
be die Wohnungspreise in die Hö-
he, „darum muss man darüber
nachdenken", so Fayot, „welche
Art von Wirtschaftswachstum man
anstrebt und wie man das steuern
kann." Genau darauf muss Fayot
nun als Minister die Antwort fin-
den.• Wir müssen von• der neoliberalen

Wirtschaftspolitik
wegkommen.
Franz Fayot

• Zu stark ist der• Druck der
regierenden.
Businessmilieus.
Franz Fayot



Zur Person
Der am 28. Februar 1972 in Luxem-
burg -Stadt geborene Sohn des lang-
jährigen LSAP-Politikers Ben Fayot
studierte Rechtswissenschaften in
Luxemburg und Paris und schloss
1996 mit einem Postgraduiertendip-
lom (DEA en droit des affaires) an

der Universität Paris I Panthéon -Sor-
bonne ab. 1997 wurde er als Rechts-
anwalt in Luxemburg zugelassen.
Fayot war wegen seiner Expertise im
Bereich Insolvenz und Restrukturie-
rung zusammen mit PwC Luxemburg
als gerichtlicher Insolvenzverwalter
der gescheiterten Kaupthing Bank
Luxembourg bestellt und von 2001

bis 2005 als Dozent für allgemeines
Recht und Rechtswissenschaft an der
Universität Luxemburg tätig. Seit
2013 Abgeordneter und zuletzt als
solcher Vorsitzender des Wirt-
schaftsausschusses und stellvertre-
tender Vorsitzender des Kulturaus-
schusses, gründete Fayot 2015 mit
Laurent Fisch als Kompagnon eine

gemeinsame Kanzlei (Fisch Fayot), die
Rechtsberatung vor allem für Akteure
des Finanzsektors, wie Banken und
Investmentfonds anbietet. Als neues
Mitglied der Regierung hat Fayot
seine Tätigkeit als Rechtsanwalt ab
dem 3. Februar 2020 eingestellt.
Fayot ist verheiratet und hat drei
Kinder.



NTERVIEIW Politikwissenschaftler Dan Schmit über die Reform des Wahlsystems
Luc Laboul9o
Die Aufteilung Luxemburgs in
vier Wahlbezirke wurde im
Rahmen der Einführung des
allgemeinen Wahlrechts im
Jahr 1919 beschlossen. Seit
Jahrzehnten schon steht das
Wahlsystem wegen mutmaßli-
cher Ungerechtigkeiten in der
Kritik. Zuletzt war die Diskus-
sion über die Einführung eines
einheitlichen Wahlbezirks
einer der Hauptgründe für das
Scheitern der großen Verfas-
sungsrevision. Der Forscher
und Politikwissenschaftler Dan
Schmit erklärt, wieso die
Reform des Wahlsystems so
lange dauert und welche
Alternativen zu den vier
Bezirken existieren.
Tageblatt: Seit Jahrzehnten
wird - meist nach den Parla-
mentswahlen - über die
Ungerechtigkeiten des Lu-
xemburger Wahlsystems
diskutiert. Die Debatte dreht
sich vor allem um die vier
Wahlbezirke, an der nun auch
die große Verfassungsreform
wohl gescheitert ist. Worum
geht es dabei genau?

Dan Schmit: In letzter Zeit wur-
de hauptsächlich darüber disku-
tiert, ob es noch zeitgemäß ist, ein
Gebiet von der Größe Luxem-
burgs in vier Wahlbezirke einzu-
teilen. Werden dadurch gewisse
Sperrklauseln eingeführt, ohne
dass sie offiziell existieren? Denn
je kleiner der Bezirk, desto höher
der Stimmenanteil, den eine Partei
für einen Sitz benötigt. Auf der ei-
nen Seite sieht man, dass es für
kleine Parteien dadurch schwieri-
ger wird, einen Sitz zu gewinnen.
Auf der anderen Seite bekommen
größere Parteien proportional
mehr Sitze, als ihnen ihrem Stim-
menanteil nach theoretisch zuste-
hen würden.

Bis Ende der 1980 er Jahre wur-
de die Zahl der Mandate in den
jeweiligen Bezirken an die Zahl
der Einwohner angepasst. Ob-
wohl die Bevölkerung seitdem
stark gewachsen ist, wurde

diese Anpassung abgeschafft.
Wieso?

Seit den 80er Jahren ist der An-
teil der Nicht -Luxemburger stark
gestiegen. Über die Anpassung der
Sitzanzahl wird aktuell wieder dis-
kutiert. Die politische Frage ist, ob
die Zahl der Einwohner oder die
Zahl der Wähler als Berechnungs-
grundlage für diese Anpassung ge-
nommen wird. In diesem Punkt
gehen die Ansichten auseinander.
Repräsentieren die Abgeordneten
die Wähler oder repräsentieren sie
die ganze Bevölkerung?

Weiche Auswirkungen hätten
die jeweiligen Berechnungs-
grundlagen?

Würde man die Gesamtbevölke-
rung als Grundlage nehmen, wür-
de sich nicht so viel ändern.
Würde man die Wahlbevölkerung
der Berechnung zugrunde legen,
wären der Ost- und der Nordbe-
zirk aktuell etwas unterrepräsen-
tiert, während der Zentrumsbezirk
mit der Hauptstadt, wo der Anteil
der Nicht -Luxemburger über-
durchschnittlich hoch ist, überre-
präsentiert wäre.

Welche Parteien profitieren am
meisten vom aktuellen Wahl-
system?

Bei den Parlamentswahlen
2018 hat die CSV am meisten
Stimmen verloren. Bei der Sitzver-
teilung ist die Partei aber gut da-

vongekommen. im Vergleich dazu
hat die LSAP zwar weniger Stim-
men, aber dafür mehr Sitze verlo-
ren. Mit der aktuellen
Berechnungsformel sind große
Parteien in den kleinen Bezirken
klar im Vorteil.

Wieso werden diese Unge-
rechtigkeiten im Wahlsystem
nicht beseitigt?

Es ist wie so oft im politischen
Bereich. Man ist sich einig über
die Probleme, aber nicht über die
Lösungen. Das Wahlsystem ist
eine heikle Angelegenheit.
Schließlich geht es um die Regeln,
nach denen die Volksvertreter ge-
wählt werden. Gleichzeitig sind es

dieselben Volksvertreter, die über
die Spielregeln für ihre Wahl be-
stimmen. Das heißt, man muss da-
rauf achten, dass es nachher nicht
so aussieht, als ob man die Regeln
so macht, dass sie einem entgegen-
kommen. Ferner profitieren die
großen Parteien ja noch von dem
aktuellen System, deshalb ist ihr
Anreiz, etwas daran zu ändern, ge-
ringer. Dabei sind es gerade diese
Parteien, die benötigt werden, um
eine Mehrheit im Parlament zu er-
zielen, damit Änderungen über-
haupt möglich sind.

Welche Alternativen gibt es zu
dem aktuellen Wahlsystem?

Es gibt Modelle mit einem,
zwei, vier und sogar noch mehr
Wahlbezirken. Im Endeffekt ist es
eine politische Frage. Eine Mög-
lichkeit wäre, die Wahlbezirke bei-
zubehalten oder umzugestalten,
aber nur noch einen bestimmten
Prozentsatz an Sitzen auf Bezirks-
ebene zu verteilen. Um die Pro-
portionalität insgesamt zu
erhalten, würden die restlichen
Sitze auf nationaler Ebene verge-
ben. Das wäre eine hybride Lö-
sung, die einerseits eine gewisse
regionale Nähe beibehalten und
andererseits eine nationale Pro-
portionalität gewährleisten würde.
In Dänemark existiert bereits ein
ähnliches System.

Zuletzt wurde in Luxemburg
vor allem über einen einheitli-
chen Wahlbezirk diskutiert.
Welche Schwierigkeiten stellen
sich bei dem Modell?

Die Wahlbezirke abzuschaffen
und das aktuelle Wahlsystem bei-
zubehalten, könnte zu einer gro-
ßen Herausforderung werden. Mit
60 Abgeordneten und zehn Partei-
en hätten wir 600 Kandidaten auf
dem Wahlzettel. Wäre das Pana-
schieren weiterhin möglich, würde
sich niemand mehr zurechtfinden.
Wer kann schon 600 Kandidaten
voneinander unterscheiden? Das
Risiko, den Überblick zu verlieren,
würde steigen und die Zahl der
ungültigen Wahlzettel würde sich
wohl stark erhöhen. Wenn wir ei-



nen einheitlichen Wahlbezirk ein-
führen, müssen wir die Art und
Weise, wie gewählt wird, ein-
schränken. Zum Beispiel könnte
der Wähler seine Präferenzen nur
noch zu Kandidaten innerhalb ei-
ner Liste ausdrücken. Das „Pa-
nachage" -System, das wir jetzt
kennen, wäre unter diesen Um-
ständen nur noch schwer vorstell-
bar.

Kritiker bezeichnen das
Panaschieren als undemokra-
tisch, weil es. Amtsträger und
bekannte Kandidaten bevor-
teiit ist dieses System noch
zeitgemäß?

Historische Analysen über die
Entwicklung der Wahlsysteme in
den letzten Jahren haben gezeigt,
dass es eher in die Richtung geht,
dass die Wähler nicht nur Partei-
en, sondern auch verstärkt Köpfe
innerhalb dieser Parteien wählen
können. In dieser Hinsicht ist das
Luxemburger Wahlsystem eines
der am stärksten personalisierten
Systeme überhaupt. Deshalb ist es
schwer vorstellbar, dass Luxem-
burg nun gegen diesen Trend hin
zur Personalisierung vorgehen
würde.

Versperrt dieses System nicht
gerade jungen Kandidaten die
Aussicht auf einen Wahlerfolg?

Es gibt unterschiedliche Model-
le. Bei den einen entscheidet die
Partei, an welchen Kandidaten auf
ihrer Liste die Sitze gehen. Bei uns
entscheidet der Wähler über die
Rangordnung. Und dann gibt es
noch Modelle dazwischen. Wenn
die Partei über den personellen
Aufbau entscheidet, kann sie
selbst über ihre Erneuerung be-
stimmen.

Bei uns können die Parteien
diesen Einfluss hingegen nur bei
der Auswahl der Kandidaten aus-
üben. In unserem Wahlsystem ha-
ben politische Amtsinhaber einen
klaren Vorteil. In dem Sinne ist es
natürlich schwieriger für junge Po-
litiker, sich zu behaupten. Umso
mehr sind die Parteien gefordert,
um dafür zu sorgen, dass ihre jun-
gen Kandidaten besser gefördert
und sichtbarer werden.

Wie könnte das gehen?
Die Parteien müssten konse-

quenter in den Aufbau und die
Fortbildung von Nachwuchspoli-
tikern investieren. Bei unserem
Wahlsystem stellt das natürlich ein
Risiko dar, weil schließlich aber
der Wähler entscheidet, wer ihm
am besten gefällt. So könnte es
passieren, dass die Rechnung
nicht aufgeht und, entgegen der
Erwartungen, ein Parteirebell am
Ende das Rennen macht.

ist die Repräsentativität der
Bevölkerung im Parlament mit
dem aktuellen Wahlsystem ge-
währleistet?

Im Hinblick auf die Repräsen-
tativität stellen sich zwei Proble-
me. Das erste ist die Wählerschaft,
in der der Anteil an Staatsbeam-
ten weitaus höher ist als in der
Gesamtbevölkerung und in der
die Arbeiter klarunterrepräsen-
tiert sind. Zweitens spiegelt sich
dieses Verhältnis auch bei den Ge-
wählten wider. Dieses Ungleichge-
wicht hängt aber weniger mit dem
Wahlsystem als mit der Zusam-
mensetzung der Wählerschaft in
Luxemburg zusammen.

Beim Referendum von 2015
lehnte die Mehrheit der Luxem-
burger die Einführung des
Wahlrechts für Nicht -Luxem-
burger, eine Begrenzung der
Mandatsdauer und das Wahl-
recht ab 16 Jahren ab. Hätte
diese Öffnung mehr Repräsen-
tativität gebracht?

Wir wissen es nicht genau. Wir
verfügen über bestimmte Daten,
die aber keine eindeutige Rich-
tung anzeigen. Insgesamt sieht es
nicht so aus, als ob die Öffnung
der Wählerschaft das Kräftever-
hältnis zwischen den Parteien
grundlegend verändern würde.
Der Einfluss auf die Dynamik in-
nerhalb der Parteien ist schwer vo-
rauszusagen.

Die Häufung der Mandate steht
ebenfalls zur Diskussion. Wel-
che Auswirkungen könnte die
Abschaffung der Doppelman-
date haben?

Die Trennung der Mandate hät-

te natürlich einen deutlichen Ein-
fluss auf dâs bestehende politische
Personal. Ob sie die Zusammen-
setzung der Wahllisten verändern
würde, steht auf einem anderen
Blatt. Die Kandidaten können
sich ja noch immer zur Wahl stel-
len. Die Frage ist, welche Ent-
scheidung sie nach den Wahlen
treffen. Bleiben sie in ihrer Ge-
meinde oder gehen sie ins Parla-
ment? Vieles hängt auch davon
ab, ob die Mandatstrennung nur
für Schöffen und Bürgermeister
oder ebenfalls für Gemeinderats-
mitglieder gelten wird.

Eine Reform des Wahlsystems
kann nur über eine Verfas-
sungsänderung beschlossen
werden. Diese Prozedur ist
langwierig und erfordert eine
Zweidrittelmehrheit im Parla-
ment. Ist es Ihrer Ansicht nach
sinnvoll, das Wahlsystem aus
der Verfassung herauszuneh-
men, um Änderungen zu ver-
einfachen?

Das Wahlsystem ist stabiler,
wenn es nur mit qualifizierten
Mehrheiten geändert werden
kann. Dadurch kann verhindert
werden, dass jede politische Mehr-
heit das Wahlgesetz zu ihren
Gunsten anpassen kann, und es
schränkt die Versuchung ein,
Wahlziele mit kurzfristigen Geset-
zesänderungen zu erreichen. Mei-
ner Ansicht nach müsste man aber
darüber diskutieren, wie man
mehr Bürgerbeteiligung erreichen
kann, um das Problem zu lösen.

Wie könnte eine solche
Bürgerbeteiligung aussehen?

Man könnte zum Beispiel 50 bis
100 Bürger zu Foren einladen, um
mit ihnen über das Wahlsystem zu
diskutieren. Zusammen mit Ex-
perten könnten sie einen Vor-
schlag ausarbeiten, mit dem das
Parlament sich anschließend aus-
einandersetzen muss. Das Ele-
ment der Bürgerbeteiligung würde
auch das Argument entkräften,
dass die politischen Parteien Än-
derungen am Wahlsystem nur aus
Eigennutz vornehmen.



Vor fünf Jahren unterzeichneten die Glaubensgemeinschaften und
die Regierung ein Abkommen, welches vor allem (aber nicht nur) die
finanziellen Verbindungen zwischen Staat und Kirchen neu regelte.
Streitereien gab es einige, mittlerweile scheint allerdings Ruhe eingekehrt.
Als Ende 2013 die erste Auflage von
Blau -Rot -Grün unter Dach und Fach
war, konnte jeder im Koalitionsabkom-
men nachlesen, dass die neue Regierung
sich auf die Fahne geschrieben hatte,
die finanziellen Verbindungen zwischen
Staat und Glaubensgemeinschaften neu

zu regulieren und den Religionsunter-
richt durch einen einheitlichen Werte-
unterricht zu ersetzen — Themen, welche
die drei Koalitionäre auch schon in ihren
Wahlprogrammen thematisiert hatten.
Diese Neuregulierung hätte für einen
modernen Staat längst passieren
müssen, war aber unter Vorgän-
gerregierungen mit CSV-Betei-
ligung kaum bis sehr schwer
umzusetzen.

Spätestens die Scheinbemühung
mit dem Expertenbericht aus dem Jahr
2012 unter dem damaligen Kultusmi-
nister François Biltgen hatte gezeigt,
dass man mit der CSV keine wirklichen
Fortschritte in dieser Domäne erreichen
konnte, und das, obwohl eine breite
politische wie auch öffentliche Mehrheit
die existierenden Verbindungen — pri-
mär zwischen der Katholischen Kirche
und Staat — für nicht mehr zeitgemäß
hielt. Die Zahlen von Taufen, ersten
Kommunionen, Firmungen und kirch-
lichen Hochzeiten waren seit Jahrzehn-
ten rückläufig, und im Jahr 2012 hatten
rund 67 Prozent der Luxemburger sich
bei einer Umfrage für eine Trennung von
Kirche(n) und Staat ausgesprochen.

„Biltgens Experten waren zu dem
Schluss gekommen, dass die Art und
Weise, wie die öffentliche Hand Geist-
liche, Kirchen und Pfarrhäuser aushält

und den Religionsunterricht in öffent-
lichen Schulen fördert, eine Lan-

dessitte darstellt, die einfach aus
Gründen der Brauchtumspflege
beibehalten gehört", schrieb

„Land” Journalist Romain Hilgert im
November 2012 und kommentierte
weiter: ,Weil sich die Experten des Kul-
tusministers aber wider Erwarten nicht
einmal die Mühe machten, den Befür-
wortern einer Trennung von Staat und
Kirche einen Kompromiss anzubieten,
sind sich inzwischen fast alle Parteien
im Parlament, von den Sozialisten über
die Liberalen und Grünen bis zur Linken
einig, den Gebrauchswert des Berichts
als gering einzuschätzen."

Es war also schon vor acht Jahren
klar, dass es wahrscheinlich nur zu einer

Neuregulierung kommen könnte, wenn
die CSV irgendwann mal auf der unge-
liebten Oppositionsbank Platz nehmen
müsste. Etwas, von dem im Jahr 2012
kaum einer gedacht hätte, dass dies so
schnell Realität werden würde, doch wie

sagt der Volksmund so schön: ;,Unver-
hofft kommt oft", und die Neuwahlen im

Zuge des; SREL-Skandals haben genau
diese Konstellation wahr werden lassen.
Die neue Regierung hat sich dann dran
gesetzt, Nägel mit Köpfen zu machen.

Für die Katholische Kirche kam die
neue Koalition im Jahr 2013 natürlich
auch überraschend. Reduzierung der
staatlichen Unterstützung, Abschaffen
der Kirchenfabriken und die Einführung
eines einheitlichen Werteunterrichts,
was das Aus für den Religionsunterricht
bedeutet, hießen die drei bitteren Pillen,
die es zu schlucken galt. Da zusätzlich
angedacht war, im Referendum die Frage
über die Finanzierung zu stellen, wur-
den strategische Schritte unternommen,
um genau dies zu verhindern. Da kam
es gelegen, dass man sich mit der Regie-
rung im Januar 2015 auf eine Konven-

tion einigen konnte und damit die vierte

Referendumsfrage vom Tisch war. So
weit, so gut, aber die Streitereien, wel-

che auch aufzeigten, dass es innerhalb
der Kirche verschiedene Strömungen zu
geben scheint, fingen allerdings erst an.

Erster Stein des Anstoßes: die
Abschaffung des Religionsunterrichts.
Die Katholische Kirche hatte dies ohne
allzu große Unmutsäußerungen akzep-
tiert, auch weil sie wusste, dass man
beim Ausarbeiten des Programms des
neuen Fachs noch ein Wörtchen mitzu-

reden hätte. Außerdem setzte die Kirche
auf die Lobbyarbeit der Bistum -gesteu-
erten Initiative „Fir de Choix" und die
politischen Äußerungen und Taten der
CSV, um noch auf eine Trendwende zu
hoffen. Dies misslang. Trotz einer Unter-
schriften -Sammelaktion, einer Demons-
tration und einer von der Kirche bei
TNS-Ilres aufgegebenen Umfrage. Zwar

zeigte sich „Fir de Choix" über die Zeit,
wo das Programm des neuen Fachs ,Vie
et Société" ausgearbeitet wurde, als rela-
tiv hartnäckig und man attackierte ein

ums andere Mal vehement laizistische
Vereinigungen. So hatte „Fir de Choix",
um den Druck hochzuhalten (und um
der Gegenseite zu imponieren), zum Bei-
spiel den damaligen AHA -Präsidenten
Laurent Schley wegen Diffamierung und
Verleumdung vor Gericht gezerrt. Dieser
wurde allerdings später freigesprochen.
Spätestens mit der Einführung des Wer-
teunterrichts im September 2016 in der
Sekundarschule (ein Jahr später auch in

der Grundschule) verpuffte die Virulenz
der wertkonservativen Vereinigung, die
mittlerweile inaktiv und in der Versen-
kung verschwunden ist.

Ähnlich verhält es sich mit dem SYFEL
(dem Dachverband der Kirchenfabri-
ken). Als im Januar 2015 angekündigt
wurde, dass die Kirchenfabriken abge-
schafft würden, blies der SYFEL zum
Sturm und wehrte sich vehement und
hartnäckig gegen den Gesetzesentwurf.



Aber trotz einer Petition und Klagen
gegen das Bistum auf der einen Seite
und dem damaligen Innenminister
Dan Kersch auf der anderen, war das
Abschaffen der Kirchenfabriken (wel-
che durch einen Fonds ersetzt wurden)

im Januar 20.18 beschlossene Sache.
Das SYFEL zeigte sich, dann noch eine

kurze Zeit recht kämpferisch. So kann
man zum Beispiel heute noch auf der
SYFEL-Facebook-Seite bei einem der
letzten Posts über die Generalversamm-
lung (2. März 2018) lesen, dass „alle
juristischen und politischen Wege gegan-
gen würden, um das Gesetz zu ändern."
Auch die eigentliche Homepage wurde
zum letzten Mal im Dezember 2018 mit
Nachrichten gefüttert. Seitdem herrscht
Funkstille, was angesichts des ehema-
ligen Mitteilungsbedarfs vom SYFEL,
dann doch darauf schließen lässt, dass
man nicht mehr allzu aktiv sein dürfte.

Die Finanzierung der einzelnen Glau-
bensgemeinschaften wurde mit dem
Gesetz vom 23. Juli 2016 neu geregelt.
Die Katholische Kirche erhält seitdem

jährlich 6,75 Millionen Euro (vorher
waren es 23,72 Millionen), die Protestan-
tische Kirche, genau wie die Muslimische
Gemeinschaft jeweils 450.000 Euro, die
Jüdische Gemeinschaft 315.000 Euro,
die Orthodoxe Kirche 285.000 Euro und
die Anglikanische Kirche noch 125.000
Euro. Diese staatlichen Zahlungen zeigen
aber auch, dass es eine klare eindeutige
Trennung von Kirche(n) und Staat (wie
etwa im schon mehr als hundert Jahre
laizistischen Frankreich) nicht gibt und
jeder — egal ob gläubig oder nicht — sei-

nen Obulus via gezahlte Steuern für die
Religionsgemeinschaften entrichten muss.

Der einheitliche Werteunterricht ist
mittlerweile aus dem öffentlichen Schul-
wesen nicht mehr wegzudenken, und
nach dem anfänglichen Gezeter um den
Inhalt scheint Ruhe eingekehrt. Zwar ist
beim Programm sicherlich nicht alles
perfekt — aber bei welchem Schulfach
ist das schon der Fall? — und doch kön-
nen die meisten Kinder, Eltern und Leh-
rer problemlos damit leben. Die Kirche
bietet für Kinder eine außerschulische
Katechese an, welche laut dem Jahres-

bericht von 2018 (der für 2019 liegt
noch nicht vor) mit 9.100 eingeschrie-
benen Kindern für das Jahr 2018-2019
einen gewissen Erfolg kennt. Und im

Allgemeinen kann man mit fünf Jahren
Abstand sagen, dass sich die Zeit nach
der Unterzeichnung der Konvention aus

dem Jahr 2015 dann als weitaus weni-

ger spektakulär und weitaus weniger
katastrophal für die Kirche entpuppte,
als manch ein Gläubiger es im Vorfeld
wahrhaben wollte. q

Text: Hubert Morang

Für die
Katholische

Kirche kam die
neue Koalition
im Jahr 2013

natürlich auch
überraschend.



Die Demokratische Partei hat sich innerhalb weniger
Jahre zum Machtapparat entwickelt und das Vakuum
des einstigen CSV-Staats gefüllt

Pol Schock
Dark Ages Gegen Ende des Abends am

7. Juni 2009 war die Stimmung im DP-Lager
schlecht. Nachdem die liberale Partei bereits
2004 eine heftige Wahlniederlage schlucken
musste und fünf Sitze im Parlament verlor,

sah es diesmal noch schlimmer aus: Nur noch
neun Sitze. Das schwächste Wahlresultat seit

über 45 Jahren. Abgeschlagen hinter den So-
zialsten. Ignoriert und gedemütigt von Jean-
Claude Junckers CSV. Bedeutungslos.
Noch heute zieht ein Stirnrunzeln wie ein

Schatten über die Gesichter von liberalen Po-
litikern, wenn sie auf 2009 angesprochen wer-

den. Das Wahldebakel traf die Partei damals
dermaßen ins Mark, dass Parteimitglieder sich
von ihr abwanden und die DP-Zukunft gar
gefährdet war. „Ein Jugendclub mit 50 Mit-
gliedern hätte die Partei bei einem Kongress
damals kapern können", erzählen sich hoch-
rangige DP-Notabeln als mahnende Erinne-
rung an die dunklen Zeiten.
Machtapparat Nur zehn Jahre später sieht die
liberale Welt deutlich heiterer aus. Innerhalb
weniger Jahre hat sich die einst „bedeutungslo-
se" Partei zur stärksten Kraft im Staat etabliert.
Sie hat das Vakuum des vormaligen CSV-Staats
geschickt gefüllt und sich als neue, mächtige
Staatspartei ausgebreitet. Der DP-Machtappa-
rat ist mittlerweile beeindruckend: Die Partei

stellt mit dem Premier- und Finanzminister

(Xavier Bettel und Pierre Gramegna) die bei-
den wichtigsten Ministerposten der Regie-
rung, dominiert die Exekutive. Sie besetzt mit

Fernand Etgen den Posten des Chamberprä-
sidenten und kontrolliert mit Minister Marc
Hansen die Beziehungen zwischen Parlament
und Regierung. Die DP stellt mit Agnès Durdu
den Vorsitz im Staatsrat und gilt als federfüh-

rend in der intransparenten Institution (siehe
Artikel Seite 9). Sie herrscht mit Bürgermeis-
terin Lydie Polfer über die Geschicke der Stadt
Luxemburg. Sie belegt mit Joëlle Elvinger den
Luxemburger Posten am Europäischen Rech-
nungshof. Sie verteilt wichtige Posten in Ver-
waltungsräten von öffentlichen und semi-staat-

lichen Einrichtungen sowie in Ministerien und
dominiert mit *dem Film Fund, Esch 2022 und
dem Mudam die wichtigsten kulturellen Insti-
tutionen des Landes. Sie kann sich mittlerweile
gar erlauben, den Staatschef in die Schranken
zu weisen, ohne Schaden davon zu tragen. Mehr
noch: Xavier Bettel kann offen damit prahlen,
den Posten des EU -Ratspräsidenten 2019 dan-
kend abgelehnt zu haben - immerhin das Amt,

nach dem sich Jean-Claude Juncker 2009 so

sehnte. Kurz: Der DP-Staat ist eine Realität.

Alles -Partei Man mag sich angesichts die-
ser Aufzählung an den Kopf fassen und fra-
gen: Wie ist der Demokratischen Partei dieser
Marsch durch die Institutionen in so kurzer
Zeit gelungen?

Ein Teil der Antwort findet sich im Wahlkampf

vor dem Wahldebakel von 2009. Damals schrieb
das Land, dass die DP sich nicht so recht ent-
scheiden könnte, ob sie nun radikalliberal, so-
zialstaatlich, antiklerikal oder doch lieber CSV-
kompatibel sein soll. „Am liebsten würde sie auf
Nummer sicher gehen und alles zugleich sein."
Das Programm hat sich seither nicht sonderlich
verändert, die DP ist auch heute noch die Alles -
Partei, die mit ihrem „Sowohl -als -auch- Mantra
jedem Bürger maximales Glück verspricht und
den Spagat zwischen den Interessen herstellen
will. Es ist ein breites Programm, aber kein be-
sonders tiefes. Es spricht nahezu alle Gesell-



schaftsschichten an, aber niemanden konkret.
Es ist vielfältig, aber beliebig. Wer sich darin
finden will, findet sich darin.

Die Kehrseite dieser Beliebigkeit ist das Fehlen
eines ideologischen Unterbaus. Die Partei hat
kein ideelles Fundament oder ein programmati-
sches Langzeitziel, das in politischen Dürrepha-

sen ein Fixpunkt sein könnte, unabhängig von
politischen Trends. Das hat sie eigentlich auch
nicht nötig. Denn die Partei macht eine stark
gegenwartsbezogene Politik: was zählt, ist das
Hier und Jetzt. Sie ist anders als ihre Schwes-
terpartei in Deutschland und zur Enttäuschung

von Unternehmerverbänden keine radikale
wirtschaftsliberale Partei mit langem Atem, die
im Zweifel lieber nicht, als falsch regiert.. Sie
verkörpert damit das post -ideologische Zeital-
ter, wonach das Links -Rechts -Schema als über-
kommen gilt und alle gesellschaftlichen Wider-
sprüche in sich aufgehoben werden können.
Diese Unschärfe erlaubt es der DP, sich als
Kraft der Mitte zu inszenieren. Doch es nicht
diese Spannweite, die für die Wähler so attrak-
tiv ist. Die Partei hat vielmehr den Wahlerfolg
von 2013 strategisch genutzt, um sich als Sie-
gerpartei darzustellen. Wer auf der Seite der
DP steht, zählt aktuell zu den Gewinnern. Sie
zieht damit Opportunisten und Karrieristen
an, die es über Jahrzehnte aus diesen Gründen
in die CSV trieb - die Partei als Sprungbrett
für individuelle Ziele. Und wie die Auflistung
weiter oben zeigt, nutzt die DP ihre Macht, um
die Macht zu sichern, indem sie Posten verteilt.
Frei nach dem Prinzip: Teile und herrsche.

Machtkonzentration Dieses rationale po-
litische Kalkül geht dabei zurück auf Xavier

Bettel und Corinne Cahen. Denn so breit die
Partei gerade ihren Apparat im Staat streckt, so
konzentriert ist ihre Macht. Es gibt keine we-
sentlichen Entscheidungen, ob in Politik- oder
Personalfragen oder in der Außendarstellung,
die nicht mit dem Premier und der Parteiprä-
sidentin abgesprochen sind. Die beiden Ju-
gendfreunde aus Bonneweg haben die Demo-
kratische Partei seit 2013 nach ihrem Willen
zu einer Bettel-Cahen-Partei geformt und zei-

gen wenig Rücksicht gegenüber parteiinternen
Kritikern.

Der Aufstieg von Xavier Bettel geht dabei
ebenso auf die Wahlniederlage von 2009 zu-
rück. Damals drängte sich Bettel an der Seite
vom vorübergehend gescheiterten Politiker
Claude Meisch an die Spitze der Partei. Und
der charmante Xavier Bettel zeigte, dass er

nicht nur über großes selbstdarstellerisches

Talent verfügt, sondern auch mit politischen
Instinkten ausgestattet ist und skrupellose
Entscheidungen treffen kann. Er zögerte nicht
lange und schob innerhalb von nur zwei Jah-
ren die alten weißen Granden des Landes zur

Seite: Paul Helminger, Charles Goerens und
Jean-Claude Juncker.

2015 trat er als Parteipräsident zugunsten von

Corinne Cahen ab. Und auch Cahen verfügt
über ähnliche politische Machtinstinkte wie

Bettel und brachte zur Sicherung ihres Postens
gleich ein ganzes Team von loyalen Leutnan-
te mit an die Spitze der DP: Max Hahn, Lex
Delles, Marc Hansen und Marc Ruppert. Letz-

terer fiel als Generalsekretär mit seinen basis-
demokratischen Ideen in Ungnade und wurde
durch Claude Lamberty ersetzt. Seither läuft
der Bettel-Cahen-Dampfer: Es herrscht Ruhe
in der Demokratischen Partei, Interna dringen
nicht nach Außen, Konflikte werden im Keim

erstickt. Die DP hat das Image einer souverä-

nen Staatspartei.

Punchingball Ein Leidtragender des parteiin-
ternen Aufstiegs von Corinne Cahen war 2015
Gilles Baum. Der Abgeordnete aus Junglinster
(geboren 1973) musste in Absprache mit Bet-
tel als Generalsekretär für das Team Cahen
weichen, auch wenn er den Posten wohl ger-
ne weitergeführt hätte. Nun ist ausgerechnet
Baum neuer Fraktionsvorsitzender der DP und
ersetzt, ein Jahr früher als geplant, den ver-
storbenen Politiker Eugène Berger. Das Amt

des Fraktionsvorsitzenden gilt dabei als unbe-

queme Aufgabe in Regierungszeiten, da es ver-
langt, die Abgeordneten als verlängerter Arm

der Regierung auf Linie zu halten und gleich-

zeitig Moderator zwischen den Befindlichkei-
ten der Abgeordneten und den Interessen der
Minister zu sein. Eugène Berger hat das Amt
des Fraktionsvorsitzenden deshalb einmal als
„Punchingball" bezeichnet, da man im Zwei-
fel zwischen çliee Fronten gerät. Doch Baum

weiß, was auf ihn zukommt. Und er weiß auch,

was von ihm verlangt wird: Er spricht davon,

dass er als Bindeglied zwischen Regierung und
Parlament für „Ruhe und Souveränität" in der
Fraktion die Verantwortung trage. Als Vorbild
nennt er dabei den Führungsstil von Lydie Pol -
fer, die durch Erfahrung und Gelassenheit die
DP als Parteipräsidentin verwaltete.

Dabei war der groß -gewachsene und freund-
liche Politiker als Fraktionspräsident in der
Bettel-Cahen-Partei eigentlich nicht vorgese-
hen. Baum, seit 1996 DP-Mitglied, konnte im
Ostbezirk etwas wider Erwarten 2018 erneut



ins Parlament ziehen. „Eigentlich haben mir

alle gesagt, dass ich nach 2018 wieder zurück
als Lehrer vor einer Klasse stehen werde", so

Baum. Doch der Schöffe aus Junglinster konn-
te einen Stimmgewinn von 40 Prozentpunkten
im Vergleich zu 2013 erzielen. Und angespornt
von seinem erfolgreichen Ergebnis und dem
Zuspruch seiner Kollegen nahm er den Hörer

in. die Hand und machte Werbung in eigener
Sache für das Amt des Fraktionsvorsitzenden.
Es war ein Vorhaben, das nicht nach Gusto von
Parteipräsidentin Cahen war, da sie eigentlich
bereits Max Hahn auf dem Posten sah. Doch
die DP-Fraktion konnte sich gegen den Willen
der Präsidentin durchsetzen: der Fraktions-
posten wurden zwischen Eugène Berger und
Gilles Baum aufgeteilt.

Baum, der eigentlich eher in der zweiten Reihe
der DP stand und den klassischen Weg einer

lokalen, regionalen und nationalen Politikkar-
riere einschlug, hat sich bei vielen DP-Mitglie-
dern mit seinem Verhalten Respekt verschafft.
Seinen Posten als Fraktionsvorsitzender stellte
er nach dem Tod von Berger erneut zur Wahl.
Mit klarem Ergebnis: Alle DP-Abgeordneten
stehen hinter ihm.

Ruhige Jahre Nach dem turbulenten ersten

Jahr der Legislaturperiode mit vielen Wech-
seln auf der Abgeordnetenbank hoffen die
Mehrheitsparteien, dass nun ruhigere Zeiten
kommen. Einiges spricht dafür - immerhin
stehen die nächsten Wahlen erst im Super-
wahljahr 2023 an. Die DP wird dabei an ihrer
bisherigen Strategie festhalten: Sie wird weiter

Posten verteilen, wo es möglich ist und ihre
Macht ausbauen. Und politisch wird sie vor
allem versuchen durch ein Update der beiden
populären Maßnahmen der ersten Dreierko-
alition zu punkten: eine zweite Steuerreform
und ein Congé parental plus. Dabei laufen die
Arbeitsgruppen für die Steuerreform schon
längstens auf Hochtouren. Manche Optimis-

ten glauben, dass die Reform der Individual-
besteuerung schon vor dem Sommer im Par-
lament hinterlegt wird, realistischer scheint
wohl eher Herbst zu sein.

Aber sicher ist: Damit sich, getreu der DP-Stra-
tegie, alle noch vor den Wahlen als Gewinner
fühlen, muss die Reform bis zum Ende des Jahres
im Parlament verabschiedet werden. Nur so ließe
sich im Portemonnaie der Wähler ein spürbarer
Effekt vor den nächsten Wahlen 2023 feststellen.

Die DP macht eine stark
gegenwartsbezogene
Politik: was zählt, ist
das Hier und Jetzt

Die beiden
Jugendfreunde aus
Bonneweg haben die
Demokratische Partei
seit 2013 nach ihrem
Willen zu einer
Bettel-Cahen-Partei
geformt
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Leitartikel

Von Pierre Leyers

Vers.chmutzen soll künftig nicht mehr gratis
sein. Ankerpunkt des Energie- und Klimaplans
ist die für 2021 angekündigte CO2-Steuer von
anfangs 20 Euro pro Tonne an Kohlendioxid,

die aus Auspuffen und Kaminen steigt. Auf etwa 150 Milli-
onen Euro jährlich schätzt die Regierung die Einnahmen
aus dieser auf allen fossilen Brennstoffen erhobenen Steu-
er, die zu einer Hälfte an einkommensschwache Haushalte,
zur anderen in Klimaschutzmaßnamen fließen soll.

So wie es im Rahmen des europäischen Emissionshan-
dels bereits für die Energiewirtschaft und die Industrie gilt,
wird CO2 nun auch in Luxemburg in den Bereichen Ver-
kehr und Gebäude einen Preis bekommen. Diesen Preis -

und das ist neu - müssen künf-
tig nicht nur Betriebe, sondern
auch Privatpersonen entrich-
ten.

Rechnet man die höhere
Fahrzeugsteuer hinzu, die
durch das neue Messverfahren
WLTP fällig wird, und denkt an
steigende Spritpreise, mit de-
nen der schwer auf der CO2 -
Bilanz lastende Tanktourismus
ausgetrocknet werden soll,

so kommt so einiges an Mehrkosten auf die Autofahrer zu
- und das in einem Land, in dem der Individualverkehr
den Status einer heiligen Kuh genießt.

Zu einem „Quantensprung", wie Energieminister Tur-
mes die Klimasteuer nennt, reicht es allein schon deshalb

nicht, weil Luxemburg eines der wenigen Industrieländer
ist, das sie noch nicht eingeführt hat. Auch der Startpreis
von 20 Euro wird als viel zu niedrig eingeschätzt, um tat-
sächliche Veränderungen herbeizuführen. Vieles in Lu-
xemburg passiert eben in kleinen Schritten. Evolution statt
Revolution wird das gerne genannt. Der Regierung muss
zugute gehalten werden, dass sie den Umbau hin zur kli-
maneutralen Wirtschaft eingeleitet hat. Zu zaghaft für
die einen, zu gewagt für andere. Wenigstens die Richtung
stimmt, will Luxemburg seine bei der Klimakonferenz
in Paris vereinbarten Ziele erreichen.

Statt die Latte zu hoch zu legen, und nachher kläglich zu
scheitern, ist es besser, einen realistischen Kurs einzu-
schlagen. Wo sind die angekündigten 40 000 Elektroautos,
die laut Regierung 2020 überall zirkulieren sollten? Knapp
2 100 dieser Stromer gibt es derzeit auf den Luxemburger
Straßen, trotz der Kaufprämie von 5 000 Euros. Von den
800 angepeilten Ladestationen sind gerade mal 400 in
Betrieb. Die für 2020 beschlossenen Einsparziele wird Lu-
xemburg verfehlen. Als wäre das nicht schon Blamage ge-
nug, ist die Anstrengung, die unternommen werden muss,
um die CO2 -Emissionen in zehn Jahren um 55 Prozent ge-
genüber dem Stand von 2005 zu senken, so gewaltig und
einschneidend, dass sie nicht einmal ein Herkules voll-
bringen könnte.

Trotz falscher Versprechen und überzogener Ambitio-
nen macht sich ein Umdenken bemerkbar. Sicher, der
Druck von außen nimmt zu. Souveränitätsnischen sind
keine Ausrede mehr. Doch in einem Land, das jahrelang
vom Tanktourismus gut gelebt hat, erfordert der begonne-
ne Abschied von den fossilen Einnahmequellen Mut und
Entschlossenheit, ähnlich wie sie ein Drogenabhängiger
braucht, der sich in die Entziehungskur begibt.



Der neue Wirtschaftsminister Franz Fayot will Ökologie und Ökonomie unter einen Hut bringen
Interview: Marco Meng

Frisch als Wirtschaftsminister und als
Minister für Entwicklungszusammen-
arbeit vereidigt, erklärt Franz Fayot
(47), wo er bei der Wirtschaftspolitik

neue Akzente setzen möchte.

Franz Fayot, Sie bezeichneten
einmal Greta Thunberg als einen
Ihrer Lieblingshelden in der Ge-
genwart. Hätten Sie als Wirt-
schaftsminister überhaupt noch
etwas zu tun, wenn all das umge-
setzt würde, was Thunberg for-
dert?

Ich glaube, das ist etwas ein-
fach gedacht. Greta Thunberg
finde ich interessant und auch
bewundernswert in dem Sinn,
dass sie eine Bewegung losgetre-
ten hat, die viele Jugendliche auf
die Straßen bringt, um uns für
die Dringlichkeit der Klima-
schutzes zu sensibilisieren. Ich
finde, dass das großen Respekt
verdient, und es gibt auch der
Wirtschaftspolitik einen richtigen
Anstoß.

Natürlich sollten wir nicht
aufhören, Wirtschaftspolitik zu
betreiben und Unternehmen nach
Luxemburg zu bringen, aber das
muss man heute im Einklang mit
Umwelt- und Klimaschutz tun.
Der Gegensatz zwischen Umwelt
und Wirtschaft ist oft plakativ.
Denn auch in der Wirtschaft und
den einzelnen Betrieben wird es
immer bewusster, dass man heu-
te nicht mehr wirtschaften kann,
ohne Umweltbelange zu berück-
sichtigen.

Hier stieß unlängst die Ansiedlung
einer Steinwollefabrik auf Wider-
stand. Gleichzeitig importieren
wir Steinwolle, die woanders pro-
duziert wird. Ist das Nachhaltig-
keit? Wenn wir aufhören zu pro-
duzieren und alles woanders her-
stellen lassen, nutzt das dem Kli-
ma auch nichts.

Das ist richtig. Die Knauf-
Steinewollefabrik ist ein gutes
Beispiel für das Spannungsfeld
zwischen Nachhaltigkeit und In-
dustrie. Bei dem Projekt gab es
eine Reihe Aspekte, die schluss-
endlich die Bevölkerung von Sas-

senheim aufbrachten. Es stimmt,
dass das zu einem gewissen Grad
widersprüchlich ist, weil zum ei-
nen die Fabrik hier nicht gewollt
war, wir zum anderen aber
Steinwolle brauchen. Das zeigt
auch, dass es wichtig ist, die In-
dustrie hier zu behalten, die mit
immer strengeren Vorschriften
und Umweltregelungen konform
sein muss. Denn es ist besser,
wenn Sachen hier produziert
werden als wenn sie dort produ-
ziert werden, wo viel geringere
oder keine Umweltstandards gel-
ten. Vielleicht ist man in Luxem-
burg in dieser Hinsicht ein wenig
verwöhnt, aber man kann die Be-
lange der Menschen auch nicht
außen vor lassen. Das heißt, dass
wir andere Industrien ansiedeln
müssen, die mehr auf Kreislauf-
wirtschaft setzen, die weniger
Emissionen ausstoßen, weniger
Verkehr produzieren. Das sind
alles die. Fragen, die sich heute
stellen.

Was haben Sie sich vorgenom-
men, das Sie nun als Wirtschafts-
minister auf jeden Fall erreichen
und umsetzen wollen?

Ich wäre wirklich glücklich,
wenn wir weiterkommen auf dem
Weg in eine nachhaltige Wirt-
schaft. Wenn es uns gelingt, un-
sere Wirtschaft vom linearen
Produktionsmodus wegbekom-
men, ein Wirtschaftsmodell, dass
darauf basiert, viel zu verbrau-
chen, viele Ressourcen, viel
Energie, viel Land, Personal.
Stattdessen muss uns ein nach-
haltigeres Wirtschaften gelingen,
wie das ja bereits einige Betriebe
hier machen, und ein Wirt-
schaftsstandort für innovative und
nachhaltige Unternehmen zu
werden. Umwelttechnologien sind
in diesem Zusammenhang inte-
ressant, der Gesundheitssektor
und natürlich alles, was mit Digi-
talisierung zu tun hat, Forschung
und Entwicklung: um aus dem
Standort Luxemburg ein Labor für
die Wirtschaft von morgen zu
machen.

Auch Ihr Vorgänger wollte aus

Luxemburg einen innovativen
Standort machen ...

Etienne Schneider hat den An-
stoß für viele Projekte gegeben,
die sehr interessant sind, sowie
mit der Dritten Industriellen Re-
volution den Weg gewiesen, wo
es hingeht und uns bewusst ge-
macht, dass wir in einer ökologi-
schen und digitalen Transition
sind und die Wirtschaft sich ent-
sprechend wandeln muss. Was
den Forschungsstandort Luxem-
burg betrifft, muss man sehen,
dass wir als Forschungsstandort ja
noch sehr jung sind. Das hat in
den 1980ern begonnen und
braucht seine Zeit, sich zu entwi-
ckeln. Ich selbst bin regelmäßig in
Boston, und dort sieht man, wie
so etwas funktionieren kann: Dort
siedeln sich innovative Unter-
nehmen an, weil dort auch die
Forschungseinrichtungen und die
„Brainpower" sind. Das braucht,
wie gesagt, Zeit, aber ich bin si-
cher, dass das der Weg ist, den
wir gehen müssen.

Wie sehen Sie die mögliche An-
siedlung eines Google-Datacen-
ters in Luxemburg? Es würde dem
ICT-Standort Luxemburg gut zu
Gesicht stehen, andererseits sorgt
man sich um Wasser- und Strom-
verbrauch.

Sie haben es in Ihrer Frage
schon angesprochen: Auch hier
gibt es Pro und Kontra. Käme das
Datacenter; passt das natürlich
genau in unsere Strategie des
„Digital Lëtzebuerg", und die An-
siedlung eines Rechenzentrums
von Google, das mit grüner Ener-
gie funktioniert und hochmodern
ist, wäre natürlich auch ein „Aha" -
Effekt. Im Moment geht es darum,
wie das Datacenter konform mit
den Vorgaben ist. Das Projekt
muss so gut sein, dass es auch von
der Bevölkerung in Bissen akzep-
tiert wird und mögliche Impakte -

zum Beispiel Verkehr - für die
Menschen dort abgefedert wer-
den. Da arbeite ich gerne in Part-
nerschaft mit dem Bürgermeister
von Bissen zusammen.

In Ihre Amtszeit fällt die Verwirk-

lichung des Brexits. Boris Johnson

muss dann schnell Erfolge vor-
weisen: Befürchten Sie Steuer-
dumping?

Das ist ganz klar ein Risiko,
ja ... dass die Europäische Union
vor die Tür ein Offshore -Zentrum
bekommt mit Niedrigsteuersätzen
für Unternehmen und eine Steu-
erpolitik für Ultrareiche. Zum
Teil gibt es das dort ja schon mit
bestimmten Steuerregimen, und
diese Politik könnte tatsächlich
noch forciert werden. Viel hängt
nun deswegen von den Verhand-
lungen zu einem Handelsabkom-
men zwischen der EU und Groß-
britannien ab.

Sie verantworten nun gleichzeitig
die Ressorts Wirtschaft und Ent-
wicklungszusammenarbeit. Be-
fürchten Sie nicht, dass Sie dabei
mit sich selbst in Interessenkon-
flikt geraten?

Nein, das sehe ich nicht. Ich
weiß, dass diese Furcht besteht,
aber ich sehe im Gegenteil sogar
viele Chancen, denn beide Poli-
tikfelder müssen miteinander
übereinstimmen. Wir können in
unserer Wirtschaftspolitik nicht
Dinge tun oder fördern, die wir
auf der anderen Seite bei der
Entwicklungszusammenarbeit
kritisieren, zum Beispiel Unter-
nehmen hierhin bringen, die an-
derswo Steuerhinterziehung be-
treiben.• Wir müssen ein

Standort für
innovative und
nachhaltige
Unternehmen.
werden.

• Man kann heute• nicht mehr
wirtschaften, ohne
Umweltbelange zù.
berücksichtigen.



„Groupement Pétrolier” sieht Akzisenerhöhung kritisch - Zweifel an Klimapolitik der Regierung
Von Pierre Leyers

Luxemburg ist ein Land der Tank-
stellen. Weil die Spritpreise seit
langen Jahren niedriger als in den
Nachbarländern sind, füllen die
gesamte Grenzregion und viele
Lastwagen zwischen den Nieder-
landen und dem Mittelmeer ihre
Tanks an luxemburgischen Zapf-
säulen auf.

Dem Staat bringt der Verkauf
von Treibstoff, Tabakwaren und
Alkohol an den 236 Tankstellen des
Landes, nebst den Konzessionen
an den Autobahnen, etwa zwei
Milliarden Euro an Steuern im Jahr
ein. Dieses für alle Beteiligten luk-
rative Geschäft hat aber einen Ha-
ken. Die CO2 -Emissionen werden
dort berechnet, wo der Treibstoff
verkauft wird. Das führt dazu, dass
die CO2 -Bilanz Luxemburgs im eu-
ropäischen Vergleich sehr hoch ist,
obwohl nur ein Viertel der ver-
kauften Produkte tatsächlich im
Land selbst verbraucht wird.

Um die europäischen und die
nationalen Klimaziele einzuhalten,
versucht die Regierung, den so-
genannten „Tanktourismus" zu-
rückzufahren.

Sie tut es vor allem, indem sie
an der Steuerschraube dreht. Etwa
die Hälfte des Spritpreises setzt
sich aus Steuern zusammen, wo-
bei die indirekten Steuern - die
Akzisen - den flexiblen Teil bil-
den, der je nach der steuerpoliti-
schen Ausrichtung variieren kann
(siehe nebenstehende Grafik).

Dem „Groupement Pétrolier
Luxembourgeois" (GPL), dem un-
ter dem Dach der Fedil zusam-
mengeschlossenen Verband der
Mineralölhändler, stößt die Akzi-
senerhöhung auf Diesel im Mai
vergangenen Jahres und die wei-
teren angekündigten Erhöhungen
bitter auf. „Diese Steigerung ist viel
zu hoch und kommt zu schnell",
moniert Romain Hoffmann, der
Präsident des „Groupement Pé-
trolier". Über Jahrzehnte sei die
Politik der Regierung verlässlich
gewesen, jetzt komme es zu einer
abrupten Kehrtwende.

Dem Klimaschutz kommen die

Steuererhöhungen nicht zugute.
Kein Tropfen Diesel werde weni-
ger verbraucht, nur dass die Last-
wagen jetzt in. Belgien tanken statt
in Luxemburg, meint Romain
Hoffmann. Am Verkehrsaufkom-
men auf den Luxemburger Stras-
sen ändere sich nichts, da die Las-
ter noch immer die bequeme Nord -
Süd -Achse quer durch Europa
wählen. Den Halt an einer der acht
Autobahnraststätten lassen sie aus.
Die Steuererhöhungen seien eine
„politische Wahl" ohne Effekt auf
das Klima. Einwohner und Grenz-
pendler müssen aber dafür tiefer
in die Tasche greifen.

Der Verkauf von Diesel wirft
zwar nur geringe Margen ab. Da
aber 86 Prozent des in Luxemburg
verkauften Sprits Diesel ist, macht
schon ein leichter Nachteil im Preis
im Vergleich zu Belgien einen gro-
ßen Unterschied.

Bis zum Jahr 2023 wird die Re-
gierung durch eine Reihe von
Maßnahmen - Akzisenerhöhung,
Anwendung einer europäischen
Direktive sowie CO2 -Steuer - den
Preis für Diesel um 16,4 Cent im
Vergleich zu dem Zeitpunkt vor der
ersten Erhöhung am 1. Mai 2019 ge-
steigert haben. Sowohl der Ver-
kauf an Lastwagenfahrer auf der
Durchreise wie auch an den Lu-
xemburger Logistiksektor werde
darunter leiden, befürchtet das
„Groupement Pétrolier".

Für die Tankstellenbetreiber
könnten die noch anstehenden Er-
höhungen durch die angekündigte
CO2-Steuer einen empfindlichen
Gewinnausfall bedeuten, beson-
ders angesichts der Tatsache, dass
der Umsatz an einer Tankstelle et-
wa zur Hälfte aus dem Verkauf von
Treibstoff besteht, zur anderen
Hälfte aus dem Verkauf aus den
angegliederten „Shops".

- Zur Preiserhöhung trägt auch die
Verpflichtung bei, dem Sprit einen
höheren Anteil an Biokraftstoffen
beizumischen. Dadurch will die EU
ihr Ziel, zehn Prozent der Energie
im Transportsektor aus erneuer-
baren Quellen zu erreichen, näher
kommen. An den Luxemburger

Zapfsäulen hat sich die Beimi-
schung von Biokraftstoffen durch
eine Preiserhöhung von über fünf
Cent pro Liter Diesel bemerkbar
gemacht. Da sich Luxemburg für
eine sehr „idealistische" Anwen-
dung der europäischen Vorschrif-
ten entschieden habe, vor allem
Belgien aber damit hinterher hin-
ke, sei ein zusätzlicher Wettbe-
werbsnachteil entstanden, heißt es
beim „Groupement Pétrolier".

Der Regierung rät der Verband,
einen Teil der Steuereinnahmen
für Emissionszertifikate auszuge-
ben, und somit Klimaschutzpro-
jekte in anderen Ländern zu un-
terstützen. Der in der EU mögli-
che flexible Mechanismus solle
ganz ausgeschöpft werden. Bei
Zertifikaten handele es sich um
reale Verringerungen der Emissi-
onen, bei der Akzisenerhöhung je-
doch nur um eine Verlagerung des
Problems.

Etwa 20 Prozent der Steuerein-
nahmen aus dem Treibstoffver-
kauf sollten für den Kauf von Zer-
tifikaten, und 80 Prozent für die Fi-
nanzierung von Klimaschutzpro-
jekten aufgewendet werden, hat
das „Groupement Pétrolier" be-
rechnet. Auf diese Weise könnten
die Luxemburger Klimaziele für
2030 erreicht werden. Luxemburg
hat sich verpflichtet, seine CO2 -
Emissionen in zehn Jahren um 55
Prozent im Vergleich zum Stand
von 2005 zu reduzieren.

Ob die Botschaft gehört wird,
daran zweifelt das „Groupement
Pétrolier". „Die Intelligenz
schwindet, die Ideologie kommt",
befindet ihr Vizepräsident Paul
Kaiser.
Der Kommentar

Die Gans, die
goldene Eier legt
Von Pierre Leyers

Die 236 Tankstellen im
Land bescheren dem lu-
xemburger Staat jedes

Jahr zwei Milliarden Euro an Ein-
nahmen durch Steuern. Ein Zehn-
tel des Staatshaushalts wird somit
durch den Verkauf von Benzin,

Diesel, Alkohol, Tabak sowie
durch Konzessionsgebühren auf
den Autobahnen finanziert. Das
alles könnte ewig so weitergehen,
wenn Treibstoff nicht die Eigen-
schaft hätte, die Luft zu verpesten,
und auch Alkohol und Tabak der
Gesundheit nicht sonderlich zu-
träglich sind. Luxemburg, das jah-
relang ganz gut am Tanktourismus
verdiente, hat auf einmal ein
Problem. Jetzt geht es darum, der
Gans, die goldene Eier legt, den
Hals leicht zuzudrücken, ohne sie
dabei zu erdrosseln. Sie soll rö-
cheln, aber möglichst langsam
sterben, damit es der Staatskasse
nicht zu weh tut. Der Klimaplan
verlangt jedoch praktisch danach,
ihr sofort den Kopf abzuschneiden.
Ein weiteres Opfer des Klima-
schutzes, neben den vielen Tank-
stellen, ist die Logistikbranche, vor
wenigen Jahren noch als Wunder-
mittel für die wirtschaftliche Di-
versifizierung gehypt. Norwegen
verwendet die Gewinne aus seiner
Ölindustrie zur Finanzierung der
Energiewende. Luxemburg wäre
gut beraten gewesen, es mit dem
Tanktourismus ähnlich zu halten.



Investoren zeigen sich angetan vom Ausblick —Aktienkurs springt um 11 Prozent
Der weltgrößte Stahlhersteller
sieht nach einem Milliardenver-
lust 2019 die Talsohle durch-
schritten. Trotz des widrigen
Marktumfelds gelang ArcelorMit-
tal ein Schuldenabbau. Der Kon-
zern will auch für das vergange-
ne Jahr Dividende zahlen.

Börsen -Zeitung, 7.2.2020
ak Düsseldorf — Ein verhalten opti-
mistischer Ausblick auf 2020 hat die
Investoren von ArcelorMittal am
Donnerstag über einen Milliarden-
verlust im vergangenen Jahr hinweg-
getröstet. Der weltgrößte Stahlher-
steller fuhr 2019 einen Verlust von
fast 2,5 Mrd. Dollar ein. Grund waren
vor allem die weltweit schwächelnde
Automobilindustrie und der Abbau
von Lagerbeständen. Dennoch haus-
sierte die Aktie des Branchenprimus
am Donnerstag. Der Kursgewinn
betrug 11 %.

Die Euphorie der Anleger hatte
im Wesentlichen zwei Gründe: Zum
einen fiel das vierte Quartal nicht
ganz so schlecht aus wie befürchtet,
zum anderen gab das Management
des Stahlkonzerns recht optimisti-
sche Äußerungen von sich. „Obwohl
das Marktumfeld herausfordernd
bleibt, gibt es ermutigende Anzei-
chen von Verbesserungen in unseren
Kernmärkten in den USA, Europa
und Brasilien", erklärte Konzernchef
und Großaktionär Lakshmi Mittal.
Auch bei den Preisen registriert er
einen leichten Aufwärtstrend. Die
Lager der Kunden seien weitgehend
leer. Davon erhofft sich ArcelorMittal
eine anziehende Nachfrage.

Analysten äußerten sich mit dem
Abschneiden und dem Ausblick
zufrieden. Der Stahlkonzern habe
besser abgeschnitten als am Markt
erwartet, schrieb J.-P.-Morgan-Ana-
lyst Luke Nelson in einer ersten Ein-
schätzung. Die einzelnen Sparten
zeigten gleichwohl ein gemischtes
Bild. Alan Spence von Jefferies kom-
mentierte, das Unternehmen habe

mit seinem Ebitda die Prognosen
getoppt. Auch der Ausblick sei opti-
mistischer, mit positiven Signalen
von der Nachfrageseite.

Das Unternehmen konnte zudem
mit einigen bilanziellen Fortschritten

aufwarten: Die Nettoverschuldung
sei mit 9,3 Mrd. Dollar so niedrig wie
nie zuvor in der Geschichte des noch
jungen Konzerns, der seit 2007 in der
heutigen Form besteht. Bis Ende des
laufenden Jahres wolle ArcelorMittal
die Verschuldung auf 7 Mrd. Dollar
senken, kündigte Konzernchef
Lakshmi Mittal an. Dem Unterneh-
men sei es gelungen, trotz der widri-
gen Umstände 2019 im vergangenen
Jahr einen Free Cash-flow von
2,4 Mrd. Dollar zu erwirtschaften. Im
laufenden Jahr will ArcelorMittal
zudem weitere Kosten sparen. Das
Management beziffert das Potenzial
auf 1 Mrd. Dollar.

1,9 Mrd. Dollar Impairments

Zu dem Verlust im vergangenen
Jahr trugen auch Impairments einen
gewichtigen Teil bei. Die Wertkor-
rekturen beliefen sich auf 1,9 Mrd.
Dollar, verglichen mit 800 Mill. Dol-
lar im Vorjahr, und entfielen zu zwei
Dritteln auf das US-Geschäft.

Der Konzern will trotz des Milliar-
denverlusts die Dividende erhöhen.
Die Dividendenpolitik sehe vor, im
Einklang mit dem Nettoschuldenziel,
eine Teil des Free Cash-flows auszu-
kehren. ArcelorMittal plant eine
Dividende für 2019 von 0,30 (i.V.
0,20) Dollar.

Für 2020 geht der Konzern von
einem Anstieg der weltweiten Stahl-
nachfrage von 1 bis 2 % aus. In China
erwartet ArcelorMittal ein Plus von
bis zu 1 %, hält ein Abschwächen der
Nachfrage durch das Coronavirus
aber nur für temporär. Der Effekt
könne im Laufe des Jahres wieder
aufgeholt werden.

Einen Schlussstrich will der Kon-

zern unter das Thema Ilva ziehen.
Die •Übernahme des italienischen
Stahlproduzenten ist für ArcelorMit-
tal zur Belastungsprobe geworden.
Der Konzern hatte im November mit-
geteilt, von dem Kauf zurücktreten
und eine Ausstiegsklausel ziehen zu
wollen, und hatte Änderungen in der
Umweltgesetzgebung als Grund
genannt. Das defizitäre und dreckige
Stahlwerk, eines der größten in Euro-
pa, hat im italienischen Süden eine
hohe wirtschaftliche Bedeutung und
zählt noch rund 8 000 Beschäftigte.
Derzeit liefen konstruktive Gesprä-
che mit der italienischen Regierung,
sagte Mittal. Für den heutigen Frei-
tag ist ein Gerichtstermin zum Streit

um Ilva anberaumt.



TECHNIK Luxemburger Stahlkocher will emissionsfreie Werke bis 2050
Yves Greis
Der größte Stahlkonzern der
Welt, ArcelorMittal, hat sich
vorgenommen, kein Schmutz-
fink mehr zu sein. Bis 2050
sollen die europäischen Werke
des Unternehmens emissions-
frei sein. Das ist keine heiße
Luft. Der Konzern aus Luxem-
burg arbeitet mit Wissen-
schaftlern und Ingenieuren
zusammen an Lösungen und
investiert viel Geld in das
Stahlwerk der Zukunft.

In einem Stahlwerk bändigt der
Mensch unglaubliche Kräfte, um
Metall nach seinem Willen zu for-
men. Unter hohem Aufwand von
Energie, sei es in Form von Strom
oder Feuer, schmilzt das Eisen
und wird von den Männern und
Frauen in eine Form gebracht, mit
der Schluchten überwunden, Glei-
se gelegt, Ozeanriesen gebaut und
Türme errichtet werden.

Ein Stahlwerk ist ein Ort, an
dem dem Erz das Eisen abgerun-
gen wird und an dem tonnen-
schwere Träger geboren werden.
Ein Stahlwerk, das ist „viel
Schmutz und Dreck und Muskel-
schmerz. Viel heiße Glut aus Ei-
senherz"*.

Ein Stahlwerk braucht, um sei-
nen Zweck zu erfüllen, Unmengen
von Energie. Energie, die heute
vor allem aus Kohlekraft und aus
Atomkraft kommt. Auch das jahr-
tausendealte Verfahren, mit dem
aus Eisenerz Eisen gewonnen
wird, ist inhärent schmutzig. Da-
mit soll in absehbarer Zukunft
Schluss sein. Der Luxemburger
Stahlgigant ArcelorMittal hat be-
schlossen, seine Werke binnen 30
Jahren klimaneutral zu machen.

„ArcelorMittal hat sich dem Pa-
riser Abkommen verpflichtet", hat
Direktor Michel Wurth im Januar
in Luxemburg erklärt. Der Weg,
den der Stahlkonzern beschreiten
will, ist klar vorgegeben: Bis 2030
werden 30 Prozent der COZ Emis-

sionen eingespart. Bis 2050 ist der
Konzern klimaneutral. Ein Zau-
bermittel gibt es nicht. Der Betrieb
innoviert. Drei große Veränderun-
gen hat man ausgemacht, die dazu
beitragen sollen, das ambitionierte
Zwischenziel zu erreichen.

_d()i

Um Eisen aus Erz zu gewinnen,
braucht es eine gute Portion Che-
mie. Die Zutaten: Eisenoxid, Koks
und Sauerstoff. Im Hochofen ord-
nen sich die Atome dieser Grund-
stoffe unter großer Hitze neu an.
Das Résultat dieses Prozesses:
nützliches Eisen - und das Abfall-
produkt CO2. Aber es geht auch
anders. Benutzt man nämlich
Wasserstoff statt des fossilen
Brennstoffs Koks, steht am Ende
der chemischen Reaktionen im
Hochofen neben Eisen lediglich
Wasser.

Der Wasserstoff, der für diese
neue Methode der Eisenherstel-
lung verwendet wird, kommt der-
zeit noch aus einer unsauberen
Quelle: Er wird vorerst noch von
Erdgas abgespalten. Die Rede ist
von „grauem Wasserstoff". In Zu-
kunft soll er allerdings mit grünem
Strom — z.B. aus Windparks —
durch Elektrolyse erzeugt werden.

Zweitens soll Stahl mit zirkulä-
rem Kohlenstoff erzeugt werden.
Dabei sollen Energiequellen wie
Abfall -Biomasse verwendet wer-
den, um den fossilen Energieträ-
ger Kohle zu ersetzen. Es würde
also kein CO2 mehr freigesetzt
werden, das Jahrmillionen unter
der Erde eingelagert war und
nicht zu den derzeitigen Lebens-
bedingungen auf der Erde passt.

Und drittens soll dort, wo die
aktuelle Methode der Stahlerzeu-
gung beibehalten wird, das CO2
abgefangen, gespeichert oder wie-
derverwendet werden, anstatt es
weiterhin in .die Atmosphäre zu
blasen, wo es als Treibhausgas

zum Klimawandel beiträgt.
Natürlich wäre auch Atom-

strom emissionsfrei. Atomstrom
hat aber andere Probleme, zum
Beispiel die ungeklärte Frage nach
der Lagerung des Atommülls. Die-
sen Weg will der Konzern nicht
gehen.

Die Hauptmotivation für den
Konzern, „grünen Stahl" produ-
zieren zu wollen, ist der Druck der
Kunden. Noch ist der nicht beson-
ders hoch. Das wird sich aber än-
dern, davon ist das Unternehmen
überzeugt. Die Menschen haben
heute ein starkes Bewusstsein da-
für, welche Folgen das menschli-
che Verhalten für die Umwelt hat.

Die gesamtgesellschaftliche De-
batte hat längst die Politik er-
reicht. Kommissionspräsidentin
Ursula von der Leyen hat im De-
zember ihren „Green Deal" vor-
gestellt. Ihr erklärtes Ziel ist es,
die Europäische Union bis 2050
klimaneutral zu machen.

Die Stahlbranche in Europa
sieht sich einem Druck ausgesetzt,
der die Margen sinken lässt. Zum
einen brauchen Werke in Europa
Emissionszertifikate, die zum Teil
frei zugeteilt und darüber hinaus
gekauft werden müssen. Die Kos-
ten schlagen sich in höheren
Stahlpreisen, oder, wenn diese
Aufgrund der Konkurrenz nicht
durchsetzbar sind, in sinkenden
Margen nieder. Außereuropäische
Stahlwerke müssen diese Zertifi-
kate nicht haben. Die europäi-
schen Stahlkocher monieren seit
Jahren, dass dadurch mehr Stahl
aus Übersee importiert wird.
Durch den Transport würde wie-
der CO2 anfallen, was die ur-
sprünglichen Bemühungen, Koh-
lenstoffdioxid zu verringern, we-
nigstens zum Teil wieder zunichte -
macht. Hier will die EU nun mit
„grünen Einfuhrzöllen" Abhilfe



schaffen. Auch US-Präsident Do-
nald Trump (dessen Aussagen kei-
ne klare Position zum menschge-
machten Klimawandel erkennen
lassen) trägt mit seiner Position zu
sinkenden Margen der europäi-
schen Stahlkocher bei. Seine Ein-
fuhrzölle auf ausländischen Stahl
sorgen dafür, dass Produzenten
aus China den europäischen
Markt mit ihrem Stahl fluten.

rwart çe dH die E.
Stahlunternehmen wie Arcelor-
Mittal erhoffen sich Hilfe von der
EU, um „grüner" werden zu kön-
nen. Beispiele hierfür finden sich
zum Beispiel im Nachhaltigkeits-
bericht des Luxemburger Kon-
zerns (Mai 2019). Dort heißt es,
die EU müsse mehr Angebot an
erneuerbarer Energie schaffen, da-
mit sie hinreichend damit versorgt
sei, und die EU müsse Forschungs-
projekte, die dazu dienen, saubere
Technologien zu entwickeln, wei-
terhin unterstützen. Wie andere
Unternehmen auch erhält Arcelor-
Mittal Subventionen für seine For-
schung.

Von der Leyens Kommission
hat vor, um des Klimas wegen Mil-
liarden zu investieren. Dazu soll
ein „Just Transition Mechanisrn"
bei der Europäischen Investitions-
bank (EIB) geschaffen werden.
Die Bank mit Sitz in Luxemburg,
die als Finanzarm der Europäi-
schen Kommission dient, soll Fi-
nanzmittel der EU nutzen und zu-
sätzliche Investoren locken, um
insgesamt 100 Milliarden Euro

einzusammeln, um u.a. saubere
Technologien zu fördern, Arbei-
tern Fortbildungen zu ermögli-
chen und nachhalten öffentlichen
Verkehr zu fördern.

ArcelorMittal investiert seiner-
seits Millionen in Forschungspro-
jekte, bei denen es mit Wissen-
schaftlern und Ingenieuren zu-
sammenarbeitet. So zum Beispiel
in Hamburg. Dort investiert Arce-
lorMittal 65 Millionen Euro, um
eitlen neuen Sehachtofen zu bau-
en, in dem erstmals die oben be-
schriebene Wasserstofftechnologie
in einem industriellen Maßstab er-
probt werden soll. Laut einem
Imagefilm des Unternehmens soll
die neue Demonstrationsanlage
später 100.000 Tonnen Eisen pro-
duzieren. Der dort verwendete
Wasserstoff soll zunächst aus dem
Gichtgas der bestehenden Anlage
abgetrennt werden. Die nötigen
Vorbereitungen dazu haben 2019
begonnen. Hamburg ist keinesfalls
ein kleines experimentelles Werk
des Stahlriesen, sondern einer der
vier großen Standorte in Deutsch-
land. „Sobald es grünen Wasser-
stoff in ausreichender Menge und
zu wirtschaftlichen Preisen gibt,
soll die Anlage auf den Betrieb mit
grünem Wasserstoff umgestellt
werden", heißt es in dem Image -

film weiter.

Ein anderes Beispiel ist Gent.
Rund 40 Millionen Euro investiert
ArcelorMittal in das Projekt „To-
rero". Durch einen „Torrefizie-

rung" genannten Prozess wird Alt-
holz in Biokohle umgewandelt,
die fossile Kohle im Hochofen er-
setzen soll. Solches Altholz
stammt zum Beispiel aus abgeris-
senen Gebäuden. Diese torrefi-
zierte Biomasse habe einen signi-
fikant besseren Energieausstoß als
das ursprüngliche Altholz, schreibt
das Unternehmen. Die erste indus-
trielle Demonstrationsanlage in
Gent wird voraussichtlich Ende
2020 in Betrieb gehen. In einem
ersten Schritt will das Unterneh-
men dort 120.000 Tonnen Altholz
jährlich zu 50.000 Tonnen Bio-
kohle verarbeiten. So kann das
Altholz ein weiteres Mal verwen-
det werden. Wenn sich die Testan-
lage bewährt, so ArcelorMittal,
wird der Konzern untersuchen, ob
das Verfahren im großen Maßstab
eingesetzt werden kann.

ArcelorMittal arbeitet nicht al-
leine an Torero. Hinter dem Pro-
jekt steht ein Konsortium aus Un-
ternehmen, einer schwedischen
Universität und einem österreichi-
schen Forschungsinstitut. Die EU
unterstützt das Projekt über das
Horizon -2020 -Programm mit 11,5
Millionen Euro. Es scheint, als
wolle ArcelorMittal die Zeiten
hinter sich lassen, in denen sich
der Konzern mit Greenpeace eine
Schlacht lieferte wegen einer
Stromtrasse nach Frankreich,
durch den Atomstrom zu den Lu-
xemburger Werken fließen sollte.
Heute will der Konzern, wie er
sagt, die „Stahlbranche in die Zu-
kunft führen". *Textzeile aus dem
Lied „Schmutzfabrik" von „Die
Krupps"







Luxemburg braucht Arbeitskräfte aus der Großregion - das wird aber schwieriger
Von Marco Meng

Wenn der normale Luxemburger
an Grenzgänger denkt, denkt er vor
allem an Staus, sagt Jean-Jacques
Rommes, Präsident des Wirt-
schafts- und Sozialrats (CES).
„Würde man aber von heute auf
morgen die Staus abschaffen, wür-
de man Luxemburgs Reichtum
abschaffen": 43 Prozent der Ar-
beitskräfte und damit ein erhebli-
cher Teil der Luxemburger Wirt-
schaftsleistung kommt von „trans-
frontaliers".

Die CES hat dazu eine Studie er-
arbeitet, die in nächster Zeit durch
detailliertere Einzelstudien zu
den Themen Besteuerung, soziale
Sicherheit, Raumplanung und Ar-
beitsrecht ergänzt wird.

„Wir wollen damit das Be-
wusstsein wecken für die Bedeu-
tung, die Grenzgänger und grenz-
überschreitendes Arbeiten für un-
sere Wirtschaft und damit unser
Land haben", erläutert Rommes.

Zumal es neben Herausforde-
rungen wie beim Verkehr ein wei-
teres akutes Problem gibt: Die ar-
beitsfähige Bevölkerung in der
Grenzregion schrumpft deutlich -
laut Prognosen nimmt sie bis 2035
um 660 000 Menschen ab -, was
den Fachkräftemangel sowohl in
der Grenzregion wie in Luxem-
burg verschärft. Das verdeutliche,
„welche große Aufgaben vor uns
liegen", so Rommes. Dringend be-
nötigte Arbeitskräfte nach Luxem-
burg zu bekommen wird demnach
„zunehmend problematisch".

War es früher so, dass Luxem-
burger vor allem nach Lothringen
arbeiten gingen, hat sich Luxem-
burg längst zu einem Magnet für
Arbeitskräfte aus der Großregion
gemausert. „Luxemburg entwi-
ckelt sich zur Metropole", so Rom -
mes. „Mit all den Problemen, die
eine Metropole bekommt, ange-
fangen beim Verkehr." Nur mit
dem Unterschied, dass die Prob-
lemlösung im Fall Luxemburg

schwieriger ist: denn es geht über
Landesgrenzen hinaus.

Die Studie der CES, so die Hoff-
nung, soll auch dazu beitragen,
dass das „immens wichtige The-
ma" (Rommes) auch in der politi-
schen Debatte eine Rolle spielt.

Wirtschaftsanker der Region

Aus wirtschaftlicher und demo-
grafischer Sicht braucht Luxem-
burg hoch qualifiziertes Personal,
um seine Wettbewerbsfähigkeit zu
erhalten. Mittlerweile sind 206 000
Arbeitnehmer in Luxemburg Be-
rufspendler aus dem Ausland. Da-
mit sich das Rad, von dem jeder
in Luxemburg profitiere, weiter
drehe, sei es vital, Grenzgänger
nach Luxemburg zu bekommen.
Bis 2035 wird die Zahl sich laut
Prognosen auf dann 267 000 er-
höhen. „Grenzgänger tragen er-
heblich zum Luxemburger Wohl-
stand bei", sagt Rommes.

Eines der jeden Tag spürbaren
Probleme, die es mit sich bringt,
dass täglich Tausende morgens
nach Luxemburg strömen und
abends die umgekehrte Richtung
zurück, zeigt die CES -Studie an-
hand einer Grafik: Der Großteil der
Berufspendler konzentriert sich
auf die Hauptstadtregion.

Die Konzentration verschärft
sich noch dadurch, dass die meis-
ten Grenzgänger zum Pendeln das
eigene Auto benutzen (80 Prozent
der Franzosen, 90 Prozent der
Deutschen und 88 Prozent der Bel-
gier). Darum seien Investitionen in
den öffentlichen Transport „bitter
nötig", so Rommes. Bereits heute
würden sich Arbeitnehmer für die
Rückkehr in ihr Wohnland ent-
scheiden, weil die Attraktivität des
Arbeitsentgelts nicht mehr aus-
reicht, um den erheblichen Zeit-
verlust zu kompensieren, der für
den Weg zu ihrem Arbeitsplatz in
Luxemburg erforderlich ist. Der
CES hat sich auch die Regionen,

aus denen die Grenzgänger kom-
men, angeschaut. In der Wallonie
sind beispielsweise die Arbeits-
kosten am höchsten, gleichzeitig
die Haushaltseinkommen im Ver-
gleich zu Frankreich und Deutsch-
land am niedrigsten - und nur
knapp halb so hoch wie in Lu-
xemburg. Auch dieses Ungleich-
heit sieht der CES als Problem an,
das die soziale Kohärenz in der
Großregion gefährden könne. Die
Frage der wirtschaftlichen Ent-
wicklung muss laut CES als Gan-
zes angegangen werden, um über-
mäßige regionale Ungleichge-
wichte zu vermeiden.

Die Großregion profitiert um-
gekehrt von Luxemburg und sei-
ner Wirtschaft, was Rommes als
„Win-win-Situation" bezeichnt. So
fließen jährlich elf Milliarden Ge-
hälter in diese Grenzregionen,
während die Grenzgänger in Lu-
xemburg selbst rund 3,7 Milliar-
den an direkten Steuern und So-
zialabgaben zahlen. Die Zahl der
Pensionszahlungen, die ins Aus-
land fließen, sind mit 2,4 Milliar-
den noch relativ überschaubar,
aber auch diese Zahl wird zuneh-
men.

Der CES hofft, dass die Groß-
region, wo physische Grenzen zum
Wohl der Bevölkerung und zur
territorialen Entwicklung über-
wunden werden konnten, mehr
Aufmerksamkeit von der Europäi-
sche Union erfährt. Die Harmo-
nisierung der rechtlichen Rah-
menbedingungen mit gemeinsa-
men Definitionen würde die
Grenzarbeit erleichtern. „Die
Probleme, die es gibt, - vom Ver-
kehr bis Berufsausbildung - müs-
sen gemeinsam über die Grenzen
hinweg gelöst werden", so Rom -
mes.

Mehr als 7 000 Grenzgänger, die
täglich ins Großherzogtum pen-
deln, sind übrigens Luxemburger.
Sie wohnen jenseits der Grenzen.







9,4 Tage braucht es durchschnittlich für eine Gewerbegenehmigung in
Luxemburg - Mittelstandsminister Delles will die Dauer weiter reduzieren

LUXEMBURG
CLAUDE KARGER

Genau 9,4 Tage brauchte es 2019 im Durchschnitt für ei-
ne Niederlassungsgenehmigung in Luxemburg, 2018
waren es 9,8. „Wir wollen noch besser werden", sagt
Mittelstandsminister Lex Delles, der unterstreicht,

dass diese Bearbeitungsdauer „eine Frage der Wettbewerbsfähig-
keit ist". Wie auch die Service -Qualität für Unternehmer, die sich
im Großherzogtum niederlassen oder hier arbeiten möchten.

Handel ganz vorn
Zum ersten Mal stellte der liberale Minister gestern bei einer
Pressekonferenz Statistiken zum Thema vor, die sonst lediglich
in den Jahresberichten des Ministeriums landen. Insgesamt war

es 2019 mit 12.014 Anträgen befasst (gegenüber 11.342 im Jahr
2018, also ein Plus von 5,9 Prozent). Die meisten davon stammen

aus dem Bereich Handel (7.905 gegenüber 6.835 in 2018), 3.507

aus dem Handwerk (3.819 in 2018) und 602 aus freien Berufen
wie Architekt, Buchhalter oder selbständiger Ingenieur aus ei-
nem anderen Sektor wie dem Bauwesen (688 Anträge 2018).

Geprüft wird vor allem, ob die Antragsteller die mit der jewei-
ligen Tätigkeit verbundenen gesetzlichen Bedingungen in Bezug
auf die berufliche Qualifikation und Ehrenhaftigkeit erfüllt und
das Unternehmen über eine feste Betriebsstätte in Luxemburg
verfügt - also keine „Briefkastenfirma" ist.

In Sachen Ehrenhaftigkeit wird vor allem die juristische Vor-
geschichte des Antragstellers geprüft. Die Anträge werden in
den allermeisten Fällen (79 Prozent) von Personen gestellt, die
eine Verbindung mit einer Firma haben. So stammen davon 59
Prozent aus Unternehmen mit begrenzter Haftung und 17,8 Pro-
zent aus einer „Société Anonyme". Bei 21,7 Prozent der Anträge
stand 2019 eine „Société à responsabilité limitée simplifiée" da-
hinter, während es 201817,4 Prozent der Fälle waren. Ein Indika-
tor dafür, dass sich die 2017 eingeführte SARL -S, die lediglich ein
Kapital von einem Euro erfordert, im Aufschwung befindet.

Mehr internationale Anträge
Aus den Statistiken lässt sich ferner ablesen, dass im vergange-
nen Jahr 1.295 Betriebsgenehmigungen aus verschiedenen

Gründen zurück gegeben wurden, dass 436 entzogen wurden -
das passiert etwa, wenn der
Genehmigungshalter seinen
Steuerpflichten nicht nach-
kommt. 555 Genehmigungen
verfielen wegen Insolvenz. A
propos „Faillites": Während
die Reform des Gesetzes im-
mer ''noch auf sich warten
lässt, plädierte Minister Delles gestern erneut für eine „zweite
Chance" für Unternehmer, die' nicht aus Eigenverschulden
pleite gingen oder weil es ihnen an Geschäftsführungskompe-
tenz mangelte. Sie sollen es - unter der Bedingung, eine Weiter-
bildung zu absolvieren - einfacher bekommen, wieder eine Fir-
ma zu starten.

Um 7,3 Prozent nach oben ging indes 2019 gegenüber 2018

die Zahl der Anträge für Geschäftsgenehmigungen vorrangig
für Handwerksbetriebe aus dem Ausland. 5.175 solcher Zertifi-
kate wurden 2019 ausgestellt, gegenüber 4.823, im Jahre 2018.
49,6 Prozent dieser Anträge stammen übrigens aus Deutsch-
land, 22,2 Prozent aus Belgien und 17,3 Prozent aus Frankreich

- die allermeisten aus der Großregion. Während 91,2 Prozent
der Anfragen grünes Licht bekamen, befinden sich darunter
65,7 Prozent Erneuerungsanträge.

Minister Delles will den Service für die Antragsteller wei-
ter verbessern und stockt seine Mannschaft weiter auf. Wich-

tig ist ihm die Präsenz seines
Ministeriums nach Außen.
Deshalb ist etwa ein Beamter

seit dem 1. Januar ganztägig
im „House of Entrepreneur-
ship" anzutreffen, dem 2016

von Handelskammer und
Wirtschaftsministerium ge-

gründeten „One Stop Shop" für Betriebsgründer. Die Erfah-
rung zeige, dass ein direkter Kontakt viel bringt - unter ande-
rem mehr vollständige Anträge, was wiederum eine schnelle-
re Bearbeitung erlaubt. •
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Finanzdienstleister Banking Circle stärkt den Finanzplatz Luxemburg
Von Marco Meng

Luxemburg. Geldtransfers sind ein
riesiges Geschäft - einer der grö-
ßeren Akteure in diesem Bereich
ist Banking Circle. Im November
in Luxemburg mit einer Bankli-
zenz ausgestattet feiert der aus
Dänemark stammende Zahlungs-
dienstleister im Beisein des lu-
xemburgischen Finanzministers
Pierre Gramegna die offizielle Er-
öffnung seines Firmensitzes in Lu-
xemburg.

Banking Circle wurde Ende 2015
gegründet und hatte bislang sei-
nen Sitz in London. Wie viele an-
dere sah sich das Unternehmen
gezwungen,wegen des Brexit nach
Kontinentaleuropa umzuziehen.

2018 kaufte die schwedische Fi-
nanzorganisation EQT für etwa
300 Millionen US-Dollar Banking
Circle von der dänischen Saxo
Bank, zu der das Unternehmen bis
dahin gehörte. Kunden sind Un-
ternehmen aus der Finanzbranche
wie Banken, Fonds oder Finte-
chunternehmen - das war neben
der geografischen Lage auch der
Grund, warum Luxemburg als
Zentrale ausgewählt wurde. „Wir
nutzen den direkten Clearingzu-
gang über erstklassige . Partner-
banken, um den schnell wachsen-
den Markt der Anbieter von On-
line -Zahlungsverkehr zu bedie-
nen", teilt das Unternehmen mit.

Banking Circle beschäftigt rund
180 Mitarbeiter, 50 davon in Lu-
xemburg, und wickelt eigenen An-
gaben nach jährlich ein Zahlungs-
volumen von etwa 130 Milliarden
Euro für Kreditinstitute, Karten-
unternehmen und Zahlungsgate-
ways ab. „Dank unserer Bankli-
zenz können wir nun Bankkonten
auf weltweiter Ebene bereitstellen
und damit unsere Angebote er-
weitern", erklärt Anders la Cour,
Chef von Banking Circle.

Die britische Denkfabrik „New
Financial" schreibt in einer Stu-
die, dass wegen des Brexit mehr

als 330 Banken und Finanzgesell-
schaften, darunter Banking Circle,
Geschäfte, Personal, Vermögen
oder Firmenteile aus Großbritan-
nien aufs Festland verlegten oder
derzeit verlegen. Und ein „harter
Brexit" ist noch gar nicht vom
Tisch: erst jetzt beginnen die Ver-
handlungen, die zu realen Post-
Brexit-Abkommen führen - oder
eben im „No Deal" enden.

Fondsstandort Dublin wächst
Bislang profitierte laut Studie
Dublin von der Firmenabwande-
rung am méisten mit 115 Institu-
ten, die von London ganz oder teil-
weise dorthin wechselten, gefolgt
von Luxemburg mit 71, Paris mit
69, Frankfurt am Main mit 45 und
Amsterdam mit 40 Finanzinstitu-
ten. Viele Unternehmen haben da-
bei Geschäfte und Personal an
mehr als nur einen EU -Standort
verschoben. Umgekehrt haben
auch rund 1000 EU -Firmen in
London eine Lizenz als Finanzun-
ternehmen beantragt. Allerdings
zeigt der Weg ganz klar von der
Themse weg statt dorthin: Im Jahr
2016 hatten New Financial zufolge
britische Firmen 336 000 „EU -
Passports", um ihre Dienstleistun-
gen in der EU zu verkaufen, in die
andere Richtung waren es 23 500
Lizenzen, die Finanzdienstleistun-
gen in Großbritannien gestatteten.
Finanzdienstleistungen sind ein
wichtiger Exportartikel Großbri-
tanniens: sie gingen bislang zu 43
Prozent in die EU.

Während Banken zumeist
Frankfurt für die Zeit nach dem
Brexit wählten, gingen die meis-
ten Vermögensverwalter, Hedge-
fonds und Beteiligungsgesell-
schaften von London nach Dublin
und stärkten damit den Fonds-
standort Irland, immerhin einer
der größten Konkurrenten Lu-
xemburgs in diesem Geschäft.

Für London bedeutet das übri-
gens einen riesigen Kapitalabfluss.

Barclays verlagerte Vermögen von
160 Milliarden Pfund nach Dublin,
die Fondsgesellschaften M&G und
Aberdeen allein transferierten un-
längst 80 Milliarden Euro ins
Großherzogtum. Nicht jedes Un-
ternehmen kommuniziert öffent-
lich Zahlen, doch New Financial
geht davon aus, dass bislang ein
Volumen von 800 Milliarden
Pfund, das sind 950 Milliarden Eu -
ro, an Bankvermögen aus Groß-
britannien wegverlegt wurden.

Dennoch sieht es so aus als wür-
de der Brexit im Hinblick auf die
Finanzmärkte vor allem eines: die
Bedeutung der EU schwächen,
wurde doch bislang etwa ein Drit-
tel aller Aktivitäten des EU -Kapi-
talmarkts in Großbritannien ab-
gewickelt. Die EU war damit nach
den USA der zweitgrößte Kapi-
talmarkt der Welt. Nach dem Aus-
scheiden Großbritanniens aus der
EU könnte dieser Anteil am glo-
balen Finanzmarkt auf 14 Prozent
sinken.

Frankreich gewinnt an Bedeutung

Frankreichs Bankensektor wird
durch den Brexit insofern an Be-
deutung gewinnen als das Land mit
einem Anteil an der Gesamtakti-
vität im Finanzbereich mit rund 24
Prozent nun bei weitem der größ-
te Kapitalmarkt in der EU ist. Auch
die Zusammensetzung der Ver-
schuldung wird sich nun ändern:
Unternehmensschulden bestehen
heute zu 77 Prozent aus Bankkre-
diten und zu 23 Prozent aus Un-
ternehmensanleihen. Mit dem
Brexit dürfte Experten zufolge der
Anteil von Finanzierungen mit
Aktien oder Anleihen in der EU
noch weiter sinken. Dem will
Brüssel mit der angestrebten Ka-
pitalmarktunion entgegenwirken.
Mit ihr sollen Unternehmen eine
größere Auswahl an Finanzie-
rungsmöglichkeiten erhalten und
Anleger ein breiteres Spektrum an
Alternativen.





1,4 Milliarden Euro Plus beim Zentralstaat im vierten Trimester 2019
LUXEMBURG Im vierten Trimester des vergange-
nen Jahres hat der Zentralstaat einen Über-
schuss von 1,2 Milliarden Euro erzielt. Das ist ei-
nerseits auf das Budget der „12ème provisoire"

in den ersten vier Monaten von 2019 zurückzu-
führen. In dieser Zeitspanne wurden verschie-
dene Ausgaben nicht getätigt. Die werden sich
also noch in Zukunft bemerkbar machen.
Gleichzeitig stiegen die Einnahmen. Laut Anga-
ben des Finanzministeriums macht sich die
elektronische Unternehmenssteuererklärung
hier weiter positiv bemerkbar.
Finanzminister Pierre Gramegna (DP) war

gestern im Parlament, um die Abgeordneten
über die Entwicklung der Ein- und Ausgaben
des Staates zu informieren. Der liberale Mi-
nister geht indes davon aus, dass auch trotz

anstehender Mehrausgaben die Konten für
2019 am Ende deutlich besser aussehen wer-
den als zum Zeitpunkt der Verabschiedung des
Haushaltsgesetzes.

Über die Körperschaftssteuer gingen im vier-
ten Trimester 2019 2,6 Milliarden Euro ein. Aus
Kapitaleinkünften flossen 515 MillionenEuro in
die Kassen des Staates. Laut Angaben Grameg-

nas wachsen die Einnahmen aus der Vermö-
genssteuer in allen Sektoren auf regelmäßige
Art und Weise und beliefen sich auf 770 Millio-
nen Euro. Die öffentliche Verschuldung Luxem-

burgs betrug Ende 201910,7 Milliarden Euro.
In der gemeinsamen Sitzung der Finanz -

und Budgetkommission sowie der Budgetkon-
trollkommission erklärte Gramegna weiter,
dass Luxemburg mit seinen Ausgaben für den
öffentlichen Dienst im OECD-Durchschnitt
liege. Ausgangspunkt war die von Abgeordne-
ten angesprochene Steigerung der Gehälter
von Mitarbeitern im öffentlichen Dienst in
nur drei Jahren im Wert von einer Milliarde
Euro. Unter anderem kam es zu Personalauf-
stockungen beim staatlichen Informations-
technologiezentrum . U
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teln unterwegs ist - außer, er
möchte im Zug in der ersten Klas-
se mitfahren. Diese bleibt nämlich
erhalten und ist weiterhin kos-
tenpflichtig. Auch für grenzüber-
schreitende Fahrten wird weiter-
hin ein Fahrschein benötigt. Das

„Luxemburger Wort" fasst die
wichtigsten Fragen und Antwor-

ten zusammen. DL

Luxemburg. In einem Monat wird
die Fahrt mit Bus, Bahnund Tram

in Luxemburg kostenlos. Um ei-
nen Fahrschein braucht sich vom
1. März an somit niemand mehr zu
bemühen, der im Großherzogtum
mit den öffentlichen Verkehrsmit-

Am 1. März wird die Fahrt Bus, Bahn und Tram kostenlos - was Passagiere wissen müssen
Von DianeLecorsais

Luxemburg. Einen Monat noch be-
nötigen Nutzer der öffentlichen
Verkehrsmittel hierzulande einen
Fahrschein, danach sind die Titres

de transport in Bus, Zug und Stra-

ßenbahn passé, sämtliche Passa-

giere fahren kostenlos mit. Das
„Luxemburger Wort" beantwortet
im Vorfeld die wichtigsten Fra-

gen.

Muss ich als Fahrgast nach dem

L März überhaupt noch ein Doku-

ment mit mir führen?

Die Titres de transport, also so-
wohl einzelne Fahrkarten als auch
Monats- und Jahresabonnements,
werden auf dem Gebiet des Groß-

herzogtums komplett abgeschafft,
eine Art „Freifahrtschein" wird
nicht benötigt. Eine Ausnahme
beim Gratisangebot bildet jedoch
die erste Klasse im Zug - wer da-
rin Platz nimmt, braucht auch wei-

terhin ein dazu berechtigendes Ti-
cket. Allerdings: Ein Ausweisdo-
kument müssen die Fahrgäste auch
nach dem 1. März jederzeit vor-
weisen können. Dazu verpflichtet
das Gesetz vom 19. Juni 2009 über
die Ordnung und Sicherheit im öf-
fentlichen Transport. Der Fahrer
kann demnach jederzeit von ei-
nem Passagier verlangen, dass er
seinen Personalausweis vorzeigt.

Was passiert mit der ersten

Klasse im Zug?

Die erste Klasse in den CFL-Zü-

gen wird auch nach dem 1. März

2020 beibehalten - sie bleibt kos-

tenpflichtig. An denTarifenfür die

Einzelfahrt mit der ersten Klasse
beziehungsweise ein Erste -Klasse -

Abonnement bleiben unverändert:
drei Euro für eine Kurzstrecke,

sechs Euro für ein Tagesticket, 75

Euro für ein Monatsabonnement
und 660 Euro für ein Jahresabo.

Wo kann man Fahrkarten für

Fernreisen mit dem Zug kaufen?

Fahrkarten für internationale
Zugreisen sind am CFL-Schalter

am Hauptbahnhof in Luxemburg -

Stadt und in Belval erhältlich so-
wie über die Internetseite der CFL

und die Smartphone-App CFL in-
ternational. Alternativ kann man
sie telefonisch im CFL-Callcenter
bestellen und sie sich für einen

Aufpreis von fünf Euro nach Hau-

se liefern lassen. Bei einer Liefe-

rung ins Ausland kostet der Ver-

sand sieben Euro. Bei der Ver-

wendung eines E -Tickets fallen
keine Zusatzkosten an.

Was tun mit der mKaart?

Wenngleich Fahrgäste künftig
keinen Fahrschein mehr benöti-

gen, können sie mit ihrer mKaart

weiterhin diverse Dienstleistun-
gen in Anspruch nehmen. Dazu

gehören: die Fahrradparkhäuser
mBox, das Park&Ride Belval so-
wie zukünftige P&R-Plätze, die
Chargy-Ladesäulen für Elektro-
fahrzeuge, das Carsharing-Ange-
bot Flex der CFL sowie das Fahr-

radverleihsystem Vël'OK im Sü-

den des Landes. Über die mKaart
können auch weiterhin Fahrschei-

ne bezogen werden - für die erste
Klasse oder für Busfahrten im

Grenzgebiet.

Welche Fahrscheine sind das

genau, die weiterhin über die

mKaart gekauft werden können?

Dies gilt zum einen für die Fahr-
scheine für die erste Klasse im Lu-

xemburger Bahnverkehr (Kurz-

oder Langzeitfahrscheine, Fünfer-
oder Zehnerhefte, Monats- und
Jahresabonnements), zum ande-
ren betrifft es Fahrscheine für
grenzüberschreitende Busverbin-
dungen für die RegioZone 1 und
RegioZone 2 (Kurzzeit- und Ta-

gestickets, Monats- und Jahres-
abonnements, Studentenpässe).
Wo bekommt man ein Ticket für

eine grenzüberschreitendeBus-

fahrt,wenn man keine mKaart

besitzt?

Abgesehen von der mKaart sind

Tickets für grenzüberschreitende
Busfahrten auch beim Busfahrer
selbst erhältlich, am Informations-
schalter der Mobilitéitszentral im
Hauptbahnhof, an den CFL-Schal-

tern im Hauptbahnhof und in Bel-
val, an den CFL-Automaten sowie
über die CFL-Apps.

Wo sind Tickets für Zugfahrten im

Grenzgebiet erhältlich?

Fahrkarten für grenzüber-
schreitende Bahnfahrten erhalten
Passagiere an den CFL-Schaltern,

beim Zugbegleiter, über die CFL-

App, an den Automaten an den
Bahnsteigen - dieses Angebot wird

zum 1. März erweitert -, auf der In-

ternetseite der CFL sowie telefo-
nisch über das Call Center.

Tickets für grenzüberschreitende
Zugfahrten können, anders als
die Busfahrten, nicht über die
mKaart bezogen werden. Mo-

natsabonnements für grenzüber-
schreitende Zugfahrten sind bei
der CFL erhältlich, Jahresabonne-
ments hingegen werden nur von
den Eisenbahngesellschaften der
jeweiligen Nachbarländer (Deut-

sche Bahn, SNCF und SNCB) ver-
kauft.

Was passiert mit Einzelfahrschei-

nen, die ich noch übrighabe?

Fahrscheine, die man bis zum 1.

März nicht aufgebraucht hat, lau-

fen ab. Eine Rückerstattung ist

nicht vorgesehen.

Wird irgendetwas nicht gratis?

Das Gratisangebot gilt offiziell
für sämtliche „vom Staat finan-

zierten, öffentlichen Verkehrsmit-

tel". Dazu gehören die Tram, der
Eisenbahnverkehr, die RGTR-

Busse, die TICE-Busse. Auch die

städtischen Busse der AVL wer-

den alle kostenlos, genau wie der
Adapto-Bus für Menschen mit ei-
ner Behinderung (siehe LW von
gestern). Im Sinne der kommuna-
len Autonomie haben Gemeinden
allerdings weiterhin das Recht, ei-
gene, kostenpflichtige Busdienste
anzubieten - Rufbusse zum Bei-
spiel bleiben gegebenenfalls kos-

tenpflichtig.

Neue Formen der Kundenbetreuung
Mit der Einführung des kostenlosen
öffentlichenTransports zum 1. März
schlägt die CFL bei der Passagierbe-

treuung neue Wege ein. Da fortan

nur noch für Fahrten ins Ausland und

für die erste Klasse Tickets benötigt

werden, werden acht Verkaufsstellen
an kleineren Bahnhöfen schließen -

in Wasserbillig, Bettemburg, Petin-

gen, Rodange, Mersch, Ettelbrück,
Clerf und Ulflingen.

In Diekirch und Esch/Alzette soll
aber weiterhin eine Verkaufsstelle

betrieben werden dies durch Dritt-

anbieter. In Diekirch wird dies die

Gemeindeverwaltung sein, in

das Bussyndikat TICE.

Welche Dienstleistungenan diesen
beiden Verkaufsteilen angeboten

werden, steht der CFL zufolge aber

derzeit noch nicht fest.

Darüber hinaus sind in Ettelbrück

und Bettemburg Pilotprojekte zur
Schaffung sogenannter Espace d'ac-
cueil geplant- feste Punkte, an de-

nen jeweils ein CFL-Mitarbeiter an-

zutreffen sein wird. In Ettelbrück soll

es im letzten Trimester 2020 anlau-

fen, in Bettemburgim September
2021. An den kleineren Bahnhöfen

werden die Kunden derweilkünftig
direkt am Bahnsteig durch soge-

nannte Agents d'acceuil betreut.

Diese CFL-Mitarbeiter werden wäh-

rend derÖffnungszeiten an insge-
samt elf Bahnhöfen anzutreffensein.



Luxemburg führt als erstes
Land der Welt die kostenMe
Nutzung des NahverkehrS ein.
Die Maßnahme ist ein Bau-

stein in einem milliarden-
schweren Programm für
nachhaltige Mobilität.
VON NICOLE NAWRATH

Das verkehrspolitische Großprojekt
kommt nicht von ungefähr: Luxem-

burg gehört zu den vier Ländern der
Welt mit der höchsten Autodichte pro

Einwohner und erstickt nahezu im Stau. Die
multimodale Verkehrswende war unumgäng-
lich, um das Land wirtschaftlich weiter auf
Wachstumskurs zu halten. „Luxemburg hat
eine Reihe grundsätzlicher Probleme bei der
Mobilität. Das starke Bevölkerungswachstum
und der Anstieg der Arbeitsplätze sorgen für
eine wirtschaftlich sehr gute Dynamik, haben
der Stadt aber auch den Verkehrskollaps ge-
bracht", beschreibt Luxemburgs Verkehrsmi-
nister Fraixois Bausch die Situation. „Wir ha-
ben rund 620.000 Einwohner. Hinzu kommen
täglich 200.000 Grenzpendler aus Deutschland,
Frankreich und Belgien." Der Gratis-ÖPNV ab
1. März 2020 ist nur ein Teilaspekt eines milli-
ardenschweren Investitionsprogramms. Schon
heute machen die Fahrgeldeinnahmen mit 41
Millionen Euro im Jahr lediglich 9 Prozent der
Ausgaben für den ÖPNV aus, die bei gut 490

Millionen Euro liegen. Der Kostendeckungsgrad
aus Ticketverkäufen ist also heute schon ver-

schwindend gering. Wird die Nutzung des Nah-
verkehrs ab März kostenfrei, finanziert die öf-
fentliche Hand dann zu 100 Prozent den ÖPNV

des Landes aus Steuermitteln.

Brennpunkt extremer Pendlerströme

Die Hauptstadt des Großherzogtums hat sich
in den letzten Jahrzehnten polyzentrisch ent-
wickelt. Vor 30 Jahren bestand sie vor allem
aus der Altstadt, dem Bahnhofs- und Kirch-
bergviertel. Das Kirchbergviertel ist zum
Bankenviertel geworden und stark gewachsen,
der Flughafen hinzugekommen. Amazon Euro-

pa, EU -Institutionen und zahlreiche Dienstleis-
ter siedelten sich an. Mittlerweile verzeichnet
Luxemburg sechs wirtschaftliche Zentren, die
für Pendler in erster Linie per Auto oder Bus er-
reichbar sind. Die Hauptstadt des Großherzog-
tums wurde somit zum Brennpunkt extremer
Pendlerströme.

Umfassendes Investitionspaket

Frareis Bausch hat das Verkehrsministerium
im Dezember 2013 übernommen. „Für mich
gab es von Anfang an nur eine sinnvolle Strate-
gie: Weg von der individuellen Mobilität hin zu
multimodalen Konzepten. Es geht nur voran,
wenn alle Verkehrsträger intelligent mitein-

ander kombiniert und klimaschonende Ver-

kehrsmittel ausgebaut werden", erklärt Bausch.
„Dabei ist der kostenfreie Zugang zur Mobilität
nur ein Baustein. Die Bürger entscheiden sich

nicht nur für Bus und Bahn, weil es kostenfrei
ist. Sie möchten modern, bequem und schnell

reisen, gute Anbindungen nutzen, Umstiege
vermeiden und auf gute Park+Ride-Angebote
zurückgreifen." Die Ampelkoalition aus Libera-
len, Grünen und Sozialdemokraten hat mit der
Strategie „Modu 2.0" ein riesiges Investitions-
projekt aufgesetzt, welches Umwelt und Stra-
ßen entlasten soll. „Wir investieren stark in den
Schienenverkehr. Dazu haben wir bereits neue
Tramstrecken, Bahnhöfe, Brücken, Radschnell-
wege und Park+Ride-Plätze gebaut", so Minister
Bausch. Bis 2027 investiert Luxemburg 4 Mil-
liarden Euro in die Eisenbahn, verdoppelt die
Hauptstrecke zwischen der Hauptstadt und der
französischen Grenze, vergrößert und reno-
viert viele Bahnhöfe und schafft neue Bahnhöfe.
„Mit 600 Euro für die Schiene pro Einwohner
und Jahr ist Luxemburg Spitzenreiter in der
Europäischen Union. Wir investieren pro Kopf
fast doppelt so viel wie das Bahnland Schweiz
mit 365 Euro und achtmal so viel wie Deutsch-
land, das auf 77 Euro je Einwohner kommt",
betont der Minister. Luxemburg setzt nahezu zu
100 Prozent auf Elektromobilität und speist den
öffentlichen Nahverkehr mit grünem Strom.

„Den Vorwurf, die Maßnahmen würden
Luxemburg als dem reichsten Land Europas
leichtfallen, hören wir oft", so Bausch. „Aber
wir investieren in öffentliche Strukturen und
den UMweltschutz und verteilen das Geld nicht
anderweitig in Form von Stduergeschenken an
die Bevölkerung." Bei der Stärkung des öffent-
lichen Verkehrs denken die Luxemburger über
Grenzen hinaus. Sollte ein deutlicher Umstieg

auf den öffentlichen Verkehr gelingen, wäre das
eine Entlastung für das Land und ein Signal für
andere Nationen in Europa, die Verkehrswende
weiter voranzutreiben.





Luxemburg erstickt im Stau, von 1. März an sind sämtliche Eisenbahnen, Trams und Busse kostenlos.

Kann das Modell ein Vorbild sein, um die Verkehrsprobleme in deutschen Städten zu lösen?
VON KAROLINE META BEISEL

UND MARCO VÖLKLEIN

Bescheidenheit scheint den Men-
schen in Luxemburg fremd zu
sein: „Wie die Entdeckung der
Schwerkraft!", „Wie die Erfin-
dung des Rades!", oder auch:

„Wie die Ankunft des Internets!" Selbst
mit dem ersten Schritt auf dem Mond ver-
gleichen die Luxemburger auf einer für die-
sen Anlass eigens aufgesetzten Internetsei-
te jene Reform, die vor einem guten Jahr
angekündigt wurde, und in gut einer Wo-
che tatsächlich umgesetzt wird: Von
1. März an ist der öffentliche Verkehr in Lu-
xemburg kostenlos, und zwar nicht nur
der Nahverkehr: Egal ob Eisenbahn, Bus
oder Straßenbahn - Einheimische wie Tou-
risten müssen künftig keine Fahrscheine
mehr lösen. Nur das Taxi und die erste
Klasse kosten dann noch Geld.

Die Ankündigung sorgte vor einem Jahr
auch deswegen für so viel Aufsehen, weil
sie so gut in unsere Zeit zu passen scheint:
Auf der ganzen Welt diskutieren Eltern mit

ihren schulstreikenden Kindern und Politi-
ker mit Umweltverbänden darüber, wie
der CO2 -Ausstoß gesenkt werden kann. Au-
toabgase machen in Deutschland ein Fünf-
tel der gesamten CO2 -Emissionen aus, der
Verkehrssektor kam - anders als die Indus-
trie oder die Energieerzeugung - zuletzt
kaum voran beim Thema Absenkung der
Emissionen. Weniger Autos und mehr öf-
fentliche Verkehrsmittel könnten also zu-
mindest einen Teil dazu beitragen, den
Ausstoß des klimaschädlichen Gases ein-
zudämmen. Zumal in Luxemburg, wo der
Stau sozusagen zum Straßenverkehr dazu-
gehört: Während Autopendler in Deutsch-
land im Durchschnitt mit 50 Kilometern

pro Stunde zur Arbeit fahren, liegt der
Wert in Luxemburg bei Tempo 22.

Umso erstaunlicher ist, dass Luxem-
burgs Verkehrsminister Frafflis Bausch
gar nicht damit rechnet, dass die Leute ihr
Auto nun stehen lassen, um gratis mit dem
Bus zur Arbeit zu fahren. „Wir glauben
nicht, dass die Maßnahme eine große Men-
talitätsänderung bewirken wird", sagt sei-
ne Sprecherin Dany Frank. Dementspre-
chend ist auch das Echo auf die Reform in
den nationalen Medien: Wenn der öffentli-
che Verkehr nun kostenlos werde, sei das
„die Antwort auf eine Frage, die niemand
gestellt hat", hieß es beispielsweise vor eini-
gen Tagen in einem Leitartikel in der Zei-
tung Luxemburger Wort. Was aber ist dann
die richtige Frage?

„Wenn die Leute die Möglichkeit hätten,

auf öffentliche Verkehrsmittel umzustei-
gen, dann würden sie es längst tun", sagt
Jean-Claude Juchem. Er ist der Direktor
des Luxemburger Automobilklubs (ACL),
der sich aber ausdrücklich nicht nur als ein
Klub für Autofahrer versteht, sondern seit
einem Jahr auch Pannenhilfe für Fahrrä-
der anbietet — auch hier ist der Wandel also
angekommen. Juchem fragt: „Warum wer-
den nicht erst die Strukturen verbessert?‘`
Die Züge seien viel zu voll und oft verspä-
tet, außerdem fehlten wichtige Querver-
bindungen. „Der Verkehrskollaps ist jeden
Tag da", sagt er. Und daran werde sich erst
einmal nichts ändern, nur weil der auch bis-
her schon relativ günstige öffentliche Ver-
kehr von März an gar nichts mehr koste.

Interessanterweise sieht man die Lage
im Verkehrsministerium ähnlich. „Der Um-
stieg vom privaten auf den öffentlichen
Verkehr wird nur gelingen, wenn das öf-

fentliche Angebot auch qualitativ einen
Quantensprung macht", sagt Frank. Ge-

nau dieser Quantensprung soll nun kom-
men: Durch die Verlängerung des Tramnet-
zes etwa oder durch eine neue Trasse für
den Eisenbahnverkehr. Auch die Auto-
bahn A3 im Süden des Landes wird ausge-
baut — auf der neuen dritten Spur sollen
künftig in Spitzenzeiten nur Busse und
Fahrgemeinschaften fahren dürfen.

Verkehrsminister Bausch wirbt gerne
damit, dass Luxemburg 600 Euro pro Jahr
und Einwohner in das Schienennetz inves-
tieren will, seiner Rechnung zufolge ein

Vielfaches dessen, was Deutschland in
Gleise, Stellwerke, Brücken, Weichen und
Signale steckt. Nachdem zuvor 20 Jahre so
gut wie gar kein Geld in die Infrastruktur
geflossen sei, sei das aber nun auch drin-
gend notwendig, sagt ACL-Chef Juchem.

Hinzu kommt, dass das Problem mit
den endlosen Staus künftig eher noch grö-
ßer werden dürfte — einfach weil die Men-
ge der Pendler steigt. Einer Studie des
Luxemburgischen Wirtschafts- und Sozial-
rats zufolge pendeln bereits jetzt 43 Pro-
zent der Arbeitskräfte jeden Tag aus dem
benachbarten Ausland nach Luxemburg -
wenn man so will, kommt die Wirtschafts-
kraft jeden Morgen mit dem Auto ins
Land. Aber Luxemburg altert rapide, so-
dass der Anteil an sogenannten Grenzgän-

gern der Studie zufolge sogar noch steigen
dürfte. Zwar werden zum 1. März auch die
Preise für grenzüberschreitende Fahrten
erheblich günstiger, an der Qualität des
Netzes ändert das aber noch nichts. „In Lu-
xemburg sind auch die Schulbücher gratis,
aber deswegen sind wir noch lange nicht

besser im Pisatest", kommentiert Juchem.
In Deutschland beobachten viele das

Vorgehen der Luxemburger mit großem
Interesse. Vor allem aus dem Lager der
Linkspartei ist der Ruf nach einem kosten-
losen Nahverkehr immer wieder zu verneh-
men, Vertreter vieler anderer Parteien be-
geistern sich zumindest immer öfter für
die Idee einer 365-Euro-Jahreskarte, wie

es sie seit einigen Jahren in Wien gibt. Frei
nach dem Motto: „Bus und Bahn fahren
für nur einen Euro pro Tag." Auch das wäre
gegenüber dem Status quo zumindest eine
deutliche Absenkung der Fahrpreise.

Die allerdings müsste, ähnlich wie in
Luxemburg, über Steuermittel finanziert
werden. Allein in München würde die Um-
setzung des 365-Euro-Jahrestickets nach
dem Wiener Modell einer ersten groben
Schätzung zufolge einen jährlichen Staats-
zuschuss von mehreren Hundert Millionen
Euro nötig machen, ein Gratis-ÖPNV wür-
de bundesweit nach Branchenschätzungen
etwa 13 Milliarden Euro kosten. Kritiker sa-
gen daher: Das viele Geld sollte besser in
den Bau neuer Strecken, die Anschaffung
neuer Fahrzeuge und die Beschäftigung
weiterer Fahrerinnen und Fahrer fließen,
um das Netz zu erweitern und die Taktung
bei den Bussen und Bahnen zu verbessern.
Die Verfechter des Gratis -Modells entgeg-
nen: Wer die Verkehrswende wolle, der
,müsse eben beides machen — das Angebot
ausbauen und das Tarifniveau deutlich ab-
senken. So wie in Luxemburg.

Dort werden sie den großen Tag kom-
mende Woche laut begehen: Den ganzen
Tag über spielen Bands in den Bahnhöfen,
um dann am Abend gemeinsam zur gro-
ßen Party im Tram -Betriebshof zu fahren.
Natürlich kostenlos mit den öffentlichen
Verkehrsmitteln, also fast „wie bei der ers-
ten Weltreise" oder beim „ersten Flug mit
einem Flugzeug", wie es auf der Werbesei-
te im Internet heißt. Ob man mit der Kam-
pagne nicht doch ein bisschen übertrieben
hat? „Wir meinen das eher mit einem Au-
genzwinkern", sagt Ministeriumsspreche-
rin Frank. „Wir hätten nicht gedacht, dass
das, was wir hier machen, plötzlich die
Menschen auf aller Welt interessiert:



Luxemburg führt morgen als erstes Land der Welt den kostenlosen öffentlichen Transport ein
Von Diane Lecorsais
Luxemburg. R&B, Hip-Hop, Tanz-
einlagen und schicke Filmchen
über das multimodale Verkehrs-
angebot in Luxemburg - die Bot-
schaft, die das Mobilitätsministe-
rium gestern vermitteln wollte, ist
klar: Die öffentlichen Verkehrs-
mittel in Luxemburg sind nicht nur
in Zukunft gratis, sondern sie wer-
den auch immer moderner, per-
formanter und qualitativ hoch-
wertiger. Rund 60 Medienvertre-
ter aus dem In- und Ausland wa-
ren zur Pressekonferenz im Tram-
depot in Kirchberg akkreditiert -
jenem Ort, zu dem morgen auch
die Bürger geladen sind, um den
Auftakt des Gratistransports ge-
bührend zu feiern (siehe Kasten).

Einen Tag früher als geplant -
schon zum morgigen 29. Februar -
wird Luxemburg als erstes Land
der Welt den kostenlosen öffent-
lichen Nahverkehr einführen. Ein
Schritt, den Mobilitätsminister
François Bausch gestern nochmals
eingehend erklärte. „Die Regie-
rung möchte, dass Luxemburg in
Sachen Mobilität ein Laboratori-
um wird", so Bausch. Mobilitäts-
probleme gebe es auf der ganzen
Welt, insbesondere im urbanen
Raum, und überall suche man nach
Lösungen. „Luxemburg bietet sich
perfekt an, um Experimente
durchzuführen", so der Minister
mit Verweis auch auf die zahlrei-
chen Pendler, die sich täglich nach
Luxemburg begeben.

Geringe Kostendeckung

Auch das Gratisangebot sei als sol-
ches zu betrachten. Der Kosten -
deckungsgrad bei den Bussen lie-
ge heute bei lediglich sechs Pro-
zent, bei der Bahn sind es zehn. Die
Tarife in Luxemburg gehörten
derweil zu den günstigsten in Eu-
ropa. „Das, was nun wegfallt,
macht somit nur einen kleinen Teil
des Gesamtkostenpunkts aus." In
Euro bedeute dies für den Staat 41
Millionen Euro Mehrausgaben -hinzu kommen 16 Millionen Euro,
die die Stadt Luxemburg durch den
Wegfall der Ticketeinnahmen zu-
sätzlich aufbringen muss. „Es ist
nicht so, als ob dies keine nen-
nenswerte Summe sei. Aber im
Vergleich zu jener, die wir in das
öffentliche Verkehrsnetz investie-
ren, ist sie gering."

Gratis bedeute aber natürlich
nicht wirklich gratis. „Wenn ich
sage Gratistransport, dann heißt
das natürlich nicht, dass niemand
mehr bezahlt", so Bausch. „Der
Transport wird über Steuergelder
finanziert. Wir finden das inso-
fern gerechter, als dass diejenigen,
die hoch besteuert werden, auch
einen größeren Anteil beisteuern
als jene mit geringem Einkom-
men." Demnach sei es auch als so-
ziale Maßnahme zu begreifen.

Das Gratisangebot gilt für sämt-
liche öffentlichen Verkehrsmittel

- Bus, Zug und Tram. Auch Grenz-
gänger profitieren, da der Luxem-
burger Anteil bei den grenzüber-

schreitenden Fahrten wegfallt.
Kostenpflichtig bleibt lediglich die
erste Klasse im Zug. Was das Per-
sonal angeht, unterstrich der Mi-
nister: „Ich bin ein absoluter Geg-
ner von leeren Zügen und Bahn-
höfen. Das Personal erhält andere
Aufgaben, um Dienst am Kunden
zu leisten ihn zu beraten, für Si-
cherheit zu sorgen und sich auf
seine wichtigste Mission, den Ser-
vice au client, zu konzentrieren."

Klare Ziele bis 2025
Der Minister betonte einmal mehr,
dass es sich bei der Einführung des
Gratistransports lediglich um ei-
nen Aspekt von vielen handele,
und verwies auf die Mobilitäts-
strategie Modu 2.0 für die kom-
menden Jahre, die „ein riesiges In-
vestitionsprogramm" vorsehe. Die
Ziele darin sind klar: 20 Prozent
mehr Passagiere sollen bis 2025 mit
den öffentlichen Verkehrsmitteln
transportiert werden. Parallel da-
zu müsse sich aber auch beim Au-
toverkehr etwas ändern. „Jeden
Morgen fahren 250 000 leere Au-
tositze durch die Landschaft", so
Bausch. Im Schnitt ist jedes Auto
heute mit nur 1,2 Personen besetzt

- künftig soll diese Zahl auf 1,5 stei-
gen. Schließlich müsse das öffent-
liche Verkehrsangebot viel attrak-
tiver gestaltet werden als heute.

Allein in den Zugverkehr in-
vestiere der Staat zwischen 2018
und 2027 fast vier Milliarden Eu -
ro. Im europäischen Vergleich liegt
Luxemburg mit 600 Euro pro Ein-

wohner und Jahr somit auf dem
ersten Platz. Zum Vergleich: In der
Schweiz sind es 378 Euro, in
Deutschland 64. All das spiegele
sich auch in den Nutzerzahlen wi-
der. Bei der CFL sei die Zahl der
Passagiere binnen 15 Jahren um 70
Prozent gestiegen. Die Investitio-
nen ins Tramnetz und den Bus-
verkehr kommen noch hinzu. Ne-
ben der Erweiterung der Tram -
strecke wird derzeit das komplet-
te RGTR-Busnetz überarbeitet.

Bewusstsein schaffen
Auch Bürgermeisterin Lydie Pol -
fer brachte die Herausforderung in
Sachen Mobilität mit Zahlen auf
den Punkt: „Die Hauptstadt macht
zwei Prozent der Gesamtfläche des
Landes aus. Die Hälfte davon sind
Grünflächen und Wälder. Auf dem
anderen einen Prozent der Fläche
leben 20 Prozent der Einwohner.
Auf ihr befinden sich aber auch 40
Prozent der Arbeitsplätze. All das
erklärt, warum jeden Tag über
200 000 Pendler in die Hauptstadt
kommen." Eine Entwicklung, die
sich in den vergangenen zehn bis
15 Jahren noch beschleunigt habe.
„Wir müssen uns dieses Problems
gemeinsam annehmen", so Polfer.
Vom Gratisangebot erwarte man
sich, ein Bewusstsein bei den
Menschen herbeizuführen, „dass
sich manches ändern muss" - um
auch in Zukunft eine hohe Le-
bensqualität zu bieten. '

Konzerte, Elektrobusse und mehr
Unter dem Motto #freemobility wird
der Gratistransport am Wochenende
landesweit gefeiert. Los geht es be-
reits morgen Mittag mit Konzerten
an den vier Bahnhöfen Belval-Uni-
versité, Gare centrale, Pfaffenthal-
Kirchberg und Ettelbrück. Ab 18 Uhr
und bis Mitternacht steht dann ein
großer Konzertabend im Neien
Tramsschapp (Centre de remisage et
de maintenance) in Kirchberg auf
dem Programm, bei dem zahlreiche

Künstler auftreten.
Auch die Stadt Luxemburg möchte

den Auftakt des Gratistransports ge-
bührend feiern - dies mit dem „Sta-
ter Mobilitéitsdag" am Sonntag. Von
11 bis 16 Uhr sind im Stadtzentrum
demnach zahlreiche Events geplant,
darunter eine Rallye, Konzerte, Info -
stände und mehr. So werden etwa

auf der Place d'Armes Elektrobusse
ausgestellt, der lnfobus wird vor dem
Cercle Cité Halt machen, in der Leit-
stelle der städtischen Busse AVL in
Hollerich finden Führungen statt und
der Tramsmusée (62, Rue de Bouil-
lon) öffnet an diesem Sonntag aus-
nahmsweise seine Türen.

Weitere Informationen:
r www.mobilitegratuite.lu

www.vdl.lu



Täglich pendeln Luxemburger von ihrem Wohnort in der Großregion zur Arbeit ins Großherzogtum
Luxemburg. Tausende Grenzgänger, strö-
men täglich aus Belgien, Deutschland und
Frankreich nach Luxemburg, um dort ih-
rer Arbeit nachzugehen. Unter diesen
Pendlern befmden sich auch immer mehr
Menschen mit luxemburgischer Nationa-
lität. Ihren Wohnungsort verlegen nämlich
immer mehr Luxemburger ins grenznahe
Ausland, wohl vor allem wegen der dort
herrschenden Immobilienpreise. Ihrer Ar-
beit gehen sie aber nach wie vor in ihrer
früheren Heimat nach, sind die Löhne hier-

zulande doch wesentlich höher als in den
Nachbarländern.

Neben den niedrigeren Wohnungskos-
ten gibt es aber noch einen anderen Grund,
weshalb die Zahl der im Ausland lebenden
Luxemburger in den letzten Jahren stark
gestiegen ist. Vor allem in Belgien haben
nämlich seit 2012 viele Menschen von der
Möglichkeit des Recouvrement profitiert,
um die luxemburgische Nationalität anzu-
nehmen. Mail



Tausende Luxemburger überqueren täglich die Grenze, um im Großherzogtum zu arbeiten
Von Marc Hoscheid
Laut dem Migrationsbericht der
OECD kommen in Luxemburg auf
100 einheimische Arbeitnehmer
fast 66 Grenzgänger und entsen-
dete Arbeitskräfte. Eurostat zufol-
ge kamen 2018 täglich 180 000
Menschen aus den drei Nachbar-
ländern zum Arbeiten nach Lu-
xemburg, davon wohnen 88 000 in
Frankreich, 52 000 in Deutschland
und 40 000 in Belgien. Der Statec
geht sogar von 192 000 Grenzgän-
gern aus.

Oft gerät dabei in Vergessen-
heit, dass ein gar nicht so kleiner
Anteil der Grenzgänger Luxem-
burger sind. Diese haben sich wohl
zumeist wegen der niedrigeren
Immobilienpreise jenseits der
Grenze niedergelassen und kom-
men jeden Tag ins Großherzog-
tum, um ihrer Arbeit nachzuge-
hen. Hinzu kommen jene Perso-
nen, die von Luxemburg in die
grenznahen Regionen der Nach-
barländer gezogen sind und auch
dort arbeiten.

2016 lebten 16 662 Luxemburger
in der Großregion

Wie viele Luxemburger im Jahr
2019 in den vier Nachbarregionen,
Lothringen, Rheinland-Pfalz, dem
Saarland und Wallonien lebten, ist
nicht bekannt, da nur die Zahlen
von Rheinland-Pfalz und Wallo-
nien vorliegen. Während im Sü-
den Belgiens 2 952 Luxemburger
lebten, waren es im deutschen
Bundesland 8 925.

2018 waren es in Rheinland-
Pfalz noch 8 200 und in Wallonien
2 871 Personen mit luxemburgi-
schem Pass gewesen. Im Saarland
lebten vor zwei Jahren 4 055 Lu-
xemburger. Das letzte Jahr, für das
die Zahlen aus allen vier Regio-
nen vorliegen, ist 2016. Dies liegt
daran, dass Lothringen, das bis da-
hin eine eigenständige Region ge-

wesen war, zum L Januar im Rah-
men der französischen Territori-
alreform Teil der wesentlich grö-
ßeren Region Grand Est wurde.
Dort wohnten damals 2 999 Lu-
xemburger, in der gesamten Groß-
region lebten damals 16 662 Lu-
xemburger.

Besonders beeindruckend ist
der Anstieg von Menschen mit lu-
xemburgischer Nationalität im
rheinlandpfälzischen Landkreis
Trier -Saarburg. Waren es 1990 nur

237, so lebten dort 2018 bereits
3 635 Luxemburger. Dies ent-
spricht einem Anstieg von etwas
mehr als 1400 Prozent. In dem-
selben Zeitraum stieg die Gesamt-
bevölkerung von 128 966 auf
148 945, was lediglich einer Stei-
gerung von rund 15 Prozent ent-
spricht.

Beim Blick auf die Pendler mit
luxemburgischer Nationalität fällt
auf, dass die Zahlen je Nachbarland
sich nicht großartig voneinander
unterscheiden. Zum Stichtag am 29.
März waren es 2019 3 520 aus Bel-
gien, 3 320 aus Deutschland und
3 090 aus Frankreich, zusammen-
gerechnet also 9 930, was in etwa
der Einwohnerzahl der Gemeinde
Ettelbrück entspricht.

In allen drei Fällen hat sich die
Zahl in den vergangenen Jahren
deutlich erhöht, besonders in Bel-
gien und Frankreich. So waren es
im Jahr 2012 gerade einmal 980 lu-
xemburgische Pendler aus Belgien
und nur 890 aus Frankreich. Das
bedeutet eine Verdreifachung in-
nerhalb von sieben Jahren. Aus
Deutschland waren es 2012 noch
1790 Pendler gewesen.
Dieser starke Anstieg lässt sich

wohl auch damit erklären, dass vor
allem viele Belgier von der in Ar-
tikel 89 des Nationalitätengeset-
zes festgeschriebenen Prozedur
des Recouvrement profitiert ha-
ben. Jede Person, die im Jahr 1900
einen luxemburgischen Vorfahren
hatten. Diese Maßnahme läuft En-
de dieses Jahres aus.

Anders wäre es nicht zu erklä-
ren, dass die Zahl der luxembur-
gischen Grenzpendler mit 3 520
über jener der in ganz Wallonien
lebenden Luxemburger liegt. Be-
sitzt eine Person sowohl die bel-
gische als auch die luxemburgi-
sche Nationalität wird sie von den
belgischen Behörden als Belgier
geführt, während vom Statec eine
Person mit luxemburgischer und
anderer Nationalität nur einmal als
Luxemburger gezählt wird. Kuri-
oserweise gibt es aber eine Sta-
tistik, wie viele Menschen, die in
Wallonien leben in Luxemburg ge-
boren wurden. Zum 1. Januar wa-
ren dies 11318 Personen, 8 333 da-
von haben die belgische Nationa-
lität.

Auch in Deutschland und
Frankreich wird nicht spezifisch
erfasst, wie viele Menschen über

die doppelte Nationalität verfü-
gen. Personen, die neben der deut-
schen oder französischen noch
über eine weitere Nationalität ver-
fügen, werden als Deutsche res-
pektive Franzosen erfasst. Perso-
nen nur mit fremder oder unge-
klärter Staatsangehörigkeit sowie
Staatenlose gelten als Ausländer.

Unterschiede
bei den Wirtschaftsbereichen

Das bedeutet, dass die Zahl der
Menschen mit luxemburgischer
Nationalität in der Grenz- respek-
tive Großregion höher ist als offi=
ziell bekannt, jedoch nicht jeder
luxemburgische Pendler aus fi-
nanziellen Gründen zuvor ausge-
wandert ist. Bedacht werden muss
auch, dass eine Dunkelziffer von
Personen existiert, die zwar im
Ausland leben, aber offiziell im
Großherzogtum gemeldet sind,
beispielsweise damit ihre Kinder
hiesige Schulen besuchen können.

Interessant ist auch, wie sich die
luxemburgischen Pendler je nach
Land auf die verschiedenen Wirt-
schaftszweige verteilen. So arbei-
ten 820 „deutsche" Pendler in der
öffentlichen Verwaltung, was die
größte Gruppe darstellt. Auf Platz
zwei folgen jene Menschen, die im
Gesundheits- und Sozialbereich
arbeiten mit 520 Beschäftigten. Eng
beieinander liegen die artver-
wandten Bereiche des Handels so-
wie der Autoreparatur mit 380 und
des Transports mit 370 Angestell-
ten.

Die Pendler aus Belgien und
Frankreich verteilen sich ziemlich
ähnlich. Mit 560 respektive 480 ar-
beiten die meisten Grenzgänger
aus Frankreich im Bereich Handel
sowie Autoreparatur. Auch im Fi-
nanzbereich sind beide Gruppen
gut vertreten. Mit 510 respektive
400 Beschäftigten handelt es sich
jeweils um den zweitstärksten
Sektor.• Wie viele• Luxemburger im
Jahr 2019 in den viel
Nachbarregionen,
Lothringen,
Rheinland -Pfàlz,
dem Saarland und

Wallonien lebten,
ist nicht bekannt.• Interessant ist,• wie sich die
luxembu. i gisc:hen
Pendler je nach.
Land auf die
verschiedenen
U -'i rtschaftszweige
verteilen.
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LERNEN Das Science Center in Differdingen feiert Erfolge
Yves Greis
Seit 2017 hat das Science Cen-
ter geöffnet. Schüler aus dem
In- und Ausland reisen in
Bussen an, um Wissenschaft
hautnah zu erleben. Auf
seinem Erfolg will sich das
Zentrum aber nicht ausruhen,
wie Nicolas Didier, der Initiator
der Einrichtung, erklärt.
„In Luxemburg hat es vorher nie
ein Science Center gegeben. Wir
mussten uns also die Frage stellen,
ob. überhaupt ein Interesse an so
etwas besteht”,

Anfänge
Nicolas Di-

dier über die nfänge des Science
Center. Dem Zufall wollte man
nichts überlassen. Eine Markt-
studie wurde erstellt. Dazu musste
zuerst ein Vorbild in Europa ge-
funden werden, um einen Bezugs-
rahmen zu haben.

Das gesuchte Vorbild fand man
in Form des Science Center Tech-
norama in Winterthur in der
Schweiz. „Wir haben studiert, wel-
che Besucher sie haben, von wo
sie kommen.und welchen Weg sie
auf sich nehmen. Diese Daten ha-,
ben wir auf Differdingen übertra-
gen." Winterthur liegt in un-
mittelbarer Nähe von einigen gro-
ßen. Städten, darunter Zürich. Dif-
ferdingen eher nicht.

„Wenn wir aber in Betracht zie-
hen, dass Menschen einen Weg
von zwei Stunden auf sich neh-
men, liegen wir gleichauf. Darüber
hinaus sind wir sogar besser",
meint Nicolas Didier. So weit lie-
gen einige große Ballungsgebiete
in Deutschland entfernt: Köln, Ko-
blenz, Frankfurt und Worms. Die
Analyse stimmte die
Macher des Zent-
rums positiv.
‚Wir haben
schluss-
folgert: Wenn Winterthur es fertig-
bringt, zwischen 250.000 und
300.000 Besucher im Jahr anzulo-
cken, dann müsste das bei uns
auch möglich sein. In der gesam-
ten Großregion haben wir keine
Konkurrenz", so Didier weiter.
Ähnliche Einrichtungen gibt es
erst in Brüssel (Technopolis),
Paris (Cité des sciences),
Amsterdam (NEMO), Pirmasens

(Dynamikum) und Heilbronn
(Experimenta).

VCH I (i! 'eISI

Und tatsächlich kommen die
Menschen von so weit her nach
Differdingen ins Science Center.
Es seiensogar schon Schulklassen
aus Lavalle in Frankreich nahe
der Bretagne gekommen, erzählt
der stolze Chef. Diese Klassen
kommen freilich nicht alleine we-
gen des Science Center, sondern
bleiben mehrere Tage lang in Lu-
xemburg.

„Wenn wir uns noch einmal ent-
scheiden müssten, wir würden
wieder nach Differdingen kom-
men", fährt er fort. „Alles ging bes-
ser aus, als wir es uns hätten
träumen lassen." Einen Grund da-
für sieht Didier im Verkehr: „Die
Besucher kommen entweder an
den Wochenenden oder am Mor-
gen. Am Wochenende ist kein Ver-
kehr und am Morgen fahren die
Besucher in die dem Berufsver-
kehr entgegengesetzte Richtung.`:
Das macht den Weg ins Science
Center einfacher.

Das Science Center versucht
mit seiner Ausstellung

und seinen
Darbie-

tungen Jung und Alt für die Wis-
senschaft zu begeistern. Ein gro-
ßer Teil setzt sich deswegen aus
sogenannten „Hands-on-Statio-
nen" zusammen. Das sind Expo-
nate, an denen Kinder (und
Erwachsene) Wissenschaft haut-
nah erleben und selbst erforschen
können. Experimente mit Ge-
wichten, Hebeln und Spiegeln ste-
hen den Besuchern frei zur
Verfügung. Wegweiser sucht man
hier vergebens. „Selber ausprobie-
ren und selber entdecken" lautet
das Motto.

Eine feste Reihenfolge gibt es
nicht. „Kinder finden sich zurecht.
Wenn ein Exponat besetzt ist, ge-
hen sie zu dem nächsten und
kommen zurück, wenn etwas frei
wird." Die Besucher sollen sich
zuerst mit dem beschäftigen, von
dem sie angezogen werden. „Sie
sollen hier heimisch werden, das

ist das Wichtigste", sagt Didier.
Die Exponate des Science Center
sind Eigenkreationen und von der
Wissenschaft inspiriert. Sie sind

so gebaut, dass sie einer häufigen
Nutzung standhalten.

Roboter un d Netall

Darüber hinaus wartet das
Gebäude mit einer gan-
zen Reihe von Räumen
auf, die sich unterschied-
lichen wissenschaftlichen
Bereichen widmen und in
denen das Science Center
kleinen Gruppen ein
Thema vorstellen kann.

Mal dreht sich alles um Ro-
boter und Programmieren,

mal geht es um Chemie, ein
anderes Mal um Metallverar-

beitung. '

Hinzu kommen Präsentationen
in vier verschiedenen Sprachen:
Luxemburgisch, Deutsch, Franzö-
sisch und Englisch. Erklärungen
zu den Exponaten stehen darüber
hinaus auf Portugiesisch zur Ver-
fügung. „Die meisten Besucher
sind Französisch-Muttersprach-
ler", berichtet Didier. Auch, weil
viele Besucher aus Frankreich und
Belgien nach Differdingen kom-
men. Erst danach folgen Luxem-
burgisch und Deutsch.

Das Science Center richtet sich
nicht nur an Menschen, die bereits
Wissenschaft -Fans sind. Am
schönsten findet es Didier, wenn
es gelingt, jemanden, der vorher
Mathematik gehasst hat, davon zu
überzeugen, dass Mathematik
„cool" ist. Lachend gibt er zu, dass
es meistens Erwachsene sind, die
so etwas sagen.

,
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Für diesen Erfolg muss das
Science Center etwas tun. „Dieser
Tage sind wir dabei, über 7.000
Prospekte an Schulen in Frank-
reich zu verschicken. Das Gleiche
tun wir in Belgien und in Deutsch-
land." Von Anfang an sei die Idee
gewesen, über die Grenzen von
Luxemburg hinauszugehen.





Forschungsministerium präsentiert nationale Innovationsstrategie für Luxemburg bis 2030
Von Marc Hoscheid
Bis 2023 will Luxemburg ein Pro-
zent seines Bruttoinlandprodukts
(BIP) in die Forschung und Inno-
vation investieren. Von diesem
Ziel ist man laut Hochschul-
und Forschungsminister Claude
Meisch (DP) allerdings noch ein
ganzes Stück entfernt. Bei der Prä-
sentation der nationalen For-
schungs- und Innovationsstrategie
gab er an, dass 2018 0,65 Prozent
des BIP, was 327 Millionen Euro
entspricht, in die Forschung ge-
flossen sind. Trotzdem seien die
Investitionen zwischen 2018 und
2021 mit 1,5 Milliarden Euro be-
achtlich. Zudem könne „es nicht
das Ziel sein, möglichst viel Geld
auszugeben".

Die Strategie, die während ei-
nes Jahres in mehreren Ministeri-
en ausgearbeitet wurde, fußt auf
vier Säulen: Transformation der
Wirtschaft, personalisierte Ge-
sundheitsversorgung, nachhaltige
und verantwortungsvolle Ent-
wicklung sowie Bildungspolitik
des 21. Jahrhunderts. Diese unter-
teilen sich wiederum in 19 For-
schungsbereiche, in denen zahl-
reiche Projekte realisiert werden.
Laut Meisch sind viele der in dem
Papier enthaltenen Elemente be-
reits bekannt, sei dies aus der. Rif-
kinstrategie, dem Klimaplan oder
anderen Dokumenten.

Forschungsinstitute sollen
Autonomie behalten

Am Anfang des Ausarbeitungs-
prozesses habe die Frage gestan-
den, wie Luxemburg 2030 ausse-
hen soll. „Das Land hat sich als
Wissensgesellschaft gefunden.
Diese soll nachhaltig sein, Diver-
sität als eine Chance begreifen und
wird wohl noch digitaler werden."
Bedingt durch seine industrielle
Vergangenheit sei Luxemburg bei
der Materialforschung schon im-
mer besonders stark gewesen. Hier
soll zukünftig vor allem in den Be-
reichen IT und Kommunikation
geforscht werden.

Im Gesundheitswesen sollen
künftig mithilfe von Daten Profile
der Patienten im Labor erstellt und
die Behandlung darauf ausgerich-
tet werden. Außerdem stelle die
Prävention einen wichtigen As-
pekt dar. In der Bildung soll mit al-
len Akteuren daran gearbeitet
werden, das E-Learning Realität
werden zu lassen. In allen Berei-
chen soll die ethische Frage nach
dem Umgang mit Daten eine Rol-
le spielen.

Meisch war es wichtig zu beto-
nen, dass die Autonomie der For-
schungsinstitute erhalten bleibt.
„Die Strategie ist kein Diktat son-
dern ein Lenkmittel, die Institute
sollen frei darüber entscheiden, in

welche Bereiche das Geld fließt."
Nur auf diese Weise könne die
Qualität garantiert werden. „Wir
brauchen eine Forschung, die ein-
fach gut und wettbewerbsfähig ist
und mit der Forschung quer durch
die Welt mithält." Dass man dies
erreicht habe, bewiesen mehrere
internationale Evaluationen.

Ein weiteres Thema bei der
Pressekonferenz war die Halbzeit-
bilanz der Konventionen zwi-
schen Staat und Forschungsinsti-
tuten, die aktuell von 2018 bis 2021
laufen. Diese Zwischenbilanz soll
eine gewisse Flexibilität ermögli-
chen. In Bezug auf die Universität
Luxemburg war es die Neuigkeit,
dass deren Bibliothek auf Belval
künftig länger geöffnet und auch
am Wochenende zugänglich sein
soll. Zudem wird ein Bachelor-
studiengang für Musikpädagogik
eingerichtet. 2020 und 2021 stehen
der Uni 418 Millionen Euro zur
Verfügung, 9,6 Millionen Euro
mehr, als ursprünglich in der Kon-
vention vorgesehen.

Nicht in diesem Budget enthal-
ten sind die 26 Millionen Euro, die
für den neuen Bachelorstudien-
gang für Medizin vorgesehen sind.
Dieser startet im September und
wird über eine gesonderte Kon-
vention geregelt.





WO STEHEN WIR?

Das Interesse für Mathematik, Informatik,

Naturwissenschaft, Technik braucht noch mehr Förderung
Sie werden in vielen Sparten händeringend gesucht,
und das in den meisten Ländern: Ingenieure. Hundert-
tausende dieser hochqualifizierten Profile fehlen in
Europa und in den Ländern der OECD, während China
jährlich so viele Ingenieure ausbildet, wie die OECD-
Länder zusammen. Die Nachfrage ist natürlich von
Branche zu Branche - ob Maschinenbau, Metalltech-
nik, Bauwesen oder Informatik... - anders ausgeprägt,
angesichts der großen Umbrüche, in denen die Welt
steckt dürfte sie aber überall stark zunehmen. Marc
Solvi nannte beim 61. „Journée de l`lngénieur" am
Samstag in der Handelskammer vor allem die Digitali-
sierung und die Nachhaltigkeit als Treiber der Nach-
frage. In der Tat stehen diese sektorübergreifenden
Felder, die weit mehr als nur das Berufsleben beein-
flussen für den rasanten Wandel in Wirtschaft und Ge-
sellschaft. Etwas vergleichbares hat die Menschheit
bis dato noch nicht erlebt.•

Es werden Lösungen in allen Bereichen benötigt -
und zwar schnell. Die Fachkompetenz von Ingenieu-
ren wird deshalb an allen Ecken und Enden gesucht.
Letztlich auch eine Frage des Wettbewerbs in einer
globalen Wissensgesellschaft , die nur durch Innovati-
on punkten kann. Wie aber bringt man mehr Ingenieu-
re auf den Markt, auch in Luxemburg selbst? Das ist die
große Challenge des Bildungssystems, die beim Inge-
nieurstag allen voran vom zuständigen Minister Clau-
de Meisch erläutert wurde.

Bei mehr Schülern Interesse für die so genannten
MINT-Fächer (Mathematik, Informatik, Naturwis-
senschaft, Technik) erwecken, das hat sich das Minis-
terium bereits seit vielen Jahren auf die Fahnen ge-
schrieben, wobei Organisationen wie da Vinci, die eine

ganze Reihe von Initiativen gestartet haben, um den
Kindern Wissenschaft und Ingenieursarbeit näher zu
bringen, tatkräftige Unterstützung leisten. Das tun
aber auch zahlreiche Unternehmen, die selbst Strate-
gien fahren, um den Ingenieursnachwuchs zu pflegen,
Praktika sind dabei enorm wichtig und sei es nur ein
paar Tage zum „Reinschnuppern". Nicht nur Theorie
pauken, sondern auch in der Praxis mit Hand anlegen:
Die Kombination hat noch immer viel gebracht.

Gut, dass es in den Lyzeen mittlerweile die „Maker-
spaces" gibt, in denen Schüler ihre Ideen für IT-Proj ek-
tè austesten können - ohne sich vor einem Scheitern
fürchten zu müssen. Gut auch, dass es Einrichtungen
wie das „Luxembourg Science Center" in Differdingen
gibt, wo man die Wissenschaft entdecken kann und
Initiativen wie „science.lu" etwa Wissenschaftsthe-
men in flotter, jugendgerechter Sprache und angepass-
ten Konzepten rüber bringen.

Hinter die Dinge schauen, mal darüber nachdenken,

wer wie erzeugt, was wir jeden Tag nutzen, das ist ein
kapitaler Reflex zum Verständnis der Welt - und ein
Ansporn dafür, ein eigenes Scherflein dazu beizutra-
gen sie zu verbessern. An dem Angebot wird dauernd
gearbeitet, aber die Begeisterung für MINT-Fächer
hält sich trotzdem noch zu sehr in Grenzen, nicht zu-
letzt unserer Meinung zufolge wegen sprachlicher
Hürden. Das Interesse für Ingenieursstudien aller-
dings nimmt auf jeden Fall zu. Von den Studenten, die
eine staatliche Beihilfe erhalten schlugen 2018/2019
laut Statistik des Hochschulministeriums 2.696 ein In-
genieursstudium ein, davon 540 Frauen. 2014/2015
waren es noch insgesamt 1.858. Den Absolventen win-
ken auf jeden Fall tolle Perspektiven. CLAUDE KARGER
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Echternach setzt neue Akzente in der Stadtentwicklung
ECHTERNACH

LJ

Gemeinsam mit allen Partnern und den Schöffen der Stadt Echternach stellte
Bürgermeister Yves Wengler gestern bei einem Bürgerforum die wichtigsten
Stadtentwicklungsprojekte im Jahr 2020 vor. Erfreut teilte er eingangs mit,
dass das Besuchervolumen stark gestiegen sei. Seit 2019 zählen automatische

„People Counter" die Fußgänger im Innenstadtbereich. „Die hochpräzisen Geräte zeigen,
dass in 2019 erstmals in der Geschichte Echternachs über 700.00 Menschen unsere Stadt
besucht haben", informierte der Bürgermeister. Rund 40 Prozent davon seien internatio-
nale Touristen, jedoch sei auch der Anteil der nicht in Echternach ansässigen Luxembur-
ger bemerkenswert: „Rund ein Drittel unserer Besucher kommt aus Luxemburg, und
zwar vor allem zum Einkaufen und zum Besuch der Restaurants", wusste Wengler zu be-
richten. Das Besucherwachstum will die Stadt im laufenden Jahr mit zahlreichen Projek-
ten noch weiter stärken. So wird an einem neuen Parkraumkonzept gearbeitet. Am See so-

wie am alten Bahnhof werden zusätzliche Parkmöglichkeiten geboten. Dort laufen indes
gerade die Bauarbeiten für den neuen Schulcampus an.

Wengler verfolgt derweil weiter die Initiative, den Standort Echternach auch als
materielles UNESCO -Weltkulturerbe auszuweisen. „Unser Status mit der Spring-
prozession als immaterielles UNESCO -Weltkulturerbe bringt uns gerade im Touris-
mus schon einen ausgezeichneten Ruf. Wir glauben aber, dass das einzigartige Stadt-
bild mit seinen vielen architektonischen Besonderheiten auch das Siegel als Weltkul-
turerbe verdient". Als Grundlage für den Schutz und die Entfaltung der historischen
Innenstadt erarbeitet die Stadt auch eine neue„Charta Stadtbild", die mit Gestal-
tungsempfehlungen für Bau und Gewerbe in Kürze veröffentlicht werden soll.

Für die touristische Besucherführung hatte die Stadt schon 2019 gemeinsam mit
dem„Office Régional du Tourisme" den Startpunkt des Mullerthal-Trails in die In-

nenstadt verlegt und dessen künstlerische Gestaltung ausgeschrieben. Der Entwurf
eines begehbaren Miniatur-Mullerthal-Trails wird im laufenden Jahr auf dem Platz
zwischen Basilika und Trifolion verwirklicht.

Auch für Naherholungssuchendestellt sich die Stadt neu auf. Mit der Umgestaltung des
Uferraums und der Schaffung von Bademöglichkeiten am Echternacher See möchte die
Stadt zu einem der attraktivsten Erholungsgebiete der Region werden. „Sobald wir die Ge-
nehmigung für die Entschiammung des Sees vom Umweltministerium erhalten haben,
werden wir unseren Gästen eines der
schönsten Badegewässer Luxemburgs bie-
ten können. Die Attraktivität des Sees und
damit von ganz Echternach wird durch die-
se Maßnahmen um ein Mehrfaches anstei-
gen", meinte Schöffe Ben Scheuer.
Mehr Wohnraum
Neben den laufenden Bauarbeiten für das Projekt „Masterplan Gare", mit dem Neu-
bau von Schulgebäuden, Sporthalle und Schwimmbad sowie einem Park- und Ge-
schäftshaus, verfolgt die Stadt das Projekt „Oachtergäert" weiter. Dort werden 122



neue Wohnhäuser vor allem für junge Familien geschaffen. Die Stadt Echternach
selbst steiert 27 Grundstücke zum Gesamtprojekt bei. Darüber hinaus wurden im In-
nenstadtbereich an der Rue de Mercier zwei Gebäude gekauft und renoviert, die noch

in diesem Jahr mehrere hundert Qua-
dratmeter neuen Wohnraum auch für so-

zial bedürftige Familien bereitstellen,
wie Schöffe Luc Birgen berichtete.
Dem Schöffenrat der Stadt Echternach
ist bewusst, dass die Vielzahl der Baupro-
jekte auch Störungen für die Anwohner
mit sich bringen kann. Bei allen Planun-

gen sei strikt darauf geachtet worden, diese möglichst gering, zu halten. „,Eng Stad a

Bewegung' bedeutet gegenseitiges Verständnis und Rücksichtnahme. Nur so gestal-

ten wir die Zukunft Echternachs gemeinsam", unterstrich der Bürgermeister. •

"Wir werden eines der schönsten
Badegewässer Luxemburgs bieten"

BEN SCHEUER, Schöffe der Stadt Echternach



VON MARCO GOETZ (TAGEBLATT")

ECHTERNACH Echternach sieht sich
als Stadt in Bewegung. In der Stadt-
entwicklung sollen neue Akzente ge-
setzt werden. Es geht um Wachstum,
Wohnraum und Naherholung. Ge-
tragen von Tourismus, Kultur und
Handel blickt man im Abteistädt-
chen nach vorne. Willibrord und sei-
ne jahrhundertealte. Schreibstube
werden dabei keinesfalls vergessen.

Donnerstagmorgen. Bei strömen-

dem Regen wirken die Häuser auf
dem Echternacher Marktplatz fast
noch attraktiver als bei Sonnen-

schein. Dabei möchte die Abteistadt
im Osten des Landes bei jeder Wet-
terlage eine gute Figur machen.

Die Zukunft wird mit System ge-
plant, erklärt Bürgermeister, Yves
Wengler (CSV): „Die Entwicklung
der Stadt ist auf drei Säulen aufge-
baut: der Kultur, dem Tourismus

und dem Handel."' Handel wird in

Echternach seir'dem Mittelalter be-
trieben. Die ersten Touristen kamen
um 1800 und Kultur, tja, die gibt es
in der Grenzstadt an der Sauer ei-
gentlich seit immer schon.

Der Bürgermeister und seine Leu-

te vom Stadtmarketing, vom Kultur-
zentrum Trifolion oder der Musik-
schule, vom Tourismusverein und

vom Geschäftsverband arbeiten
Hand in Hand und treten auch in der
Öffentlichkeit so auf. Eine spezielle
Echternach-Corporate-Darstellung
zeugt davon. Sie ist schlicht und klar.

Die Stadtverantwortlichen sind
stolz auf ihre Trümpfe und die wol-
len sie in Zukunft verstärkt ausspie-
len, indem eine engere Zusammen-
arbeit zwischen allen beteiligten
Akteuren angestrebt wird. Echter -
nach sieht sich als Stadt in Bewe-

gung. Wachstum, Wohnraum und
Naherholung sind wichtige Akzen-
te in der Stadtentwicklung.

Neben den laufenden Bauar-

beiten für das Projekt „Master -
plan Gare", mit dem Neubau von
Schulgebäuden, Sporthalle und
Schwimmbad sowie einem Park und

Geschäftshaus, verfolgt die Stadt
das Projekt „Oachtergäert" weiter.
122 neue Wohnungen sollen dort
entstehen, so die Stadtverantwort-
lichen. Baubeginn soll im Frühjahr
sein. Darüber hinaus werden in der
Innenstadt neue Sozialwohnungen
hergerichtet.

Der Schöffenrat der Stadt Echter -

nach ist sich bewusst, dass die Viel-
zahl der Bauprojekte natürlich auch
Störungen für die Anwohner mit

sich bringen kann. Zu den Störun-

gen gehört auch, dass Ortsunkundi-
ge zurzeit ein wenig durch die Ge- .
gend fahren müssen, bis sie ihr Ziel
erreichen. Die Türme der Basilika
bieten dabei aber immer eine gute
Orientierungshilfe und Parkplätze
in der Nähe des Zentrums gibt es
genug, zumindest um diese Jahres-
zeit. Um den Touristenströmen in

der Hochsaison gerecht zu werden,
sollen weitere Parkplätze folgen.

„Eine Stadt in Bewegung bedeu-
tet gegenseitiges Verständnis und
Rücksichtnahme. Nur so gestalten
wir die Zukunft Echternachs ge-
meinsam", so Yves Wengler. Dass
diese Zukunft Wachstum bedeutet,
daran lässt er keinen Zweifel.

Für Touristen aus dem In- und
Ausland sowie für 'Naherholungs-
suchende aus Echternach und der
Region stellt sich die Stadt neu auf.
Mit der Umgestaltung des Eingangs-
bereiches und des Uferraums sowie

der Schaffung von Bademöglichkei-
ten am „Lac d'Echternach" möchte
die Stadt zu einem der attraktivsten
Erholungsgebiete der Region wer-
den. Das Wasser sei sauber, sagt
Wengler, man warte nur noch auf
die Genehmigung des Umwelt-
ministeriums, um den See zu ent-
schlammen. Die Neugestaltung des
Campingplatzes mit seinem öffent-
lichen Freibad dürfte ebenfalls zur
Attraktivität beitragen.

Jeder kennt die „Petite Marqui-
se" in Echternach. Das Gebäude auf
dem Marktplatz ist ein Dauerbren-
ner. „Viele lachen darüber", so Yves

Wengler, aber „Dezember 2022 soll
`das Projekt fertig sein". Ein ansehn-
liches Projekt, wie Zeichnungen ver-
muten lassen. Und alle Wohnungen,
die dort entstehen, seien bereits ver-
geben, heißt es.

' Bei aller Energie, die auf die Zu-

kunft der Stadt verwendet wird, ver-
gisst Echternach seine Vergangen-
heit nicht. Besonders Willibrord
nicht, den Stadtheiligen, den Mis-
sionar, der aus Britannien kam und
in Echternach ein Kloster gründe-
tet und eine Schreibstube, das Skrip-
torium, einrichtete, wo einige Jahr-
hunderte später der weltberühmte
„Codex Aureus", das goldene Buch,
entstanden ist.

Seit zehn Jahren steht die Spring-
prozession auf der Unesco-Liste der
nicht -materiellen Kulturgüter. Ech-
ternach möchte mehr und möchte
eigentlich auch gerne auf der Liste
des materiellen Kulturerbes vertre-
ten sein. Bürgermeister Wengler ist
sich bewusst, dass das ein komple-
xer und langwieriger Prozess sein
kann. „Aber eigentlich ist der Weg
das Ziel, dass über unsere Stadt ge-
redet wird, und dass wir unsere Ver-

gangenheit inklusive Willibrord den
Menschen, insbesondere den jünge-
ren, näherbringen können."

Gute Gelegenheiten, Echternach

besser kennenzulernen, gibt es vie-

le. Beispielsweise beim Brückenfest
am 22. Mai, einem Picknick unter
Nachbarn. Beim Musikfestival „Ech-

terlive" vom 17. bis 19. Juli. Beim

Steampunk Anfang August oder
ganz einfach bei Konzerten und
Konferenzen im Trifolion, dem loka-
len Kulturzentrum gleich neben der
Basilika. Oder, wers sportlich mag,
vielleicht auch beim Lauftreff, jeden
Donnerstag um 18.30 Uhr am See.

Lesen Sie dazu auch Kultur, Seite 25. Das
Kulturprogramm von Echternach.
Der Autor Marco Goetz ist Redakteur
beim luxemburgischen Tageblatt.

Weitere Informationen auf
www echternach lu
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Der OECD-Migrationsbericht 2019 zeigt: Kein anderes Land verzeichnet eine so hohe Arbeitsmigration
Von Annette Welsch
Humanitäre Migration sinkt, wäh-
rend Arbeitsmigration steigt - das
war die Haupterkenntnis des
OECD-Migrationsberichts 2019.
Auch wenn Asylbewerber in der
Diskussion oft im Vordergrund
stehen, sank ihre Zahl in den
OECD-Ländern 2018 um 35 Pro-
zent auf gut eine Million. Den
weitaus größten Teil der Migrati-
on machte die vorübergehende
Arbeitsmigration aus. 2017 waren
das rund 4,9 Millionen Menschen,
eine Steigerung von elf Prozent
gegenüber 2016. Hinter dem Be-
griff Migration verbergen sich aber
etliche Facetten, und Luxemburg
sticht hier in vielen Punkten he-
raus, wie ein Blick auf die Lan-
desdaten zeigt. Unter anderem
schon darin, dass hierzulande auch
die humanitäre Migration steigt.

Die Einwanderung

Luxemburg ist ein Einwande-
rungsland und hat bekannterma-
ßen einen hohen Ausländeranteil.
Er stieg seit 2007 um 53 Prozent:
Kamen 2007 noch 15 800 Auslän-
der im Land an, die eine Aufent-
haltsgenehmigung hatten und
mindestens zwölf Monate bleiben
wollten, kletterte die Zahl konti-
nuierlich"in die Höhe und lag zehn
Jahre später bei 23 100 (siehe Gra-
fik 5). Die meisten ansässigen aus-
ländischen Mitbürger stammen
aus Portugal, gefolgt von Frank-
reich und Belgien (siehe Grafik 7).
2018 wohnten 288 200 Migranten
in Luxemburg und machten rund
48 Prozent der Bevölkerung aus.
Auf Luxemburg folgt im OECD-
Vergleich die Schweiz mit 29 Pro-
zent, Australien und Neuseeland
mit 28 beziehungsweise 23 Pro-
zent. Der Schnitt in den OECD-
Ländern lag bei 13 Prozent, 2000
waren es noch 9,5 Prozent.

Seit 2000 ist die eingewanderte
Bevölkerung quer durch die
OECD-Länder gestiegen - mit
Ausnahme von Estland, Israel, Li-
tauen, Lettland und Polen, wo die
Immigrantenbevölkerung altert.
Das größte Wachstum lässt sich in
den nordischen EU -Ländern be-
obachten: 17 Prozent in Island, fünf
Prozent in Schweden, vier Pro-
zent in Finnland. Überdurch-
schnittlich hohe Wachstumsraten

weisen aber auch Slowenien mit
fünf Prozent, Luxemburg und die
Niederlande mit jeweils vier Pro-
zent und Deutschland sowie Spa-
nien mit jeweils drei Prozent auf.

Dem Arbeitsmarkt geschuldet

Luxemburgs Arbeitsmarkt braucht
schlicht immer mehr Arbeitneh-
mer - um gut über drei Prozent
steigt die Beschäftigung jedes Jahr
und lässt sich nicht mit den An-
sässigen decken. 77,8 Prozent der
Immigranten kamen denn auch aus
der EU, 6,9 Prozent waren Ar-
beitsmigranten aus Drittstaaten,
8,4 begleitende oder nachgezoge-
ne Familienangehörige und 6,2
Prozent machen die humanitären
Migranten aus. Dazu kamen 2017
33 000 Entsendungen von Arbeits-
kräften aus anderen EU -Ländern,
die nur temporär da sind - 23 Pro-
zent mehr als noch 2016.

Internationale Studenten bilde-
ten 2016 im Schnitt neun Prozent
der Studenten in der OECD. Eine
zu vernachlässigende Größe sind
sie in Lateinamerika und sie blei-
ben niedrig in Zentral- und Ost -
Europa sowie in Ost -Asien. Am
anderen Ende des Spektrums ste-
hen Neuseeland (17 Prozent),
Australien (20 Prozent) und bei
Weitem an der Spitze Luxemburg
mit einem Anteil von 47 Prozent
an internationalen Studenten. Da-
von sind mehr als 70 Prozent Stu-
denten aus EU -Ländern. Und sind
in der OECD 15 Prozent internati-
onale Master -Studenten und 24
Prozent internationale Doktoran-
den, so sind es in Luxemburg und
der Schweiz mehr als jeder Zwei-
te.

Asyl: Luxemburg ist attraktiv
Bei den neuen Asylanträgen, die
pro Land und hochgerechnet auf
eine Million Einwohner gestellt
werden, gehört Luxemburg mit
3 778 hinter Griechenland zur
Spitze der OECD-Länder (siehe
Grafik 2) - 837 ist der Mittelwert.
In absoluten Zahlen nahm Luxem-
burg 2018 2 230 Asylanträge an.
Der jährliche Durchschnitt lag 2013
bis 2015 noch bei 1420 Anträgen
(siehe Grafik 6). Dabei werden drei
von vier Anträgen positiv beschie-
den: Von 1400 Entscheidungen
zum Bleiberecht, die im Jahr 2018

getroffen wurden, waren es 72
Prozent. Die meisten Asylsuchen-
den kommen aus Eritrea, Syrien,
Irak, Afghanistan und Georgien.

Die Einbürgerungen

2017 nahmen elf Prozent weniger
Ausländer die Staatsangehörigkeit
eines OECD-Landes an als 2016 -die niedrigste Zahl seit 2010. In den
EU -Ländern war das Phänomen
mit einem Minus von 14 Prozent
noch ausgeprägter. Luxemburg
gehört mit 26 Prozent mehr Neu-
bürgern als 2016 zu den Spitzen-
ländern hinter Norwegen (plus 48
Prozent) und Finnland (plus 30
Prozent).

Betrachtet man die Herkunfts-
länder derjenigen, die die Luxem-
burger Staatsangehörigkeit ange-
nommen haben (Grafik 3), so ste-
chen 2016 und 2017 Frankreich und
die USA hervor, bei den Belgiern
kam es dagegen 2012 zu einem
sprunghaften Anstieg, der anhält.
Das lässt sich laut den Statistiken
des Justizministeriums auf die
Prozedur des Recouvrement nach
Art. 89 des Nationalitätengesetzes
zurückführen, die noch bis Ende
diesen Jahres läuft: Wer im Jahr
1900 luxemburgische Vorfahren
hatte, kann die Staatsangehörig-
keit beantragen. Viele Belgier
nutzten dies beispielsweise, als
sich damals die Regierungsbil-
dung so lange hinzog.

Innerhalb von zwölf Jahren sind
die Einbürgerungen insgesamt von
1 236 auf 11 877 pro Jahr gestiegen,
wobei es 2009 und ab 2016 signi-
fikant in die Höhe ging (siehe Gra-
fik 4). 2009 ist leicht mit der Re-
form des Nationalitätengesetzes
und der Einführung der doppelten
Staatsbürgerschaft im Jahr 2008 zu
erklären. 2017 wurde die Einbür-
gerung ein weiteres Mal abgeän-
dert, wobei es beide Male in punc-
to Residenzzeit und Sprachanfor-
derungen erleichtert wurde, den
luxemburgischen Pass zu bekom-
men. Der Sprung von 2016 könnte
sich mit dem Referendum aus dem
Jahr 2015 erklären lassen, bei dem
bekanntlich dem Ausländerwahl-
recht eine deutliche Abfuhr erteilt
wurde: Wer wählen will, muss Lu-
xemburger werden, sagten damals
80 Prozent der Befragten.



Absolute Spitze bei Grenzgängern und Entsendeten
Zum ersten Mal wurde im OECD-
Migrationsbericht ein Kapitel einge-
fügt mit vergleichenden Daten zu den
Auswirkungen von zeitweiliger Mig-
ration, zu denen Grenzgänger und
Entsendete gehören, auf den Arbeits-
markt. Da schlägt die Stunde Luxem-
burgs, denn solche Zahlen hat nie-
mand zu bieten. Sie fügen den ein-
heimischen Arbeitnehmern einen An-
teil von 9,2 Prozent in der Schweiz
und ganze 65,5 Prozent in Luxemburg
hinzu: Auf 100 einheimische Arbeit-
nehmer kommen hierzulande täglich
fast 66 Grenzgänger und entsendete
Arbeitskräfte hinzu. Sie stammen zu

98,7 Prozent aus der EU oder den
FTA-Ländem, die mit der EU eine
Freihandelsassoziation haben: Island,
Liechtenstein, Norwegen und die
Schweiz (siehe Grafik 1). In nur sechs
OECD-Ländern machen diese Migran-
ten auf Zeit mehr als zwei Prozent
der Gesamt -Arbeitsbevölkerung aus.

2017 wurden 2,7 Millionen Entsen-
dungen innerhalb der EU/EFTA ver-
zeichnet und damit 22 Prozent mehr
als im Jahr davor. Die Zahl der Ent-
sendungen stieg signifikant in Frank-
reich, Österreich, den Niederlanden,
Spanien und Luxemburg. Diese Ar-
beitnehmer, die nur für eine gewisse

Zeit in ein anderes Land geschickt
werden, sind am häufigsten im Bau
und der Produktion anzutreffen:
Während 22 Prozent der einheimi-
schen Bevölkerungen in diesen Berei-
chen arbeiten, sind es 40 Prozent der
zeitweilig Entsendeten. Insgesamt
machen die temporären Arbeitsmig-
ranten aber im OECD-Schnitt nur 2,4
Prozent aller Arbeitskräfte im Bau und
1,2 Prozent im Produktionssektor aus.

Luxemburg sticht auch hier weit
hervor, denn im Bau kommen auf je-
den einheimischen Arbeitnehmer 3,5
temporäre Arbeitsmigranten und im
verarbeitenden Gewerbe zwei.









Die Chamber verabschiedet sich mit einer Zeremonie
vom langjährigen Abgeordneten Eugène Berger

Von Marc Hoscheid
Am 21. Januar platzte die Nach-
richt von DP-Fraktionspräsident
Eugène Bergers Tod in eine Par-
lamentsdebatte und traf die
Chamber mitten ins Herz. Sicht-
lich bewegt verkündete der stell-
vertretende Parlamentspräsident
Mars Di Bartolomeo (LSAP) die
traurige Botschaft, und Chamber-
präsident Fernand Etgen (DP)
brach in Tränen aus, als er den
Hinterbliebenen des Verstorbe-
nen sein Mitgefühl für ihren Ver-
lust aussprach.

Nachdem sich am 25. Januar Fa-
milie und Freunde während einer
privaten Zeremonie auf dem
Friedhof in Merl von ihm verab-
schiedet hatten, gedachte gestern
die Chamber, jene Institution, der
er mit einer Unterbrechung 17 Jah-

re lang als Abgeordneter angehört
hatte, Eugène Berger.

Sein Tod hinterlasse sowohl bei
seiner Familie als auch seiner
politischen Familie ein großes
Loch, so Fernand Etgen. Mit ihm
gehe ein fleißiger und engagierter
Mensch, der sowohl in der Politik
als auch bei seiner Leidenschaft,
dem Bergsteigen, stets den nöti-
gen Biss gezeigt habe.

Gilles Baum, Bergers Nachfolger
im Amt des Fraktionspräsidenten
bei den Liberalen, erinnerte an die
zahlreichen Fotos an den Wänden
in dessen Büro. Diese hätten den
Verstorbenen nicht beim Hände-
schütteln mit bedeutenden Politi-
kern, sondern seine Familie und die
Berge gezeigt.

Schon früh habe Berger eine
konkrete Vision eines modernen

Luxemburg gehabt. So sei er stolz
darauf gewesen, als einer der ers-
ten . Lehrer im Unterricht mit
Computern gearbeitet zu haben.
Auch die Förderung des Télétra-
vail habe ihm am Herzen gelegen,
und man werde seinem Wunsch
nachkommen, dass künftig jeder
Mitarbeiter der DP-Fraktion das
Recht bekommt, einen Tag von zu
Hause aus zu arbeiten.
Premierminister Xavier Bettel

(DP) meinte, auch zehn Tage nach
Bergers Ableben sei dies noch im-
mer schwer zu verkraften. Auch er
erinnerte an den Privatmenschen
und Alpinisten, der stets davon
berichtet habe, dass einem auf den
Gipfeln der höchsten Berge klar
werde, nur ein kleiner Teil von et-
was ganz Großem zu sein. Im All-
tag sei Berger hingegen stets ein

ganz Großer im Kleinen gewesen.
Er habe keine Herausforderung
gescheut und angepackt, wenn dies
nötig war.

Berger sei seiner Zeit voraus ge-
wesen und habe bereits zwischen
1999 und 2004 als Staatssekretär
darauf hingewiesen, dass die Na-
tur leide. Zum Schluss wurde der
bis dahin eher gefasst wirkende
Bettel dann doch von seinen Ge-
fühlen überwältigt und beendete
seine Rede mit den tränenerstick-
ten Worten „lisch, wir werden
dich vermissen."

Eugène Bergers Platz im Parla-
ment wird Pim Knaff, Schöffe in
Esch/Alzette, einnehmen. Seine
Vereidigung findet am 4. Februar
statt.



Am Luxemburger Weinbautag stellen Experten Techniken zur Anpassung an den Klimawandel vor
Von Volker Bingenheimer

Wormeldingen. Extreme Witterung
mit Rekordtemperaturen, Dürre,
Frost und Starkregen haben den
Winzern in den vergangenen zwei
Jahren das Leben schwer ge-
macht. Beim Luxemburger Wein-
bautag in Wormeldingen zeigten
folglich die Referenten Strategien
auf, wie sich die Betriebe an die
veränderten klimatischen Bedin-
gungen anpassen können.

Auf der Leinwand bekamen die
Winzer Bilder von Trockenschä-
den und von der Sonne verbrann-
ten Trauben zu sehen, wie sie ih-
nen sicherlich noch in Erinnerung
sind. Matthias Petgen, Leiter des
Versuchswesens am Dienstleis-
tungszentrum für den Ländlichen
Raum Rheinpfalz, berichtete von
den drei Hitzewellen des vergan-
genen Jahres und ihren Konse-
quenzen. Besonders die, neu an-
gepflanzten Rebstöcke seien von
Hitze und Dürre betroffen. Er er-
innerte daran, dass bei einer Luft-
temperatur von 38 Grad am Stock
in Bodennähe bis zu 50 Grad er-
reicht werden könnten.

Zur Vorbeugung von Sonnen-
brand laufen an seinem Institut
Experimente mit Kalk- oder Kao-
linlösungen, die auf die Trauben
gespritzt werden und auf der Bee-
renhaut wie eine Sonnenmilch
wirken. Für die Praxisanwendung
ist diese Behandlung noch nicht

zugelassen.
Auf großes Interesse stießen die

Vorschläge zur künstlichen Be-
wässerung. Als zweckmäßig hat
sich in Versuchen die Tröpf-
chenbewässerung mit fest instal-
lierten Rohrleitungen herausge-
stellt. „Wohl dem, der das benö-
tigte Wasser hat", meinte Ver-
suchsleiter Petgen. Er hat einen
Wasserbedarf von 130 bis 180 Ku-
bikmeter pro Hektar und Monat
ausgerechnet. „Das ist schon eine
enorme Menge. Dafür ist ein Brun-
nen nötig, denn so viel Wasser
können Sie nicht spazieren fah-
ren", informierte er die anwesen-
de Winzerschaft.

Moselwasser im Weinberg

Einen Brunnen für Bewässerungs-
zwecke zu bohren, sei mit einer
entsprechenden Genehmigung
zwar möglich, sagte Luc Zwank
vom Wasserwirtschaftsamt. Er
dämpfte aber die Erwartungen:
„Wir dürfen dem Grundwasser pro
Jahr nicht mehr entnehmen, als
neu dazukommt." Weniger prob-
lematisch sei es, das Wasser der
Mosel in die Weinberge zu pum-
pen. Hierfür verlangt das Was-
serwirtschaftsamt eine Gebühr.
Betriebe könnten außerdem das
kaum verschmutzte Abwasser aus
der Kellerei speichern und für den
Weinberg verwenden.

Weinbauberaterin Sonja Kant-

hak vom Institut fir Biologesch
Landwirtschaft an Agrarkultur
(IBLA) widersprach der Sichtwei-
se, dem Klimawandel rein mit
technischen Anlagen begegnen zu
wollen: „Sicher, Bewässerung ist
manchmal unumgänglich. Aber
besser ist es, das Wasser länger im
Boden zu halten." Hierzu stellte sie
Methoden vor, mehr Humus im
Weinberg zu bilden. Selbst ge-
machter Kompost aus Trester eig-
net sich dafür zum Beispiel, er-
klärte die Weinbauberaterin. Hu-
musreiche Böden könnten mehr
Feuchtigkeit und Nährstoffe spei-
chern und seien widerstandsfähi-
ger gegen Starkregen, sodass die
Erosion des Bodens eingedämmt
werde.

Klimaforscher Jürgen Junk vom
Luxembourg Institute of Science
and Technology (LIST) erinnerte
daran, dass in Luxemburg über das
Jahr hinweg genug Regen falle, nur
die Verteilung verändere sich, und
vor allem die Extremwetterlagen
nähmen zu. Zwar hätten die Win-
zer die letzten zwei trocken -hei-
ßen Sommer noch in Erinnerung.
„Doch feuchtwarme Sommer wer-
den in Zukunft wohl noch häufi-
ger werden", resümierte Jung.

Sein LIST -Kollege und Wein-
bauwissenschaftler Daniel Molitor
stimmte ihm zu. Fäulnis werde in
den kommenden Jahren zu einem
wachsenden Problem. Zudem

müssten die Winzer große
Schwankungen von Jahr zu Jahr
einkalkulieren.

Raffinierte Maschinen

Andere Vorträge drehten sich um
technisch ausgefeilte Maschinen
zur Unterstockbearbeitung. Die-
ses Thema gewinnt durch den
Verzicht auf das Unkrautvernich-
tungsmittel Glyphosat wachsende
Bedeutung. Das Weinbauinstitut
IVV zog Bilanz eines dreijährigen
Versuchs, bei dem eine landwirt-
schaftliche Drohne eingesetzt
wird, um Weinberge ferngesteu-
ert zu spritzen (das LW berichte-
te). Weitere Referenten beleuch-
teten die hohe Traubenreife und
ihre Auswirkungen auf das Wein-
aroma sowie die Flora und Fauna
im Weinberg.

Klima und Krankheiten
Eine zweitägige Konferenz dreht
sich um die Auswirkungen des Kli- "

mawandels auf die Gesundheit der
Rebstöcke. Am Montag, 17. Februar,
am LIST in Beles und am Dienstag,
18. Februar, am IVV in Remich, re-
ferieren Fachleute über -Schädlings-
befall, Fäulnis und Pilzkrankheiten
im Weinberg. Die Vorträge finden in
englischer Sprache statt. Anmel-
dung bis Montag unter:
฀ www.clim4vitis.eu



Der 12. „Lëtzebuerger Wäibaudag" stand ganz im Zeichen neuer Techniken
WORMELDINGEN
PATRICK WELTER

Der „Lëtzebuerger Wäibaudag" war auch bei sei-
ner zwölften Ausgabe eine Mischung aus Fort-
bildung und Branchentreffen. Eine Mischung,
die augenscheinlich gut funktioniert, da das

Kulturzentrum in Wormel-
dingen voll besetzt war.
Nach den einführenden Re-
den von Marc Weyer, Win-
zerverband, und Landwirt-
schafts- und Weinbauminis-
ter Romain Schneider, folgten die Fachreferate. Aus den
zahlreichen Vorträgen von Weinbaufachleuten aus Luxem-
burg und Deutschland stach einer - bedingt durch politische
Entscheidungen - besonders heraus. Serge Fischer vom
Weinbauinstitut in Remich referierte über den beschlosse-
nen Glyphosatausstieg.

Zu den weiteren behandelten Themen gehörten unter
anderem Technikreferate wie etwa zum Thema „Unter-
stockmechanisierung" oder die Arbeit mit Drohnen, der
Klimawandel und entsprechende Anpassungsstrategien für
den heimischen Weinbau, sowie Weinbau als Kulturland-
schaft und Konsumtrends. Das Schlusswort gehörte dem
Leiter des Weinbauinstituts, Dr. Roby Ley.

Der beschlossene Glyphosat-Ausstieg, über den Serge Fi-
scher sprach, wird vom Weinbau mitgetragen. Die Mehrkos-
ten werden in Teilen von einer Landschaftspflegeprämie auf-
gefangen. Fischer erläuterte die verschiedenen Wege, Gly-
phosat zu ersetzen, zum einen technische Lösungen, zum an-
deren Rückkehr zu chemischen Präparaten. Aus seinem Vor-
trag ging klar hervor, dass die technische Lösung zwar auf-
wendig ist, weil sie auch die Kombination verschiedener
Techniken wie beispielsweise Flachschar und Bürsten ver-
langt - dank der schweren Böden an der luxemburgischen
Mosel. Trotz des höheren Arbeitsaufwands machte Fischer
klar, dass sich der Einsatz von Chemie - die auch für den Win-
zer nicht ungefährlich ist - auf Weinberge beschränken sollte,

die nicht mit fahrendem Ge-
rät zu erreichen sind. „Man
darf auch mal etwas Kraut
stehen lassen", erklärte Fi-
scher, der „aufgeräumte"
Wingert sei kein Qualitäts-

maßstab mehr. Durch zusätzliche Prämien wird insbesonde-
re die mechanische Mehrarbeit in den Steillagen (Steigung
über 30 Prozent) gefördert. Der Ankauf notwendiger Maschi-
nen wird mit 20 Prozent bezuschusst, die Höchstfördermen-
ge liegt bei 100.000 Euro. Vor allem kommt es aber auf ein ver-
ändertes Denken an, so Fischer abschließend.

„Man darf auch mal etwas Kraut stehen lassen”
SERGE FISCHER, Weinbauinstitut, über die Zeit nach Glyphosat

WEINBAUMINISTER ROMAIN SCHNEIDER

Die neue Gemeinsame Agrarpolitik der EU muss auf Öko-Skills und die Jugend setzen
WORMELDINGEN Für Landwirtschafts- und Weinbauminister Romain Schneider ist der

Weinbautag eine hervorragende Plattform für den gesamten Berufsstand, um sich über aktuelle
Themen in Wingert und Keller zu informieren. Schneider begrüßte die positiven Reaktionen der

Winzer auf den Glyphosat-Ausstieg, der ja durch angehobene Prämien unterstützt wird. Er geht
davon aus, dass sich mit der neuen Periode der gemeinsamen Agrarpolitik der EU (GAP) auch die
Fördersituation ändern wird. Eigentlich soll der nächste Siebenjahreszyklus der GAP zum 1.1.2021
beginnen, Schneider rechnet aber eher mit 2023, da der GAP immer lange Verhandlungen zu
Grunde liegen. Bis dahin müsse man gangbare Übergangsregelungen finden. Der luxemburgische
Weinbau tue gut daran, weiterhin auf Qualität zu setzen.



Auf Nachfrage hin meinte Schneider, dass man noch abwarten muss, wie sich der Brexit auf die
GAP der EU auswirken wird - vor allem im Hinblick auf das zur Verfügung stehende
Gesamtbudget der Landwirtschaft. Bei größeren Ausfällen europäischer Fördermittel, werde die
nationale Politik einspringen - soweit es kein Verstoß gegen EU -Recht ist.
Die neue GAP wird nach Auffassung von Schneider mehr „Öko-Skills" enthalten und vor allem auf

eine junge Landwirtschaft, soll heißen auf die gezielte Förderung junger Bauern, setzen. Für

Schneider geht es dabei auch um den Erhalt einer kleinräumigen Landwirtschaft.
Angesprochen auf die Diskussionen in den Nachbarländern über zu billige Lebensmittel, meinte
Schneider ganz klar, dass Lebensmittel einen Wert haben müssen. Vor allem müssten die
Produzenten, also die Landwirte, in der Wertschöpfungskette angemessen berücksichtigt
werden. PW



NEWS

LUXEMBURG Auf von luxemburgi-
scher Seite geäußerte Besorgnis im
Hinblick auf eine mögliche Lauf-
zeitverlängerung des Atomkraft-
werks Cattenom über das 40. Jahr
hinaus sowie allgemein zur Sicher-

heit des AKW hat die französische
Delegation auf die unabhängigen
und transparenten Sicherheits-
kontrollen der französischen
Atomaufsicht ASN verwiesen. Das

geht aus dem 18. Treffen der ge-
mischten französisch -luxemburgi-
schen Atomsicherheitskommissi-
on am Dienstag in Montrouge
(Frankreich) hervor. LJ




